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REISE NACH BERLIN
Den Gewinnern des Weihnachtsrätsels 
winken attraktive Geschenke SEITE 14

ARBEIT IN BERLIN 
Wie sich Bundestagsbeschäftigte aus dem
Ausland zur Weihnachtszeit freuen SEITE 9

W
eihnachten, das Fest
der Familie, naht
und das muss nicht
immer ein Grund für
Harmonie sein. In
vielen Wohnzim-

mern herrscht schon jetzt gereizte Stim-
mung. Und wenn man den Plenarsaal des
Bundestages als das Wohnzimmer der Ber-
liner Abgeordneten-Familie betrachten will,
dann macht auch dieses in Sachen fehlen-
der Harmonie keine Ausnahme. Da droht
Linken-Fraktionschef Klaus Ernst der Bun-
desregierung schon mal mit der Rute. Um-
gekehrt wirft Bundesarbeitsministerin Ur-
sula von der Leyen (CDU) der Linken sicht-
lich wütend vor, „betonhart in der Vergan-
genheit zu leben“ und aktuelle
Entwicklungen nicht sehen zu wollen.
Kurz vor dem Start der Rente mit 67 am 
1. Januar war die Stimmung am vergange-
nen Donnerstag gereizt wie immer bei die-
sem Thema. Gegenstand der Bundestagsde-
batte war eine Große Anfrage der Fraktion
Die Linke (17/5106) und die Antwort der
Bundesregierung (17/7966) darauf. Wäh-
rend Die Linke in ihrer Anfrage die Anhe-
bung des Rentenalters als „unvertretbares
Risiko für Jung und alt“ bewertet, betont die
Regierung in ihrer Antwort, die Entschei-
dung von damals bleibe auch heute richtig.
Entlang dieser Fronten bewegte sich im We-
sentlichen auch die Diskussion, die Grünen
und die SPD standen mit ihren Positionen
irgendwo dazwischen.
Vor allem für die SPD verwundert das nicht,
hat sie doch 2007 in der Großen Koalition
die Rente mit 67 beschlossen. Ab Januar
wird es also ernst für die ersten Neu-Rent-
ner. Sie müssen einen Monat länger arbei-
ten, um abschlagsfrei in Rente gehen zu
können. Bis 2029 wird auf diese Weise das
Renteneintrittsalter schrittweise angeho-
ben. Ab Jahrgang 1964 gilt dann generell
das Einstiegsalter von 67 Jahren.

Zu viele Arbeitslose Mit ihrem jüngsten
Parteitags-Beschluss, die Rente mit 67 aus-
zusetzen, bis mindestens 50 Prozent der 60-
bis 64-Jährigen sozialversicherungspflichtig
beschäftigt sind, hat die SPD aus eigener
Sicht jedoch keinen Kurswechsel vollzogen.
Sie argumentiert mit der sogenannten Über-
prüfungsklausel des betreffenden Gesetzes,
die besagt, vor dem Hintergrund der aktu-
ellen arbeitsmarkt- und sozialpolitischen
Situation Älterer zu entscheiden, ob die
Rente mit 67 tatsächlich eingeführt werden
soll. Und bei deren Bewertung scheiden
sich erheblich die Geister.
„Sie haben von der sozialen Lage der Men-
schen in diesem Land überhaupt keine Ah-
nung“, warf SPD-Arbeitsmarktexpertin Elke
Ferner der Regierung vor. Nur jeder Fünfte

sei vor dem Renteneintritt versicherungs-
pflichtig beschäftigt, ein Viertel der Men-
schen dagegen arbeitslos. Deshalb sei es un-
verantwortlich, bei der aktiven Arbeits-
marktpolitik Milliarden zu kürzen und so
die Chancen Älterer auf einen Job massiv
einzuschränken. Sie forder-
te, Zeiten der Langzeitar-
beitslosigkeit für die Ren-
tenberechnung stärker zu
berücksichtigen und die Be-
dingungen für den Erhalt ei-
ner Erwerbsminderungsren-
te zu verbessern.
Wenn man bis 67 arbeiten
soll, müssten bestimmte Vo-
raussetzungen erfüllt sein,
betonte Klaus Ernst (Die
Linke). Dazu gehöre, „dass
man mit 64 Jahren über-
haupt noch Arbeit hat“. Derzeit seien aber
nur knapp neun Prozent der 64-Jährigen in
Deutschland in Vollzeit erwerbstätig. Für 90
Prozent der Menschen bedeute die Anhe-
bung des Renteneinstiegsalters deswegen
nichts anderes als eine „äußerst brutale Ren-
tenkürzung“. 

Ursula von der Leyen interpretierte die Ar-
beitsmarktlage Älterer ganz anders. Man
könne doch nicht leugnen, dass sich die Si-
tuation Älterer in den vergangenen Jahren
deutlich verbessert habe. In den letzten
zehn Jahren habe sich die Erwerbstätigen-

quote der 60- bis 64-Jähri-
gen verdoppelt, so der Ein-
wand der Ministerin. Es sei
ein Gebot der Fairness den
Jungen gegenüber, das Ren-
teneintrittsalter anzuheben.
„Europa ist ein Kontinent
des langen Lebens und da-
rauf müssen wir reagieren.
Wir machen keine Rolle
rückwärts“, verteidigte die
Ministerin den Start der
Rente mit 67.
Heinrich Kolb (FDP) fragte

die SPD in Bezug auf die Überprüfungsklau-
sel des Gesetzes: „Was haben Sie denn da-
mals erwartet, wie sich die Erwerbslage der
Älteren entwickeln würde?“ Immerhin sei
die Erwerbstätigenquote der Älteren und
auch das Renteneintrittsalter in den letzten
Jahren erheblich gestiegen. 

Wolfgang Strengmann-Kuhn (Bündnis
90/Die Grünen) wie auch Elke Ferner for-
derten flexiblere Übergänge in die Rente.
Außerdem müsse das Erwerbsleben so ge-
staltet werden, dass man gesund länger ar-
beiten könne. Er warb für eine „Grüne Ga-
rantierente“, die den Menschen nach 30
Versicherungsjahren ein Niveau über der
Grundsicherung garantieren soll.

Versuch gescheitert Karl Schiewerling
(CDU) wies schließlich darauf hin, dass die
Akzeptanz der Rentenversicherung so groß
wie nie zuvor sei. Deshalb müsse man die
Stellschrauben auch für die Zukunft der
Rentenversicherung richtig stellen, warnte
er. Eine Anhebung der Beiträge, eine Absen-
kung des Sicherungsniveaus oder eine Er-
höhung des Bundeszuschusses seien je-
doch keine ernsthaften Alternativen zur 
Rente mit 67.
Deshalb geht es damit nun wie geplant im
Januar los. Der Versuch von SPD und Lin-
ken, dies mit zwei Entschließungsanträgen
(17/8150; 17/8151) noch zu verhindern,
scheiterte an der Stimmenmehrheit der Ko-
alitionsfraktionen.              Claudia Heine ❚

Es bleibt ein heißes Eisen, das alle
Beteiligten nur mit spitzen Fingern
anfassen: die Schaffung eines bun-
deseinheitlichen Rentenrechts.

Das wurde während der Bundestagsdebatte
am vergangenen Freitag deutlich, als drei
Anträge der Opposition und eine Große An-
frage an die Regierung zu diesem Thema zur
Diskussion standen.
Verwunderlich ist die Vorsicht nicht. Fast un-
überschaubar ist die Gemengelage aus unter-
schiedlichsten Interessen und Sonderfällen.
Maria Michalk (CDU) hatte dafür die richti-
gen Zahlen parat: Neben der gesetzlichen So-
zialversicherung mussten im Zuge der Wie-
dervereinigung allein 27 Zusatzversorgungs-
und fünf Sonderversorgungssysteme der
DDR in bundesdeutsches Rentenrecht über-
führt werden. Unter letztere fallen  zum Bei-
spiel auch Mitarbeiter der DDR-Staatssicher-
heit, die man nicht weiter privilegieren woll-
te. Gleichzeitig mussten Ansprüche aus den
„normalen“ berufsständischen Zusatzversi-
cherungen „überführt“ werden. 

Gefühlte Ungerechtigkeiten Da der „Teu-
fel hier im Detail“ steckt, wie es Iris Gleicke
(SPD) formulierte, konzentriert sich die öf-
fentliche Debatte meist auf die unterschied-

liche rentenrechtliche Bewertung der Ein-
kommen in Ost und West. Die Höherwer-
tung der Ost-Einkommen, geregelt im Ren-
tenüberleitungsgesetz (RÜG) von
1991, sollte die damals drastischen
Einkommensunterschiede zumin-
dest für die Rentenberechnung aus-
gleichen. Doch diese Höherwertung
existiert nach wie vor, was vor allem
bei Westdeutschen für Unmut sorgt.
Ostdeutsche dagegen ärgern sich
über den immer noch niedrigeren
Rentenwert-Ost. Dieser Faktor ist
Teil der Rentenberechnung und liegt
im Westen der Republik höher.
SPD und Linke fordern in ihren An-
trägen (17/6486, 17/6487, 17/7034)
eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe,
um  die Rentenüberleitung abschlie-
ßend zu klären. Die SPD fordert au-
ßerdem einen „Härtefallfonds“ für
Betroffene, deren Ansprüche aus
DDR-Zeiten nicht mehr rentenpoli-
tisch zu klären sind. Darüber hinaus
verlangt sie eine Angleichung pau-
schal bewerteter Versicherungszeiten wie
Zeiten der Kindererziehung.
Der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesarbeitsministerium, Hans-Joachim

Fuchtel, lehnte eine Arbeitsgruppe ab. Es sei
naiv zu glauben, ein solches Gremium kön-
ne die differenzierten Probleme lösen, sag-

te er. Eine konkrete zeitliche
Perspektive für ein einheitliches Renten-
recht nannte er nicht. Gleicke (SPD) nann-
te dagegen das Auslaufen des Solidarpaktes

II 2019 als zeitliches Orientierungsfenster.
Bis dahin müssten die Einkommensunter-
schiede ausgeglichen werden, dann sei

auch die Höherwertung der Ein-
kommen hinfällig. Martina Bunge
(Die Linke) kritisierte, dass die Re-
gierung noch immer keinen Zeit-
plan für die Angleichung vorgelegt
habe und forderte einen einheitli-
chen Rentenwert für Ost und West.
Dem schloss sich auch Wolfgang
Strengmann-Kuhn (Die Grünen) an
– allerdings eingeschränkt. Denn er
verlangte für den Fall ein gleichzei-
tiges Ende der Höherwertung der
Ost-Einkommen. Das lehnt die Lin-
ke ab. Heinrich L. Kolb (FDP) wies
darauf hin, dass die Ost-West-An-
gleichung der Löhne zwar stagniere,
dass es aber mittlerweile bundesweit
regionale Lohnunterschiede jenseits
der Ost-West-Marke gebe, woraus
wiederrum neue Verteilungsfragen
entstünden.        che ❚ 

Zusatzzahl 67 
RENTE Ab Januar verschiebt sich die Regelaltersgrenze. SPD und Linke können dies nicht stoppenPatrick Döring Beim zweiten Mal hat es ge-

klappt: Patrick Döring wird neuer FDP-General-
sekretär, nachdem Christian Lindner am Mitt-

woch überraschend
zurückgetreten war.
Kurz später stellte
Parteichef Philipp
Rösler seinen Hanno-
veraner Parteifreund
(38) als designierten
Nachfolger vor. Den
Wunschposten hatte
der Verkehrsexperte
der FDP-Bundestags-
fraktion schon vor

zwei Jahren angestrebt – der damalige Partei-
chef Guido Westerwelle entschied sich jedoch
für Lindner. Der Bundesschatzmeister und Frak-
tionsvize der FDP sitzt seit 2005 im Bundestag,
gilt als gesellig und teamorientiert, aber auch
als Mann klarer Worte. Vom massigen und ag-
gressiven Döring erhoffen sich die angeschla-
genen Liberalen mehr Aufmerksamkeit in der
politischen Landschaft.„Alle müssen nun an ei-
nem Strang ziehen“, gab der Diplom-Ökonom
derweil als Parole aus. kru ❚

Prozent der FDP-Mitglieder haben in der
parteiinternen Abstimmung für den Kurs der
Parteiführung votiert, die den permanenten
Euro-Rettungsschirm ESM unterstützt. Der
Antrag des Euro-„Rebellen“ und Bundes-
tagsabgeordneten Frank Schäffler erhielt nur
44,2 Prozent. Allerdings wurde beim Mitglie-
derentscheid das zur Gültigkeit nötige Ein-
Drittel-Quorum aller Parteimitglieder mit
31,6 Prozent knapp verfehlt.
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»Auf 
Wiedersehen.« 
Christian Lindner, ehemaliger FDP-Gene-
ralsekretär, am Ende seiner Rücktrittserklä-
rung am vergangenen Mittwoch. Nach sei-
nem kurzen Statement in der Berliner Partei-
zentrale der Liberalen konnten keine Fragen
mehr gestellt werden.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Die Rente liegt für dieses Baby noch in weiter Ferne. Wie weit, lässt sich noch gar nicht abschätzen. Denn ob die 67er-Grenze das letzte Wort ist, ist nicht sicher

Einheitliche Praxis noch nicht in Sicht
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»Wir machen
keine Rolle
rückwärts.

Wir 
bleiben 

standfest.«
Ursula von der Leyen (CDU)

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 2 und
3 und unter: www.bmas.de/DE/Themen/Rente

RENTENRECHT Alle wollen neue Ungerechtigkeiten vermeiden. Darüber hinaus bleibt vieles unklar
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Früher war die Sache einfach. Was immer pas-
sieren möge: „Die Rende is sischä“, pflegte
Norbert Blüm bei jeder Gelegenheit zu betonen.
Und die Menschen im Land haben dem CDU-
Sozialpolitiker und Arbeitsminister geglaubt.
Bis eines Tages offensichtlich wurde: Die staat-
liche Rente ist eben doch nicht so sicher, dass
sie ein sorgenfreies Dasein nach dem Erwerbs-
leben garantieren kann.
Private Altersvorsorge hieß fortan das Zauber-
wort.Wer es mit seinen Einkommensverhältnis-
sen irgendwie vereinbaren konnte, versuchte
Geld zurückzulegen: Immobilien, Lebensversi-
cherungen, Aktienfonds.
Staatliche Förderprogramme schufen Anreize,
einer finanziellen Notsituation im Alter vorzu-
beugen. Bis dann die weltweite Wirtschaftskri-
se mit grausamer Wucht das Gefühl der Sicher-
heit zerschlug und die prognostizierten Rendi-
ten zusammenschmelzen ließ.
Geblieben ist die Sorge um die Zukunft. Die re-
gelmäßige persönliche Prognose des staatli-
chen Rentenversicherers wird in den meisten
Fällen nicht mit dem aktuellen Lebensstandard
in Einklang zu bringen sein. Wenn dann auch
noch die individuelle Vorsorge vor den Geset-
zen der Finanzmärkte kapituliert, ist die Versu-
chung groß, das Rentensystem in Bausch und
Bogen zu verdammen.
Das wäre fatal.Vielmehr geht es darum, den So-
lidarvertrag der Generationen dauerhaft zu-
kunftsfähig zu machen. Dafür müssen aller-
dings Fragen erlaubt sein.
Etwa die: Wie hilfreich ist es, das Eintrittsalter
auf 67 Jahre zu erhöhen, wenn derzeit viele Er-
werbstätige vorfristig ausscheiden, weil der Ar-
beitsmarkt ihnen bis zur Rente keinen Job bie-
tet? Jedoch:Warum sollte eine Gesellschaft, die
immer gesünder immer älter wird, nicht länger
arbeiten?
Auch: Ist es gerecht, bei den Rentenzahlungen
weiterhin zwischen Ost und West zu unterschei-
den? Obwohl: Wäre es nicht ebenso ungerecht,
in Kenntnis der enormen Aufwendungen für Se-
nioren in den neuen Ländern und deren Ein-
kommenssicherung seit der Wende noch mehr
Geld einzusetzen?
Darüber wird, darüber muss die Politik im Ge-
spräch bleiben. Weil es eine der vorrangigen
Aufgaben des Staates ist, jedem Bürger das Alt-
werden in Würde zu ermöglichen.
Das meinte Norbert Blüm, als er sagte: „Die
Rende is sischä.“

EDITORIAL

„Sischä“ in
die Zukunft

VON JÖRG BIALLAS 

Thema: Rente in Deutschland
Debatten im Parlament SEITE 1-3

Erst geht man in die Schule, dann lernt man einen Be-
ruf, danach geht man arbeiten. Ob als Krankenschwes-
ter, Baggerfahrer oder Lehrer – man bekommt für sei-
ne Arbeit einmal im Monat Geld. Davon muss man al-
les bezahlen, die Wohnung, das Essen, die Kleidung.
Und außerdem gibt man jeden Monat etwas Geld an
den Staat.Wenn man alt ist, hört man auf zu arbeiten.
Und jetzt bekommt man einmal im Monat Geld vom
Staat zurück. Das nennt sich dann Rente. Menschen,
die Rente bekommen, nennt man deswegen auch
Rentner. Eure Omas und Opas sind meistens schon
Rentner. In Deutschland gibt es sehr viele Rentner.
Viel mehr, als es Kinder und Jugendliche gibt.

Rente
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Herr Schaaf, im Januar geht es los,
dann startet die Rente mit 67, die Franz
Müntefering als Arbeitsminister der Gro-
ßen Koalition durchgesetzt hat. Dieser
nannte die Pläne der SPD zur Aussetzung
des Projektes schon im vergangenen Jahr
„unredlich“. Verstehen Sie die Kritik?
Wenn er damit meint, dass wir die demo-
grafische Entwicklung unserer Gesellschaft
nicht negieren können, dann hat er Recht.
Die Frage, ob man 2012 anfängt, ein höhe-
res Renteneintrittsalter einzuführen, ist eine
andere. Das ist der Unterschied, den man
machen muss. Wir sind mehrheitlich der
Meinung, dass man es jetzt nicht machen
kann. Aber wir denken nicht, dass man es
gar nicht machen sollte. 

Wir leben ja auch länger und gesün-
der und können dann doch auch länger
arbeiten, oder?
Neueste Statistiken besagen, dass insbeson-
dere Geringverdiener eine mittlerweile ge-
ringere Lebenserwartung haben. Das sind
die, die weniger vorsorgen können, die
schlecht entlohnt werden. Für die ist die
Rente mit 67 dann tatsächlich eine Verkür-
zung von Rentenzeit. 

Die SPD will die Rente mit 67 ausset-
zen, bis die Erwerbstätigenquote bei den
60- bis 65-Jährigen mindestens 50 Prozent
beträgt. Nun wusste man um die sehr ge-
ringe Erwerbstätigenquote Älterer schon
2007, als der Beschluss gefasst wurde. 
Deswegen gibt es in dem jetzt gültigen Ge-
setz eine Überprüfungsklausel. Die besagt,
dass man vor dem Hintergrund der arbeits-
markt- und sozialpolitischen Situation der
Älteren entscheidet, ob man die Rente mit
67 im Jahr 2012 einführt. Und da müssen
wir feststellen, dass es noch enorme Defizi-
te gibt. Unsere Schlussfolgerung daraus ist
nicht, die Rente mit 67 gar nicht zu machen,
sondern erst die Voraussetzungen dafür zu
schaffen.

Das ist ein längerer Prozess...
Ja, aber man kann die Übergänge gestalten.
Zum Beispiel durch eine verbesserte Er-
werbsminderungsrente, hier konkret durch
den Verzicht auf Abschläge und veränderte
Zurechnungszeiten. Es geht aber auch um
gleitende Übergänge. Dazu gehört insbe-
sondere die geförderte Altersteilzeit. Das ist
eine echte Chance für die, die nicht mehr so
gut können, aber auch für die Betriebe, die
Menschen sozialverträglich in Rente zu
bringen. Da haben wir viel Vertrauen da-
durch zerstört, dass wir es einfach haben
auslaufen lassen und die Erwerbsminde-
rungsrente im Zusammenhang mit der Ren-
te mit 67 nicht verbessert haben. 

Das SPD hat nun das Modell einer
„Teilrente“ bei gleichzeitiger Teilzeitbe-
schäftigung für über 60-Jährige vorge-
schlagen. Für wie sinnvoll halten Sie das?
Für Menschen, die normal oder eher wenig
verdienen, ist es eigentlich keine gute Opti-
on, weil die Ansprüche sich auch reduzie-
ren. Anders sieht es bei denen aus, die gut
verdient haben und sich das leisten können.
Deswegen habe ich nichts dagegen. Aber die
Teilrente  wirkt wahrscheinlich nicht für die
breite Masse von Arbeitnehmern. Da ist
eher die Frage der Altersteilzeit, also ein ech-
ter gleitender Übergang, relevant.

Löst sich das Problem der mangelnden
Erwerbsbeteiligung Älterer vielleicht bald
von allein – Stichwort Fachkräftemangel?
Das glaube ich nicht. Der klassische alte Fa-
milienunternehmer, der kümmert sich um
seine Leute, auch wenn die irgendwann alt
und kaputt sind. Aber für diese ganzen In-
terimsmanager, die quasi alle fünf Jahre an
ihren Zahlen gemessen werden, geht es
nicht um Arbeitnehmer, sondern um „hu-
man capital“. Die gehen da einfach anders
mit um. Und da braucht es gesetzliche
Schutzmechanismen. Sinnvoll wäre zum

Beispiel ein öffentlich geförderter Arbeits-
markt für ältere Arbeitnehmer, die nicht
mehr in ihrem Beruf als Maurer oder im 
3-Schicht-System arbeiten können. Denn es
gibt genug gesellschaftliche Arbeiten, die
getan werden müssen.

Die Koalition plant eine Zuschussren-
te, die verhindern soll, dass Geringverdie-
ner im Alter auf Grundsicherung angewie-
sen sind. Die Kritik daran ist massiv. 

Niemand konnte mir bisher erklären, was an
diesem Instrument sinnvoll ist und wie es
bezahlt werden soll. Man kann ja wollen,
dass Frauen in der Rente besser dastehen.
Aber dafür eine neue Rentenart einzuführen
und überhaupt keinen Schritt zu machen
hin zur Armutsbekämpfung im Alter, das er-
klärt sich mir nicht. Die Bedingungen sind
zudem ja unerfüllbar: Man muss erst mal 45
Jahre gearbeitet und 35 Jahre in eine Riester-
Rente eingezahlt haben. Aber: Wenn man 

45 Jahre lang gearbeitet und 35 Jahre geries-
tert hat und dann nicht über 850 Euro Ren-
te kommt, dann stimmt etwas im System gar
nicht mehr. Da brauche ich auch keine Zu-
schussrente. Da stimmt etwas bei den Löh-
nen, den Beiträgen und den Leistungshöhen
in der Rentenversicherung nicht. Mit einer
solchen Rente legitimiert man im Nachhi-
nein den Niedriglohnsektor. 

Aber selbst Durchschnittsverdiener
werden in Zukunft nicht mehr viel Rente
bekommen, wenn das Sicherungsniveau
von derzeit 51 Prozent auf 45 Prozent im
Jahr 2025 absinkt.
Wir haben ein Rentensystem, das auf drei
Säulen beruht. Wobei eine im Moment, zu-
mindest für Geringverdiener, ein totaler
Ausfall ist, das ist die Riester-Rente. Dann
stellt sich aber die Frage: Sollten wir eigent-
lich in Zukunft ein relativ erfolgloses Instru-
ment weiter fördern, oder können wir die
Förderung nicht in die erste Säule der Bei-
tragszahlungen stecken, um Altersarmut zu
vermeiden?

Das andere Thema der Woche ist die
Ost-West-Angleichung der Renten. Die
SPD will ein einheitliches Rentensystem in
der nächsten Legislaturperiode durchset-
zen. Wie?
Das geht nur einher mit einer ehrlichen De-
batte über die Angleichung der Löhne in
Ost und West. Es ist nicht in Ordnung, dass
es 20 Jahre nach der Einheit noch unter-
schiedliche Tarifverträge gibt. Wenn man
zum Beispiel einen bundesweiten Mindest-
lohn von 8,50 Euro hätte, dann würde man
damit den Verdienst hunderttausender ost-
deutscher Arbeitnehmer deutlich anheben.
Da wäre allen mit geholfen: Den Arbeitneh-
mern, der Rentenversicherung und selbst
der Steuerkasse, weil man nicht mehr so vie-
le Aufstocker hätte. Deswegen ist es auch
nicht nachvollziehbar, dass man sich dem
so verweigert.

Der Transfer des DDR-Rentensystems
in das bundesdeutsche Modell wird ge-
meinhin als Erfolg gewertet. Wo liegen die
Schwachstellen?
Man hätte Anfang der 1990er-Jahre gleich
ein Rentenüberleitungsabschlussgesetz mit-
beschließen müssen, in dem man die vielen
komplizierten Einzelfragen sozialpolitisch
löst. Denn rentenpolitisch sind die meisten
von ihnen nicht mehr zu lösen. Ich habe
vorgeschlagen, dafür einen Härtefallfonds
einzurichten. 

Wem sollte der konkret nutzen?
Zum Beispiel den Geschiedenen der DDR.
Wem soll ich denn heute noch, nach all den
Jahren, einen Versorgungsausgleich aufdrü-
cken? Der Rentenversicherung? Oder dem
ehemaligen Mann? Wie soll das denn ge-
hen? Aber das muss nicht bedeuten, dass es
einer ehemals in der DDR geschiedenen
Frau schlecht gehen muss. Oder was ist mit
der Krankenschwester, die aufgrund der
Rentenansprüche, die ihr in der DDR ver-
sprochen worden sind, und die sie nun ver-
loren hat, in der Grundsicherung landet?
Rentenpolitisch kann man da nichts ma-
chen. Aber für beide könnte der Härtefall-
fonds eine Lösung bieten. 

Ist die Höherbewertung der ostdeut-
schen Einkommen heute überholt?
Nein, noch nicht. Es wäre dann überholt,
wenn wir, zumindest in weiten Tarifberei-
chen, einheitliche Löhne und auch einen
gesetzlichen Mindestlohn hätten. Beides
gleichzeitig, eine Aufwertung der Renten
Ost bei Beibehaltung des Höherwertungs-
faktors, ist wohl kaum finanzierbar. ❚

Das Interview führte Claudia Heine.

Anton Schaaf (49) ist rentenpolitischer Spre-
cher der SPD-Fraktion. Seit 2002 ist er direkt

gewähltes Mitglied des Bundestages.
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RENTE MIT 67 VERSCHIEBEN?

Ulrike Herrmann
»die tageszeitung« 

Peter Thelen
»Handelsblatt«

Nicht vor 2020 

Schon der Titel ist zynisch: „Rente mit 67“.
Denn er impliziert, dass die meisten Be-
schäftigten bis zur offiziellen Altersgrenze
arbeiten würden. Doch nichts ist ferner der

Realität. Viele Deutsche gehen sehr früh in den Ru-
hestand. Von den 60- bis 64-jährigen arbeiten gan-
ze 26,4 Prozent – und viele davon Teilzeit. Eine ech-
te Vollzeitstelle bekleiden nur 18,7 Prozent.
Die meisten Beschäftigten scheiden dabei nicht et-
wa freiwillig aus dem Berufsleben aus. Sie sind
krank oder arbeitslos. Wenn ab 2012 das Rentenal-
ter schrittweise auf das 67. Lebensjahr verschoben
wird – dann wird damit faktisch nur die Rente ge-
kürzt.
Dabei ist die Rente mit 67 eigentlich eine richtige
Idee, denn die Deutschen leben immer länger – und
sie sind auch länger gesund. 1960 wurde die Ren-
te bei den Männern durchschnittlich 9,6 Jahre aus-
gezahlt. Heute sind es mehr als 15 Jahre. Zudem
wachsen immer weniger Junge nach, die diese Ren-
ten zahlen sollen.
Doch ist die Rente mit 67 nur gerecht, wenn die Äl-
teren auch einen Job finden. Die Lebensarbeitszeit
darf also erst verlängert werden, wenn Vollbeschäf-
tigung herrscht. Das mag utopisch klingen, doch ist
diese Zeit nicht mehr fern. Das Institut für Arbeits-
markt und Berufsforschung hat kürzlich berechnet,
dass das „Erwerbspersonenpotenzial“ bis 2025 um
3,6 Millionen Menschen sinken wird. Denn die Ba-
byboomer verlassen den Arbeitsmarkt, während
nur wenige Jugendliche nachdrängen. Dann wer-
den alle gebraucht, auch die Älteren.
Die Frage ist also nicht, ob man die Rente mit 67
einführen sollte – sondern wann. Sie sollte auf das
Jahr 2020 verschoben werden. Denn dann haben
die Arbeitnehmer tatsächlich eine Chance, dass sie
ihren Beruf bis zur Rente ausüben können.

Falsche Ermunterung

Viele der Argumente der Befürworter einer
Verschiebung der Rente mit 67 stimmen.
Es ist wahr, dass immer noch viel zu vie-
le vor 65 in Pension gehen. Sehr viele Un-

ternehmen haben sich noch nicht auf die Alterung
ihrer Belegschaften eingestellt. Wie sich dadurch
die Arbeitsbedingungen verändern müssen, ist im-
mer noch zu oft nur Gegenstand von Sonntagsre-
den. Dies gilt auch für die Wertschätzung Älterer.
So manch ein Endfünfziger beispielsweise hat
schon die Erfahrung machen müssen, dass ansons-
ten ganz sauber tickende Kollegen ihn aufforderten,
doch Altersteilzeit zu nehmen, nur weil er es ge-
wagt hatte, Kritik zu äußern. Hier bleibt noch viel
zu tun.
Doch würde eine Verschiebung auch alle die ent-
mutigen, die sich auf den Weg gemacht haben, die
Erwerbsgesellschaft zu Gunsten der Älteren zu ver-
ändern, und zugleich diejenigen ermuntern, die
nach wie vor ihre Personalprobleme am liebsten
über Vorruhestandsregelungen lösen würden. Frei
nach der Devise „einmal verschoben immer ver-
schoben“.
Genau das aber darf  nicht passieren. Die Rente mit
67 ist wichtig, nicht so sehr wegen der Rentenver-
sicherung, die nur um 0,5 Beitragspunkte entlastet
wird, sondern weil Wirtschaftswachstum in altern-
den und schrumpfenden Bevölkerungen nur über
längere Erwerbszeiten und höhere Erwerbsbeteili-
gung möglich bleibt.
Und Hand aufs Herz: Um einen Monat soll die Al-
tersgrenze ab den kommenden Jahr jährlich stei-
gen, ab 2022 wird das Tempo auf zwei Monate pro
Jahr erhöht. Es bleibt also noch Zeit, die Reißleine
zu ziehen, sollte sich wirklich zeigen, dass die so-
zialen Härten einer steigenden Altersgrenze zu groß
sind.

Der Geradlinige: Karl Schiewerling

Gradlinigkeit ist eine der Eigenschaften, mit denen sich
der Abgeordnete Karl Schiewerling auf seiner Home-
page selbst beschreibt. Im Bundestag hatte der ar-
beitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der

CDU/CSU-Bundestagsfraktion am vergangenen Donnerstag wieder
Gelegenheit, dies unter Beweis zu stellen. Da verteidigte der 
60-Jährige gebürtige Essener, der seit 2005 den münsterländischen
Wahlkreis Coesfeld/Steinfurt II als direkt gewählter CDU-Abgeord-
neter im Parlament vertritt, engagiert den Beschluss der früheren
Großen Koalition, die Rente mit 67 einzuführen. Dieser bleibe auch
heute richtig, sagt Schiewerling im Gespräch in seinem Büro, fügt
aber einschränkend hinzu, „wenn die Menschen tatsächlich länger
arbeiten können“. Dazu gebe es schon heute viele Initiativen, auch
seitens Firmen, „die genau wissen, dass sie gar nicht mehr anders
können als Ältere künftig länger zu beschäftigen“. Das derzeitige
Abrücken der SPD von der Rente mit 67, die erst vor wenigen Jah-
ren vom sozialdemokratischen Sozialminister Franz Müntefering
propagiert und durchgesetzt wurde, hält er für falsch.
Die Altersarmut ist ein anderes Rententhema, das Schiewerling be-
wegt. Hier lautet seine Devise, „denen zu helfen, die alles getan
haben, was sie konnten“. Der CDU-Sozialpolitiker will vor allem äl-
tere Frauen unterstützen, die Kinder groß gezogen haben, womög-
lich ihre Eltern gepflegt und auch private Vorsorge getroffen haben.
Sie sollten als Rentner nicht auf soziale Grundsicherung angewie-
sen sein. Hier unterstützt er Bundessozialministerin Ursula von der
Leyen (CDU), die ihre geplante „Zuschussrente“ für langjährige

Versicherte mit Niedriglöhnen an das System der Rentenversiche-
rung statt an die Grundsicherung andocken will.
Ursula von der Leyen – sie ist das „soziale Gesicht“ der Koalition
– lässt der Unions-Sozialexperte oft den Vortritt: „Ich will, dass wir
gemeinsam zum Wohl der Menschen Erfolge haben“, sagt Schie-
werling, wissend, dass die wichtige Aufgabe des arbeitsmarkt- und
sozialpolitischen Fraktionssprechers selbst ein hochkarätiger Auf-

steigerposten ist. 2009 wurde er von der Fraktionsspitze dazu vor-
geschlagen („ich habe nicht gedrängt“), als sein Vorgänger Ralf
Brauksiepe (CDU) zum Parlamentarischen Staatssekretär unter Mi-
nisterin von der Leyen wurde. Im Arbeits- und Sozialausschuss sitzt
Schiewerling seit 2005. Damals kam er ganz ohne Ochsentour in
der Partei in den Bundestag. Eine Überraschung. Denn der langjäh-
rige Münsteraner Diözesansekretär des Kolpingwerks hatte außer
einigen Jahren als CDU-Ratsherr und Chef der Christlich-Demokra-
tischen Arbeitnehmerschaft in seiner Heimatgemeinde Nottuln kei-
ne weiteren Parteistationen bekleidet.

Der gelernte Industriekaufmann, der zunächst beim Mannesmann-
röhren-Werk in Mülheim/Ruhr arbeitete, hatte sich seit 1973 einen
Namen als Verbandsvertreter katholischer Organisationen ge-
macht: als Sekretär beim Verband der Katholiken in Wirtschaft und
Verwaltung, dann beim Bund der Deutschen Katholischen Jugend
und zuletzt beim Kolpingwerk Diözesanverband Münster. Hier und
nicht in der Partei hat sich Karl Schiewerling sein ganzes (sozial-)
politisches Wissen erarbeitet.
Der Sohn eines christlichen Gewerkschafters ist geprägt von der
Welt der katholischen Verbände und der katholischen Soziallehre.
Sie ist auch für Schiewerling Grundlage eigener sozialpolitischer
Vorstellungen. So hat er den katholischen Verbänden ermöglicht,
von der Leyen das von ihnen entwickelte Rentenmodell vorzutra-
gen. Es sieht eine auch von Millionären und Beamten mitfinanzier-
te Sockelrente als erste Säule sowie die weiteren Komponenten aus
Pflichtversicherung in der Rentenversicherung ergänzt um Betriebs-
renten und privater Altersversorgung vor –  das wäre eine Umwäl-
zung des deutschen Rentensystems. Aber auch die Katholiken im
schwarzen Münsterland müssen lernen, dass „ihr“ Mann in Berlin
nicht alles durchsetzen kann.Wie entspannt sich der offen und sym-
pathisch wirkende CDU-Mann vom Politikerstress? Krafttraining,
Wandern und vor allem Radfahren. „Ich mache in Berlin alles mit
dem Fahrrad“, sagt er. Jetzt freut sich der Vater dreier Kinder auf
die besinnliche Weihnachtszeit daheim im Haus in Nottuln, wo er
mit seiner Ehefrau und ihrer 92-jährigen Mutter wie in einem Mehr-
generationenheim zusammenlebt. Hans Krump ❚

»Firmen wissen genau, dass
sie gar nicht mehr anders
können als Ältere künftig
länger zu beschäftigen.«

»Es gibt
enorme
Defizite«
ANTON SCHAAF Der SPD-Politiker
über die Bedingungen für die Rente
mit 67, Armut im Alter und den
„Total-Ausfall“ Riester-Rente
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E
uropa nähert sich auch bei der
Rente immer weiter an. Zwar
unterscheiden sich die Syste-
me der Alterssicherung in
Europa noch immer erheblich
voneinander. Doch unter dem

zunehmenden Spardruck folgen viele EU-
Staaten dem deutschen Beispiel: Immer
mehr Länder schicken ihre Arbeitnehmer –
oftmals unter Protest – später in Rente. Ein
Blick in fünf europäische Länder.  

Dänemark Kaum
war die neue rot-
rote Regierung in
Kopenhagen ange-
treten, musste sie
sich auch schon sel-
ber eine große Nie-

derlage zufügen. Nur Wochen nach dem
Machtwechsel verabschiedete das Parla-
ment eine Reform des Frühpensionierungs-
systems. 
Statt wie gehabt schon mit 60 in Rente ge-
hen zu können, soll das Eintrittsalter
schrittweise angehoben werden und 2023
bei 64 Jahren liegen. Obwohl die regieren-
den Sozialdemokraten das nicht wollen. Be-
troffen ist der sogenannte efterløn, ein steu-
ersubventioniertes Frühpensionierungssys-
tem, das prinzipiell jedem offensteht, der
nicht bis zum offiziellen Pensionsalter von
65 warten möchte. Von Volkswirten war
schon lange kritisiert worden, Arbeitneh-
mer so früh in die Rente zu lassen. 
Doch die linken Parteien, die nach der Wahl
im September an die Macht kamen, wollten
daran ebenso wenig ändern wie die Rechts-
populisten, die die Vorgängerregierung
stützten. Die jetzige Staatsministerin Helle
Thorning-Schmidt hatte stattdessen im
Wahlkampf damit geworben, alle Dänen 12
Minuten mehr arbeiten zu lassen. Kurz vor
der Wahl war es der konservativ-liberalen
Minderheitsregierung noch gelungen, für
die Rentenreform die Sozialliberalen mit
ins Boot zu holen. Obwohl diese mittler-
weile mit den Sozialdemokraten und der
Linkspartei koalieren, haben sie sich nach
der Wahl an das Abkommen gehalten und
bei den Koalitionsverhandlungen keinen
Hehl daraus gemacht, die Reform durchzu-
setzen. Schließlich stimmten sogar die So-
zialdemokraten mit. 
In den kommenden Jahren also werden im-
mer weniger Dänen die Möglichkeit haben,
sich frühpensionieren zu lassen, ohne dass
sie arbeitsunfähig sind. Stattdessen wird pa-
rallel sogar das gesetzliche Renteneintritts-
alter angehoben, und zwar bis zum Jahr
2022 auf 67 Jahre – heute liegt es bei 65. Da
die Frühpensionierung stark eingeschränkt
wird, sollte sich das tatsächliche Rentenal-
ter von derzeit 62,3 Jahren dem gesetzli-
chen schnell annähern.
Der alte Regierungschef Lars Løkke Rasmus-
sen hatte sogar geplant, das Renteneintritts-
alter im Einklang mit der Lebenserwartung
weiter steigen zu lassen. Heute 30-Jährige
hätten demnach arbeiten sollen, bis sie 71
sind. Das kam in der Bevölkerung über-
haupt nicht gut an, aber vielleicht ist es die-
sem Schreckensszenario zu verdanken, dass
die etwas schwächere Reform letztlich ohne
allzu viel Protest durchgesetzt werden
konnte. Clemens Bomsdorf, Kopenhagen ❚

Der Autor ist Korrespondent unter anderem
für die „Financial Times Deutschland“.  

Frankreich Unter
dem aktuellen Spar-
druck beschleunigt
Frankreichs Regie-
rung die Umset-
zung der Rentenre-
form, die sie im

Herbst 2010 gegen den massiven Widerstand
von Gewerkschaften und Opposition durch-
gesetzt hatte. Mit der Reform steigt das
gesetzliche Renteneintrittsalter in den
kommenden Jahren schrittweise von bisher
60 auf 62 Jahre. Außerdem müssen die Fran-
zosen in Zukunft länger in die Rentenkassen
einzahlen, um die volle Rente ohne Ab-
schläge zu erhalten. Die Beitragszeit erhöht
sich von jetzt 40 Jahren bis 2020 auf 41,5
Jahre. Wer nicht so lange eingezahlt hat, be-
kommt die volle Rente erst mit 67 statt mit
65. Momentan gehen die Franzosen tatsäch-
lich mit 60 Jahren in den Ruhestand. 
In Frankreich gibt es unterschiedliche Ren-
tensysteme für den privaten Sektor, Beamte
und Selbständige. Für den privaten Sektor –
rund zwei Drittel der berufstätigen Bevölke-
rung – besteht das Rentensystem aus einem
Grundsystem (régime général) und zahlrei-
chen Zusatzsystemen. Bestimmte Berufs-
gruppen des öffentlichen Sektors wie Mili-
tärs, Polizisten oder Zugführer können be-
reits früher in Rente gehen. 
Anfang November diesen Jahres hat die Re-
gierung beschlossen, die Anhebung des
Renteneintrittsalters im allgemeinen Ren-
tensystem vorzuziehen. Sie soll nicht erst ab
2018 für alle Beschäftigten gelten, sondern
bereits ab 2017. Nach Angaben von Pre-
mierminister Francois Fillon wird das Defi-
zit im Rentensystem des Privatsektors da-
durch von 2012 bis 2016 um insgesamt 4,4
Milliarden Euro reduziert.  Damit werde
nicht erst 2018, sondern bereits 2017 ein
ausgeglichenes Budget erreicht.
Für die zwischen 1952 und 1955 gebore-
nen Franzosen bedeutet die Beschleuni-
gung der Reform  konkret, dass sie einen bis
vier Monate länger arbeiten müssen als bis-
her vorgesehen. Jemand, der 1952 geboren
ist, hätte durch die Reform frühestens mit
60 Jahren und acht Monaten in Rente ge-

hen können. Jetzt verschiebt sich sein Ren-
teneintrittsalter noch einmal um einen Mo-
nat auf 60 Jahre und neun Monate. Die
Jahrgänge ab 1955 können frühestens mit
62 in Rente gehen. Die Gewerkschaften, die
2010 Hunderttausende von Menschen zu
Demonstrationen und Streiks gegen die
Rentenreform mobilisiert hatten, reagier-
ten kritisch auf die geplante raschere Um-
setzung. Das bringe wenig, beunruhige die
Beschäftigten und sei letztlich nur ein „Sig-
nal an die Rating-Agenturen“, erklärte die
gemäßigte Gewerkschaft CFDT. Das Ren-
teneintrittsalter werde erhöht, ohne dass
Arbeitsplätze für Senioren geschaffen wür-
den, monierte die kommunistische Ge-
werkschaft CGT. Ursula Amtage, Paris ❚ 

Die Autorin arbeitet als Korrespondentin in
Frankreich. 

Italien Das Ren-
tensystem gilt zwar
als in sich solide –
aber als unbezahl-
bar. Auch steckt es
voller sozialer Un-
gerechtigkeiten. 

Dagegen geht die Regierung des früheren
EU-Kommissars Mario Monti vor. Mit ihrer
Rentenreform, die am vergangenen Freitag
die erste parlamentarische Hürde nahm,
will sie nicht nur sparen; vielmehr soll der
Flickenteppich früherer Einzelkorrekturen
einem neuen Gesamtgewebe weichen. 
Montis „Techniker“-Kabinett hat einen Vor-
teil gegenüber „politischen“ Regierungen:
Kein Minister legt es auf eine Wiederwahl
an. Deshalb entfällt – ganz unitalienisch –
die Klientelpolitik; zugunsten einer lang-
fristigen Reform werden keine Besitzstände
gesichert, nicht einmal die der heutigen Ru-
heständler selbst.
Italien gibt mit 16,6 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts mehr Geld für Renten
aus als die EU im Durchschnitt (12,5 Pro-
zent). Wer heute in Pension geht, erhält –
nach den  Statistiken von EU und OECD
– in Deutschland 64,1 Prozent des letzten
Nettolohns, in Italien 88,3 Prozent. Die
beliebte Frühpensionierung und die hö-

here Lebenserwartung seiner Bürger be-
lasten Italiens Systems auch noch dop-
pelt. Monti hat die „Baby-Renten“ nicht
ganz streichen können, aber mit  Abschlä-
gen bewehrt. Das Rentenalter steigt 2012 für
Männer von derzeit theoretisch 65 Jahren
auf 66 Jahre; schon 2018, acht Jahre früher,
als die gestürzte Regierung Berlusconi das
wollte, müssen sich die Frauen anpassen.
Laut Eurostat gehen die Italiener derzeit
aber tatsächlich mit 60,1 Jahren in den Ruh-
stand.
Künftig wird keine Rente mehr nach dem
Einkommen der letzten Berufsjahre berech-
net – was schon bisher immer größere Fi-
nanzierungslasten auf die jungen Genera-
tionen abgewälzt hat –, sondern nach den
Zahlungen des ganzen Arbeitslebens.
Nicht gesenkt werden die Rentenbeiträge,
die für abhängig Beschäftigte mit 33 Pro-
zent weit über den deutschen Abgaben lie-
gen (was  Italiens Wettbewerbsfähigkeit
mindert). Dafür müssen künftig die Selbst-
ständigen mehr zahlen. Sie, die traditionell
ihr Einkommen gegenüber dem Fiskus
kleinrechnen, kamen bisher auch noch mit
einer Beitragshöhe von 20 Prozent davon. 
Zur Finanzierung herangezogen werden
erstmals auch reiche Rentner mit Jahresbe-
zügen von 90.000 Euro und mehr. Mit ih-
nen „bluten“ - sichtlich ungern - auch die
Parlamentsabgeordneten: Sie kriegen ihre
Pension erst mit 60 statt wie bisher mit 50
Lebensjahren. Paul Kreiner, Rom ❚ 

Der Autor arbeitet als Korrespondent für
„Stuttgarter Zeitung“ und „Tagesspiegel“.

Grossbritannien
Die Diskussion
um die Zukunft
der Altersversor-
gung auf der In-
sel dreht sich

derzeit vorwiegend um den öffentlichen
Dienst. Wegen eines gähnenden Lochs in
der Rentenkasse plant die konservativ-li-
berale Koalition schmerzhafte Einschnit-
te; sie gehen auf Vorschläge des früheren
Labour-Sozialministers John Hutton zu-
rück. Demnach sollen öffentlich Bediens-

tete in Zukunft länger arbeiten und deut-
lich mehr Beiträge bezahlen. Zusätzlich
sollen Renten und Pensionen zukünftig
nach dem Durchschnitts-Einkommen
während des Berufslebens berechnet wer-
den statt wie bisher nach dem letzten Ge-
halt. Die gute Altersversorgung galt lange
Jahre als Ausgleich dafür, dass Angestellte
im öffentlichen Dienst in ihrem Berufsle-
ben weniger verdienten als vergleichbare
Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft. Die-
ses Verhältnis hat sich in 13 Jahren Labour
umgekehrt; gleichzeitig haben viele Pri-
vatfirmen ihre grosszügigen Firmenrenten
abgeschafft. 
In Großbritannien liegt die staatliche
Mindestrente (nach 30 Jahren Beitrags-
zahlung) derzeit bei 102,15 Pfund pro
Woche – umgerechnet monatlich etwa
523 Euro. Weil diese Summe, anders als
andere Sozialleistungen, neuerdings an
die Inflation gekoppelt ist, erhalten Rent-
ner im April eine Erhöhung von 5,2 Pro-
zent. Im Durchschnitt gehen die Briten
momentan mit 63 Jahren in Rente. Das
Rentenalter für Frauen wird bis 2018
schrittweise von derzeit 60 auf 65 Jahre
angehoben. Dann ist Gleichheit mit den
Männern erreicht. Ab 2020 soll das Ren-
teneintrittsalter für Männer und Frauen 66
Jahre betragen.Zudem verweist die Re-
gierung auf die ständig steigende Lebens-
erwartung. Aus diesem Grund wird das
Rentenalter für alle bereits 2026 auf 67
Jahre erhöht, nicht wie bisher geplant erst
zehn Jahre später. „Wir zeigen einer skep-
tischen Welt, dass demokratische Regie-
rungen schwierige Entscheidungen treffen
können“, sagt Finanzminister George
Osborne.
Berechnungen des Versicherungsstatisti-
kers Hymans Robertson zufolge würden
Geringverdiener wegen komplizierter Aus-
gleichszahlungen zukünftig besser daste-
hen; die Bezieher mittlerer und hoher Ein-
kommen, darunter alle Lehrer, müssten
hingegen Einbussen hinnehmen.

Sebastian Borger, London ❚

Der Autor ist freier Korrespondent  unter an-
derem für die „Financial Times Deutschland“.

Litauen Das
Land fährt seit
Beginn der Fi-
nanzkrise einen
der rigidesten
Sparkurse in
Europa. Die

Steuern stiegen rapide, die Staatsausgaben
sanken um 30 Prozent, unter anderem, weil
die Regierung die Löhne im öffentlichen
Dienst um 20 bis 30 Prozent kürzte. Es wird
zur Akzeptanz beigetragen haben, dass auch
Regierungschef Andrius Kubilius sich 45
Prozent seines Gehalts streichen ließ. Jeden-
falls kam es nur zu vereinzelten Protesten,
die litauischen Gewerkschaften und Oppo-
sitionsparteien unterstützten den Sparkurs
zähneknirschend. 
Rentner allerdings stehen immer wieder mit
Transparenten vor dem Seimas, dem Parla-
ment in Vilnius. Das war für viele der 3,3 Mil-
lionen Litauer auch schon vor der Finanzkri-
se ein gewohntes Bild. Die Rentenkassen
müssen sparen, immer wieder drosseln hohe
Arbeitslosenraten den Zufluss von Beiträgen.
Die demografische Entwicklung im gesam-
ten Baltikum ist schwierig, die Länder über-
altern. Hinzu kommt der negative Auswan-
derungssaldo: Vor allem junge, arbeitsfähige
Litauer suchen Arbeit in Großbritannien, Ir-
land oder Skandinavien. Dass der gesetzli-
chen Rentenversicherung eine private Kom-
ponente zur Seite gestellt wurde, beruhigt in
Zeiten unsicherer Finanzmärkte kaum. 
Vor diesem Hintergrund war es für die leid-
geprüften Pensionäre Litauens nur ein wei-
terer Dreh an der Schraube, als die Regie-
rung ihnen die Renten im Zuge des Sparkur-
ses um rund elf Prozent kürzte. Im Juni
stimmte der Seimas zudem einer schrittwei-
sen Anhebung des Rentenalters zu. Die
Grenze für den Antritt der Rente soll jetzt je-
des Jahr um zwei Monate für die Männer
und vier Monate für die Frauen erhöht wer-
den, bis sie 2026 bei 65 Jahren steht. Bisher
gilt in Litauen ein Pensionsalter von 60 Jah-
ren für die Frauen und 62,5 Jahren für die
Männer. Volker Schmidt ❚

Der Autor ist politischer Korrespondent und
berichtet aus dem Baltikum.  

Europa muss 
länger arbeiten
RENTEN Regierungen in der EU planen kräftige Einschnitte bei der Altersvorsorge     
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Kosten im Bundeshaushalt

Mit 126 Milliarden Euro ist der Etat des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales
(BMAS) der größte Einzelposten im Bundes-
haushalt 2012. Innerhalb dieses Etats wie-
derum machen die Zuschüsse an die Renten-
versicherung den mit Abstand größten Pos-
ten aus: Rund 81 Milliarden Euro sind im
nächsten Jahr zur Finanzierung der Renten
vorgesehen.

Rentenniveau

Das Rentenniveau beschreibt das prozentua-
le Verhältnis der Nettorente eines Standard-
rentners (nach 45 Beitragsjahren mit Durch-
schnittsverdienst) gegenüber dem jeweils ak-
tuellen Nettoverdienst eines Durchschnitts-
verdieners. Im Jahr 2010 lag das
Rentenniveau nach einer Statistik der Ren-
tenversicherung bei 51,6 Prozent. 1990 wa-
ren es noch 55 Prozent. Nach Angaben des
BMAS wird dieses Niveau bis zum Jahr 2025
auf 45,2 Prozent sinken; es soll jedoch laut
Gesetz ab 2021 die Marke von 43 Prozent
nicht unterschreiten.

Rentenformel

Die Höhe der Rente wird mit der Rentenfor-
mel ausgerechnet. Diese lautet: persönliche
Entgeltpunkte x Rentenartfaktor x aktueller
Rentenwert = Monatsrente. Dabei spiegelt
sich die Zahl der persönlichen Entgeltpunkte
wider, in welchem Umfang der Einzelne ver-
sichert war. Über den Rentenartfaktor kommt
zum Ausdruck, ob es sich um eine Alters-, Er-
werbsminderungs-,Witwen- oder Waisenren-
te handelt. Der aktuelle Rentenwert ist ein
bestimmter Betrag in Euro. Er entspricht der
Monatsrente, die ein Durchschnittsverdiener
für ein Jahr Beiträge erhält. Der aktuelle Ren-
tenwert West liegt bei 27,47 Euro, der aktu-
elle Rentenwert Ost ist 24,37 Euro.

Rentenbeitrag und -höhe
Der Beitrag, den Arbeitnehmer von ihrem Ge-
halt in die gesetzliche Rentenversicherung
einzahlen, liegt derzeit bei 19,9 Prozent. Die
Standardbruttorente („Eckrente“) eines Ver-
sicherten, der 45 Jahre lang Rentenbeiträge
auf der Basis des Durchschnittsverdienstes
gezahlt hat, betrug nach aktuellen Zahlen der
Rentenversicherung im Juli 2011 in den alten
Bundesländern 1.236 Euro, in den neuen
Bundesländern 1.096 Euro monatlich.

Renteneintrittsalter und -dauer

1997 lag das durchschnittliche Alter, in dem
Menschen in Rente gehen, bei 62 Jahren. Bis
2009 ist es um ein Jahr auf 63 Jahre gestie-
gen. Waren im Jahr 2000 nur rund zehn Pro-
zent der Neu-Rentner 65 Jahre, ist  deren An-
teil 2009 auf knapp 30 Prozent gestiegen. Im
Jahr 2009 bezogen Frauen durchschnittlich
20 und Männer 16 Jahre lang Rente. 1960
waren dies noch 10 beziehungsweise 9 Jah-
re und im Jahr 1990 schon 17 beziehungs-
weise 14 Jahre.

Demografischer Wandel

Heute leben 82 Millionen Menschen in
Deutschland, davon sind 20 Millionen Rent-
ner. Aber während 1960 nur zwölf Prozent
der Bevölkerung 65 Jahre und älter waren,
trifft dies gegenwärtig mit 16,8 Millionen be-
reits auf 21 Prozent der Einwohner zu. Schon
heute leben mehr Menschen über 65 Jahre
als Jüngere im Alter bis unter 20 Jahre in
Deutschland. Im Jahr 2030 wird Deutschland
voraussichtlich noch 79 Millionen Einwohner
haben, von denen 28 Prozent 65 Jahre oder
älter sind.

Ältere Arbeitnehmer

2009 lag die Erwerbstätigenquote der 55-60-
Jährigen bei 70 Prozent und jene der 60- bis
65-Jährigen bei 38, 4 Prozent.Ab dem 63. Le-
bensjahr fällt die Quote allerdings deutlich
ab. Von den 64- bis unter 65-Jährigen arbei-
ten nur noch 22,3 Prozent (Altersteilzeit ein-
geschlossen). Im Jahr 2005 waren es nur 14,7
Prozent.

Ost-West-Berechnung

Das Rentenüberleitungsgesetz (RÜG) von
1991 regelt die Überführung des DDR-Ren-
tensystems auf das bundesdeutsche Modell.
Dazu gehört, dass die versicherten Bruttoein-
kommen der DDR nach einem bestimmten
festgelegten Faktor (im Schnitt: mal drei)
hochgewertet wurden, um die Einkommens-
unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland auszugleichen. Bis heute wer-
den ostdeutsche Einkommen auf diese Weise
höher gewertet, offiziell so lange, bis die Ein-
kommensunterschiede angeglichen sind. Bei
gleichem Verdienst erwirbt ein ostdeutscher
Arbeitnehmer aus diesem also mehr Renten-
ansprüche als sein westdeutscher Kollege.
Das allein führt jedoch nicht automatisch zu
einer höheren Rente. che ❚

STICHWORT: RENTE
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Erneuerte Innenstädte und eine Vorreiterrolle bei erneuerbaren Energien schreibt die Bundesregierung Ostdeutschland zu: der Marktplatz von Greifswald 1989 und 2005 (l.) und eine Photovoltaikanlage in Thüringen 
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Grüne wollen Doktor aus
Ausweisen streichen
Die Grünen-Fraktion möchte den Doktor-
grad aus Ausweisen streichen. In einem Ge-
setzentwurf (17/8128), der am Donnerstag
an die Ausschüsse überwiesen wurde,
spricht sie sich dafür aus, die Bestimmungen
des Pass- und Personalausweisrechts, die
sich auf Eintragung, Erhebung und Speiche-
rung des Doktorgrades beziehen, aufzuhe-
ben. Der Doktor sei kein Bestandteil des Na-
mens und zur Identifizierung einer Person
nicht notwendig, schreiben die Abgeordne-
ten. Zudem sei seine Eintragung in Personal-
dokumente international unüblich. tyh ❚

Besserer Schutz vor
Kostenfallen im Internet 
Ein besserer Schutz der Verbraucher vor Kos-
tenfallen im Internet ist Ziel eines Gesetz-
entwurfes der Bundesregierung (17/7745),
über den der Bundestag vergangenen Don-
nerstag in erster Lesung beriet. Danach sol-
len Unternehmer verpflichtet werden, Ver-
braucher im elektronischen Geschäftsver-
kehr „klar und verständlich und unmittelbar
vor Abgabe der Bestellung über den Ge-
samtpreis einer Ware oder Dienstleistung zu
informieren“. Ein Vertrag soll nur zustande
kommen, wenn der Verbraucher mit seiner
Bestellung ausdrücklich bestätigt, dass er
sich zu einer Zahlung verpflichtet. sto ❚

SPD: Freiwilligendienste aller
Generationen weiter fördern 
Die Förderung der „Freiwilligendienste aller
Generationen“ (FdaG) soll nach dem Willen
der SPD-Fraktion weitergeführt werden. Das
Engagement älterer Menschen, die „mit ih-
ren Erfahrungen einen wesentlichen Beitrag
zum Miteinander in Familien, Vereinen und
Gemeinden leisten“, werde hier in ange-
messenem Rahmen gefördert, heißt es in ei-
nem Antrag der Fraktion (17/7980), der am
Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung
des Bundestags stand. Die Bundesförderung
der FdaG laufe jedoch zum Jahresende aus.
Die Bundesregierung soll nun laut Vorlage
die FdaG-Förderung verstetigen. sto ❚

Grüne kritisieren Bildungs-
und Teilhabepaket 
Ein halbes Jahr nach Inkrafttreten des „Bil-
dungs- und Teilhabepakets“ kritisiert die
Grünen-Fraktion, dass diese Leistungen mit
einem „so noch nicht dagewesenen büro-
kratischen Aufwand“ verbunden seien. Es
bedürfe „durchgreifender konzeptioneller
Veränderungen“, um Kindern und Jugendli-
chen ein menschenwürdiges Existenzmini-
mum zu sichern, schreibt die Fraktion in ei-
nem Antrag (17/8149), den der Bundestag
am Donnerstag an die Ausschüsse überwies.
Darin fordert die Grünen-Fraktion unter an-
derem, die Leistungen des Pakets „finanziell
bedarfsdeckend auszustatten“. sto ❚

SPD will Öffnung der Ehe für
homosexuelle Paare 
Die SPD-Fraktion dringt darauf, auch gleich-
geschlechtlichen Paaren das Recht auf eine
Eheschließung zuzugestehen. Nur durch ei-
ne Öffnung der Ehe könnten Diskriminierun-
gen dieser Paare beendet werden, heißt es
in einem Antrag der Fraktion (17/8155), den
der Bundestag vergangene Woche an die
Ausschüsse überwies. Darin verweisen die
SPD-Abgeordneten darauf, dass inzwischen
fast zwei Drittel der Bevölkerung in Deutsch-
land die Möglichkeit einer Ehe für homose-
xuelle Paare begrüßten. bob ❚

Aufbewahrungsfrist der DDR-
Lohnunterlagen läuft aus  
Gegen die Stimmen der Opposition hat der
Bundestag am Donnerstag einen Antrag der
Linksfraktion (17/7486) zurückgewiesen,
die Aufbewahrungsfrist der Lohnunterlagen
von DDR-Betrieben über 2011 hinaus bis En-
de 2016 zu verlängern. Die Fraktion hatte
unter anderem darauf verwiesen, dass es
noch etwa 650.000 ungeklärte Konten Ost-
deutscher in der Rentenversicherung gebe.
Damit sie ihre Beschäftigungszeiten nach-
weisen können, müssten die Unterlagen
länger aufbewahrt werden. che ❚

Grüne scheitern mit Vorstoß
zu Integrationskursen 
Die Grünen-Fraktion ist mit einem Vorstoß
für eine bessere Qualität der Integrations-
kurse gescheitert. Mit den Stimmen der
schwarz-gelben Koalition und der Linksfrak-
tion lehnte der Bundestag einen Antrag der
Grünen (17/7639) ab, in dem unter anderem
eine Verbesserung der 2007 eingeführten
Möglichkeit zur Kurswiederholung gefordert
wurde.Auch sollte die Bundesregierung laut
Vorlage bei der Überarbeitung der Zulas-
sungskriterien für Kursträger die Mindest-
vergütung für freiberufliche Lehrkräfte von
derzeit 15 Euro auf 24 Euro anheben. sto ❚

KURZ NOTIERT

Unter Leitung von Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU) ist die unabhän-
gige Kommission zu Fragen des Abgeordne-
tenrechts am vergangenen Mittwoch zu ih-
rer konstituierenden Sitzung zusammenge-
kommen. Dem Gremium unter Vorsitz des
früheren Bundesjustizministers Edzard
Schmidt-Jortzig (FDP) gehören elf Mitglie-
der an, die von den Fraktionen vorgeschla-
gen wurden und keinem Parlament angehö-
ren. Sie sollen bis zum 31. März 2013 Emp-
fehlungen für die Abgeordnetenentschädi-
gung und die Altersversorgung der
Parlamentarier erarbeiten.

Heikle Fragen Es gehe darum, ein „Verfah-
ren und eine Gesamtlösung“ zu finden, die
„nicht ständiger Gegenstand öffentlicher
Kritik“ ist, sagte Lammert. Das Hauptpro-
blem seien weniger die vermeintlich zu ho-
hen Bezüge, sondern die Versorgungsrege-
lung und der Verdacht der Selbstbedienung,
der Eindruck, es werde eine Entscheidung
„in eigener Sache zu eigenen Gunsten“ ge-
troffen. Schmidt-Jortzig sagte, die Medien
seien auf diesem Feld besonders empfind-
lich. Die Fragen seien „fachlich hoch inte-
ressant“ und heikel, die Zeit knapp: „Wir
brauchen Ermunterung.“
Die Einsetzung der Kommission geht auf ei-
nen Ältestenratsbeschluss vom 24. Novem-

ber und einen Bundestagsbeschluss vom 
7. Juli 2011 zurück. Damals hatte das Parla-
ment Änderungen des Parteien- und des Ab-
geordnetengesetzes beschlossen (17/6291,
17/6496) und damit die Abgeordnetenent-
schädigung angehoben. In der Begründung
hatten die Fraktionen von CDU/CSU, SPD,
FDP und Grünen seinerzeit die Einsetzung
der unabhängigen Kommission angekün-
digt. vom ❚

Gesamtlösung gesucht  
BUNDESTAG Unabhängige Kommission berät über Diäten 

Schmidt-Jortzig (links), Lammert  

Z
ahlen, so nüchtern und sach-
lich sie daher zu kommen
scheinen, kann man bekannt-
lich so oder so sehen, je nach
Standpunkt. Das gilt natür-
lich auch für den Blick auf Er-

folge oder Misserfolge beim Aufbau Ost, wie
am vergangenen Freitag die Bundestagsde-
batte über den „Bericht der Bundesregie-
rung zum Stand der Deutschen Einheit
2011“ (17/7711) wieder einmal zeigte. Da
beklagte etwa die SPD-Parlamentarierin Iris
Gleicke, dass der ostdeutsche Arbeitsmarkt
nach wie vor dem westdeutschen hinterher
hinke. Zwar sei die Arbeitslosenquote zu-
rückgegangen, doch sei die Arbeitslosigkeit
im Osten fast doppelt so hoch wie im Wes-
ten, resümierte Gleicke. Für ihren CDU-Kol-
legen Manfred Behrens kann der Arbeits-
markt Ost dagegen „mit sehr guten Werten
glänzen“. Nach der Wiedervereinigung 1990
„waren 30 Prozent der Menschen in den
neuen Ländern ohne Arbeit. Inzwischen
sank der Wert auf  zehn Prozent“, lautete sei-
ne Rechnung. 

Anhaltender Aufholbedarf In ihrem Be-
richt nennt die Bundesregierung den Auf-
bau Ost „ein Zeichen für den Erfolg des Zu-
sammenwachsens von Ost und West“. Der
Beauftragte der Bundesregierung für die
neuen Länder und Parlamentarische Staats-
sekretär im Bundesinnenministerium,
Christoph Bergner (CDU), sprach in der De-
batte von einer „außerordentlich erfolgrei-
chen Entwicklung“. Die Transformation
Ostdeutschlands in eine Marktwirtschaft sei
abgeschlossen, die ostdeutschen Unterneh-

men seien heute wettbewerbsfähig und die
allgemeinen Lebensbedingungen glichen
weitgehend denen in Westdeutschland, bi-
lanzierte Bergner zufrieden. 
Zu seiner Bilanz gehörte freilich auch, dass
eine „vollständige Konvergenz“ insbeson-
dere des Produktionsniveaus noch nicht er-
reicht ist. Das Bruttoinlandsprodukt pro
Kopf der Bevölkerung liege noch immer zir-
ka 25 Prozent unter dem westdeutschen
Durchschnitt, sagte der Regierungsbeauftra-
ge und sah diese Lücke als Ausdruck eines
noch immer anhaltenden Aufholbedarfs.
Dabei sehe er den „Hauptschwerpunkt der
Arbeit darin, die Angleichung der Löhne
und Gehälter zu erreichen, damit wir auch
auf diesem Wege die Angleichung der Ren-
ten erreichen“.

Kurswechsel gefordert Gleicke warf der
Bundesregierung vor, sich vom Aufbau Ost
verabschiedet zu haben. Dabei stagniere die
ostdeutsche Wirtschaftskraft seit Jahren bei
73 Prozent des Westniveaus und das Pro-
duktivitätsniveau bei 80 Prozent. Derweil
lägen die Löhne „je nach Branche zwischen
15 und 30 Prozent des Westniveaus“. Dies
sei nicht etwa ein „Standortvorteil Ost“,
sondern die Hauptursache für die Abwande-
rung in den neuen Ländern, fügte Gleicke
hinzu und fragte an die Regierungskoalition
gewandt, wo deren „Einsatz für anständige
Löhne in Ostdeutschland“ bleibe. „Der Os-
ten ist Ihnen egal“, gab sie sich selbst zur
Antwort.  
Linksfraktionsvize Dietmar Bartsch forderte
einen Kurswechsel in der Politik für Ost-
deutschland. Der Aufbau Ost sei „als Nach-

bau West gescheitert“, konstatierte er. Es ge-
be zwar eine Menge positiver Entwicklun-
gen wie bei der sehenswerten Infrastruktur
im Osten, doch sei dies kein Verdienst der
Bundesregierung. Die bestehenden Defizite
indes gebe es auch wegen der Politik der
Bundesregierung und ihrer Vorgängerinnen.

Die Lücke in der ökonomischen Leistungs-
kraft und den Lebensverhältnissen zwischen
Ost und West sei „weiterhin erheblich“, die
Erwerbslosenquote im Osten im November
nahezu doppelt so hoch gewesen wie im
Westen und der Niedriglohnbereich in den
neuen Ländern doppelt so groß wie in den

alten. Statt dass das Prinzip „gleicher Lohn
für gleiche Arbeit“ gelte, liege man in den
neuen Ländern bei 80 Prozent des westli-
chen Lohnniveaus: „Das ist nicht zu akzep-
tieren.“
Der Grünen-Parlamentarier Stephan Kühn
sagte, es gebe zweifelsfrei im Osten wirt-

schaftliche Erfolgsgeschichten, die aber
durch die Politik der Bundesregierung ge-
fährdet würden. So wolle etwa Bundeswirt-
schaftsminister Philipp Rösler (FDP) die So-
lar-Förderung massiv kürzen. Wenn diese
Deckelung komme, würden die ostdeutsche
Solarindustrie „in die Knie gezwungen“ und

Arbeitsplätze gefährdet. Die Wettbewerbsfä-
higkeit der ostdeutschen Wirtschaft, be-
mängelte der Grünen-Abgeordnete weiter,
werde „durch falsche Prioritäten bei der In-
frastruktur behindert“.
Für die Unionsfraktion verwies Behrens da-
rauf, dass die Finanzkrise seit 2008 die wirt-
schaftliche Angleichung zwischen Ost und
West nicht unterbrochen habe. Inzwischen
betrage die Wirtschaftsleistung der neuen
Länder nahezu 80 Prozent des Westniveaus.
Man habe ein erfreulich kontinuierliches
Wirtschaftswachstum, das zudem „krisenre-
sistent“ sei. 

»Enorm aufgeholt« Der FDP-Abgeordnete
Patrick Kurth bescheinigte den neuen Län-
dern, in den zurückliegenden 22 Jahren
„enorm aufgeholt“ zu haben. Lebenserwar-
tung und Wohlstand seien gestiegen, die In-
frastruktur sei auf dem neuesten Stand und
die Arbeitslosigkeit stark zurückgegangen.
So habe Thüringen kürzlich Nordrhein-
Westfalen „bei der Arbeitslosigkeit einge-
holt und überholt“. Die schwarz-gelbe Re-
gierungskoalition setze jetzt auf Moderni-
sierung sowie darauf, „dass das verkehrliche
Leben auch in ausgedehnten und überalter-
ten Regionen aufrecht erhalten wird“ und
„dass die Dezentralität der Energieversor-
gung gewährleistet werden kann“. Mit die-
sem Konzept werde die „Sicherung der pri-
vaten und öffentlichen Infrastruktur in allen
Regionen gelingen“. Helmut Stoltenberg ❚

AUFBAU OST Regierung und Opposition haben gegensätzliche Sichtweisen auf den Stand der Einheit 

Von Erfolgen und Defiziten  

Zum Bericht der Bundesregierung:
www.bundestag.de, Suchwort: 17/7711

Eine Folge der Abwanderung: Abriss eines Plattenbaus in Rathenow (Brandenburg)
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Eigentlich finden die von der Bundesregie-
rung geplanten Maßnahmen „zur Unter-
stützung der Fachkräftegewinnung im
Bund“ auch in der Opposition Zustim-
mung. Dies wurde vergangene Woche bei
einer Sachverständigen-Anhörung zu dem
entsprechenden Gesetzentwurf (17/7142)
und den Beratungen im Innenausschuss
ebenso deutlich wie am Donnerstag in der
abschließenden Plenardebatte. Dass die
Vorlage dann doch nur mit den Stimmen
von CDU/CSU und FDP in modifizierter
Fassung (17/8178) verabschiedet wurde, lag
an einem am Vortag von der schwarz-gelben
Ausschussmehrheit angenommenen Ände-
rungsantrag der Koalition. Dieser erweiterte
den Maßnahmenkatalog der Regierung un-
ter anderem um eine Besserstellung von
Spitzenbeamten des Bundes bei einer Ver-
setzung in den einstweiligen Ruhestand –
sehr zum Ärger der Opposition .  

»Moderate Verbesserung« Zur Begrün-
dung verwies die Koalition in ihrem Ände-
rungsantrag darauf, dass die „jederzeit mög-
liche Versetzung“ in den einstweiligen Ru-
hestand gerade für „lebensjüngere Beamte
zu erheblichen Einkommensbußen“ führe.
Dem solle „die teilweise Wiedereinführung
des bis Ende 1998 geltenden Rechts entge-
genwirken, wodurch bis zu drei Jahre im

einstweiligen Ruhestand als ruhegehaltsfä-
hig anerkannt werden können“. Der CDU-
Abgeordnete Armin Schuster wertete dies in
der Debatte als „sehr moderate Verbesse-
rung“. Dabei spreche man von Staatssekre-
tären, Abteilungsleitern, Botschaftern sowie
dem Generalbundesanwalt und den Präsi-
denten vom Bundeskriminalamt, Bundes-
amt für Verfassungsschutz und Bundes-
nachrichtendienst. 
Der SPD-Innenexperte Michael Hartmann
warf der Koalition vor, sie wolle, dass eine
kleine Gruppe hochbezahlter Beamter „mit
dem goldenen Handschlag nach Hause
geht“. Auf dem Papier handele es sich dabei
um 422 Personen, doch im Ernstfall seien
es weniger als 100, die betroffen sein könn-
ten und „im Regelfall zwischen 9.000 und
11.000 Euro plus verdienen“. Diese Beam-
ten, die nach einem Regierungswechsel un-
ter Umständen in den einstweiligen Ruhe-
stand geschickt würden, sollten nach dem
Willen von Schwarz-Gelb „bis zu drei Jahre
versorgungserhöhend und damit zusätzli-
che Zahlungen“ von bis zu 635 Euro mo-
natlich „fürs Nichtstun“ erhalten. 
Der FDP-Parlamentarier Stefan Ruppert ar-
gumentierte dagegen, ein 49-Jähriger, der
sich auf eine Abteilungsleiterstelle bewerbe,
gehe „das Risiko ein, auf seine Lebenszeit
gerechnet eine halbe Million Euro zu verlie-

ren“. Es sei festzustellen, „dass immer mehr
Unterabteilungsleiter sagen, sie würden
zwar gerne die Aufgabe, nicht aber das Be-
soldungsamt übernehmen“. 

Streit um Direktorenposten Ebenfalls in
dem Änderungsantrag enthalten war die
Schaffung des Amtes eines Direktors beim
Sachverständigenrat für Umweltfragen, die
bei der Opposition für weiteren Unmut
sorgte. Für die Linksfraktion sagte ihr Abge-
ordneter Frank Tempel, dieser Direktoren-
posten sei mit dem Rat weder besprochen
worden „noch war er erwünscht“. Die Koali-
tion wolle „ein neutrales Beratungsgremi-
um auf Parteilinie bringen“. Sein Grünen-
Kollege Konstantin von Notz ergänzte, Ziel
von Schwarz-Gelb sei es, „die Unabhängig-
keit dieses Gremiums aufzubohren“. Schus-
ter betonte indes, die Koalition wolle mit
dem Posten „eine Institution personell und
akademisch aufwerten“.     
Mit dem jetzt beschlossenen Gesetz will die
Regierung die Konkurrenzfähigkeit des
Bundes bei der Gewinnung von Nach-
wuchskräften „im Wettbewerb mit anderen
Dienstherren und der Wirtschaft“ erhalten.
Zu den Maßnahmen zählt etwa die Einfüh-
rung eines „Personalgewinnungszu-
schlags“, der es Behörden ermöglichen soll,
„gezielt Fachkräfte zu gewinnen“. sto ❚

SPD rügt »Goldenen Handschlag« 
ÖFFENTLICHER DIENST Besserstellung von Spitzenbeamten bei einstweiligem Ruhestand 
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S
ie möchten nicht länger warten
– weder auf die zuständige Mi-
nisterin noch auf ihre Fraktions-
kollegen: die CDU-Abgeordnete
Rita Pawelski, Vorsitzende der
Gruppe der Frauen der Unions-

fraktion, und ihre FDP-Kollegin Sibylle Lau-
rischk wollen eine gesetzlich verankerte
Frauenquote. Und zwar jetzt. Zusammen
mit anderen Parlamentarierinnen – erst-
mals in einer Initiative mit Abgeordneten al-
ler Bundestags-Fraktionen – fordern sie ei-
ne gesetzliche Frauenquote von mindestens
30 Prozent in Aufsichtsräten börsennotier-
ter Unternehmen. Dazu haben Pawelski
und ihre Mitstreiterinnen, unter ihnen auch
Persönlichkeiten aus Wirtschaft, Kultur und
Medien, vergangenen Donnerstag eine „Ber-
liner Erklärung“ abgegeben. 
Darin heißt es, die Zeit sei „reif für eine ver-
bindliche gesetzliche Regelung zur ge-
schlechtergerechten Besetzung von Ent-
scheidungsgremien der Wirtschaft“, weil al-
le bisherigen Versuche, dieses Ziel mit frei-
willigen Vereinbarungen zu erreichen,
gescheitert seien. Das im Grundgesetz fest-
geschriebene Gleichstellungsgebot müsse
endlich umgesetzt werden. Damit die Quo-
tenregelung Wirkung entfalten könne, sol-
len parallel dazu Fristen und „empfindliche
Sanktionen“ festgeschrieben werden. „Wir
wollen und werden es nicht länger hinneh-
men, dass bei uns in Deutschland Frauen in
den Spitzen der größten Unternehmen
kaum präsent sind“, sagte Pawelski. Die Un-
ternehmen hätten bewiesen, dass es ohne
einen gewissen Druck nicht gehe. 
Bis Ostern will die Initiative  Unterschriften
für ihr Anliegen sammeln und die Liste an-
schließend Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) übergeben. Erklärtes Ziel ist es, bis
2013 einen Gesetzesentwurf auf den Weg zu
bringen, da dann die meisten Aufsichtsräte
neu besetzt werden. Nach den Worten der
CSU-Abgeordneten Dorothee Bär soll die
Quote spätestens 2018 bindend werden. 

Verfassungsrechtliche Bedenken Dass
sich nach monatelangen Diskussionen um
das Für und Wider einer gesetzlichen Frau-
enquote nun diese große Koalition der Be-
fürworter gebildet hat, ist auch ein Schlag
ins Gesicht von Bundesfamilienministerin
Kristina Schröder (CDU). Die nämlich will
eine so genannte Flexiquote einführen,
nach der Unternehmen gesetzlich verpflich-
tet werden sollen, sich eine selbstgewählte
Frauenquote zu geben. Schröder und weite
Teile der Koalition wenden gegen „staatlich
verordnete, starre Frauenquoten“ unter an-
derem verfassungsrechtliche Bedenken ein.
Feste Quoten ließen sich nicht umsetzen, et-
wa weil sie einen Eingriff in die Vertragsfrei-
heit der Wirtschaft darstellten, lautet ein Ar-
gument. Zudem würden mit festen Quoten
nur Symptome, nicht Ursachen bekämpft.
Es sei notwendig, dass Unternehmen der
Monokultur im eigenen Haus selbst den
Kampf ansagten, betonte Schröder kürzlich.
Nun sind andere vorgeprescht. Besonders
ärgerlich für Schröder: Zu den Erstunter-
zeichnerinnen der Erklärung gehört ihre
Amtsvorgängerin Ursula von der Leyen
(CDU). Die Arbeitsministerin fordert
schon lange eine verbindliche 30-Prozent-
Quote und hat sich damit immer wieder de-
monstrativ gegen ihre Kabinettskollegin ge-
stellt. Ihre Unterschrift dürfte den Konflikt
weiter befeuern, in dem Schröder auch des-
halb Probleme hat, sich zu behaupten, weil
bis heute niemand ganz genau weiß, was in
ihrem Entwurf für das „Dritte Gleichberech-
tigungsgesetz“ eigentlich stehen soll.
In einer ersten Reaktion nach der Präsenta-
tion der „Berliner Erklärung“ versuchte
Schröder, dennoch Honig aus der Initiative
zu saugen. „Ich freue mich, dass es offenbar
in der FDP Bewegung gibt für eine gesetzli-
che Regelung“, sagte die Ministerin der „Fi-
nancial Times Deutschland“. In der Koaliti-

on müsse nun schnell Klarheit geschaffen
werden, wie eine gesetzliche Regelung auf
den Weg gebracht werden könne. 

Prominente Unterstützerinnen Die Initia-
tive selbst hat es nicht nur inhaltlich in sich,
sondern sie wird auch prominent unter-
stützt. So gehören zu den schon jetzt mehr
als 500 Unterzeichnerinnen Größen wie Jut-
ta Allmendinger, Präsidentin des Wissen-
schaftszentrums Berlin, die Verlegerin Frie-
de Springer und Ingrid Sehrbrock, Vizeche-
fin des Deutschen Gewerkschaftsbundes.
Der Verband Deutscher Unternehmerinnen,
der Deutsche Juristinnenbund und der Bun-
desverband der LandFrauen haben sich den
Forderungen ebenso angeschlossen wie die
Schauspielerin Senta Berger und DFB-Di-
rektorin Steffi Jones.
Es sei ihr sehr wichtig gewesen, sagte Rita
Pawelski, „dass wir auch von ganz vielen
Frauen außerhalb der Politik unterstützt
werden, die damit zeigen, dass es hier nicht
um ein elitäres Problem von Abgeordneten
geht“. Sie unterstrich: „Eigentlich müsste
Frau Schröder mit dem, was wir fordern, so-
fort einverstanden sein.“ Ganz bewusst ha-
ben die Initiatorinnen in ihrer Erklärung auf
die Forderung einer Quote für Unterneh-
mensvorstände verzichtet. Die wollen sie
zwar auch unbedingt; da dieses Ziel verfas-

sungsrechtlich aber nicht ohne Weiteres
durchzusetzen ist, wird vorerst nur gefor-
dert, was auch konkret umsetzbar ist. Denn
die Zeit drängt: „Wir haben aufgrund des
Generationenwechsels in den Chefetagen
einen Zeitpuffer von ein bis zwei Jahren“,
sagte Grünen-Vizefraktionschefin Ekin De-
ligöz, „wenn jetzt nichts passiert, dauert es
noch mal zehn Jahre“. Es bringe nichts, jetzt
nur einzelne Vorzeigefrauen zu installieren.
„Wenn wir die Besten der Besten wollen,
müssen wir sie in der gesamten Gesellschaft
suchen und nicht nur unter den Besten der
Männer“, betonte Deligöz. Auch Carlotta
Köster-Brons, Geschäftsführerin des Ver-
bands Deutscher Unternehmerinnen, zeigte
sich überzeugt davon, „dass eine Frau allein
die Welt nicht verändern kann – aber 30
Prozent können richtig viel bewegen“.

Widerstand Für die Vertreterinnen der Op-
positionsfraktionen ist das Bekenntnis zur
„Berliner Erklärung“ leicht. Sie fordern oh-
nehin Quoten – SPD und Grüne wollen ei-
nen Frauenanteil von 40 Prozent, die Linke
peilt sogar 50 Prozent an – , die sie in die-
ser Legislatur jedoch ohne Unterstützung
von Schwarz-Gelb nicht erreichen können.
Für die Koalitionsfrauen ist die Erklärung
dagegen ein Risiko. Bei CDU und CSU gibt
es viele Abgeordnete, die eine gesetzliche

Quote ablehnen. Den größten Widerstand
aber gibt es in der FDP – und deshalb ist die
Unterschrift von Sibylle Laurischk wohl die
mutigste. In der Pressekonferenz zur Präsen-
tation der Erklärung betonte die Liberale,
mit ihrem Bekenntnis zur gesetzlichen
Quote trete sie ganz bewusst „nicht als Ver-
treterin der Fraktion“ auf, mit der sie sich
auch nicht abgestimmt habe. 
Im Interview sagte sie, obwohl sie ein gro-
ßer Fan von Selbstverpflichtungen sei, müs-
se sie konstatieren, dass diese beim Thema
Gleichstellung nicht funktioniert hätten.
Aber da das Thema „entscheidend für die
Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft und
die internationale Wettbewerbsfähigkeit
unseres Landes“ sei, müsse man sich klar
positionieren. Sie wolle in ihrer Partei
„Denkprozesse“ anstoßen: „Ich bin sicher,
damit kann meine Fraktion umgehen.“ 
Die reagierte prompt – mit bekannter Ab-
lehnung. So teilte die Fraktionssprecherin
für Frauen und Senioren, Nicole Bracht-
Bendt, auf ihrer Homepage mit, die Frakti-
on lehne „eine starre Quote als unverhält-
nismäßig“ ab; immerhin habe sich der Frau-
enanteil auf der Kapitalseite der DAX30-
Aufsichtsräte von 4,8 Prozent im Jahr 2009
auf 10,9 Prozent im vergangen Jahr mehr als
verdoppelt. Dies sei ein eindeutiger Trend,
unterstrich Bracht-Bendt. Susanne Kailitz ❚

Auf zum Gipfel
FRAUEN Ein breites Bündnis propagiert eine gesetzliche Quote
in Konzernspitzen. Abgeordnete aller Fraktionen sind beteiligt 

Ohne Quote haben bislang nur wenige Frauen den Aufstieg in Spitzenpositionen geschafft. Ein Bündnis will Kletterhilfe leisten.
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Die 6.000 wichtigsten Internet-Adressen auf einen Blick
„Das besondere an den Web-Adressen
ist, dass es oft solche sind, die man bei
Google nicht ganz oben auf der ersten
Seite der Suchergebnisse findet.“
BILD.de

„Orientierung bietet das Web-Adressbuch
für Deutschland, das rund 6.000 Internet-
Seiten übersichtlich geordnet und redak-
tionell getestet dem Leser präsentiert.“
BERLINER ZEITUNG

„Nie wieder zielloses Treiben im Internet:
Das Web-Adressbuch bringt Ordnung
in den Datendschungel. Auch routinierte
Surfer können noch manchen Geheimtipp
entdecken.“
HAMBURGER ABENDBLATT

„Unverzichtbares Standardwerk für ziel-
gerichtete Recherche im Internet.“
Münchner Merkur

„Die thematischen Zusammenstellungen mit kur-
zen, oft nur zweizeiligen Bewertungen können auch
Journalisten Zeit sparen helfen, wenn es um die
Einarbeitung in neue Themen geht.“
MEDIENDIENST KRESS

„Eine nützliche Orientierungshilfe im
Datendschungel bietet das 'Web-
Adressbuch für Deutschland'.“
BERLINER MORGENPOST

„Wie findet man die besten und wichtigsten
Internetadressen? Mit einem Blick ins
Web-Adressbuch für Deutschland.“
B.Z.

„Eine Alternative für alle, die von Google-
Suchergebnissen frustriert sind.“
COMPUTER BILD

„Das Web-Adressbuch für Deutschland
bietet die definitiv umfangreichste und
derzeit aktuellste Sammlung deutscher
Web-Adressen.“
NDR

„Die gedruckte Alternative zu Google
& Co. – Beim Web-Adressbuch für
Deutschland kann man sich einfach
durch die Themenbereiche treiben lassen
und entdeckt ständig neue Surf-Tipps.“
WESTFALEN-BLATT

Anzeige

FAMILIE Der Weg für Verbesserungen beim
Kinderschutz ist frei. Bundestag und Bundesrat
billigten Ende vergangener Woche den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung (17/6256) in der
vom Vermittlungsausschuss beschlossenen Fas-
sung (17/8130). Neu ist, dass der Bund die Fa-
milienhebammen unbefristet finanzieren wird
und nicht, wie ursprünglich vorgesehen, nur bis
zum Jahr 2016.Außerdem gibt es mehr Geld für
die so genannten frühen Hilfen. Für die Unter-
stützung junger Familien in schwierigen Le-
benslagen stehen nach Angaben des Bundesra-
tes in den kommenden beiden Jahren 30 bezie-
hungsweise 45 Millionen Euro zur Verfügung,
ab 2014 dauerhaft 51 Millionen.
Den Kompromiss hatten Bundesfamilienminis-
terin Kristina Schröder (CDU) und Mecklenburg-
Vorpommerns Sozialministerin, die stellvertre-
tende SPD-Bundesvorsitzende Manuela Schwe-
sig, ausgehandelt. Das Gesetz kann  zum 1. Ja-
nuar 2012 in Kraft treten.
Vorrangiges Ziel des im Bundestag nunmehr
mit den Stimmen aller Fraktionen bis auf die der
Linken beschlossenen Gesetzes ist es, Kinder
besser vor Misshandlungen, Verwahrlosung
und Vernachlässigung zu schützen. Dies soll un-
ter anderem mit Hilfe von Familienhebammen
gewährleistet werden, die junge Mütter in
schwierigen Lebenslagen unterstützen. Der
Bund stellt dafür jährlich 30 Millionen Euro zur

Verfügung. Nach Angaben der Bundesregie-
rung können so zehn Prozent aller Familien mit
Neugeborenen betreut werden. Familienhe-
bammen haben eine Zusatzausbildung, um jun-
ge Familien mit sozialen oder anderen Proble-
men wirksam zu helfen zu können.Als Kriterien
für den Einsatz einer Familienhebamme gelten
unter anderen eine Minderjährigen-Schwan-
gerschaft, ein Verdacht auf Kindeswohlgefähr-
dung und Suchterkrankungen.
Zusätzlich will die Regierung Geld für die Netz-
werke früher Hilfen zur Verfügung stellen. In
diesen Netzwerken arbeiten auf kommunaler
Ebene beispielsweise Ärzte und Jugendämter
zusammen, um die Gefährdung von Kindern
frühzeitig zu erkennen.
Die Einigung beim Kinderschutzgesetz stieß auf
breite Zustimmung. Die familienpolitische Spre-
cherin der FDP-Fraktion, Miriam Gruß, etwa
sagte, das Inkrafttreten des Gesetzes sei „ein
großer Erfolg für die Kinder in diesem Land“.
Die stellvertretende Grünen-Fraktionsvorsitzen-
de Ekin Deligöz wertete den Kompromiss als
„Erfolg in der Nachspielzeit“. Mit den jetzt vor-
gesehenen Neuerungen würden „gute Impulse
auf verlässlicher Grundlage für die Kinder-
schutzarbeit vor Ort gegeben“. Dagegen mo-
nierte die kinderpolitische Sprecherin der Links-
fraktion, Diana Golze, der Bund-Länder-Kom-
promiss sei „mehr als enttäuschend“. mpi ❚

Kinderschutzgesetz tritt Anfang 
kommenden Jahres in Kraft

WISSENSCHAFT „Nicht wissen, nicht wollen,
nicht können.“ Ulla Burchardt (SPD), Vorsitzen-
de des Bildungs- und Forschungsausschusses,
war reichlich skeptisch. Grundlage für ihre Be-
urteilung der Regierungsarbeit am vergange-
nen Donnerstag im Plenum war die Antwort der
Bundesregierung auf eine Große Anfrage aller
drei Oppositionsfraktionen (17/5541, 17/7756).
Thema: Geschlechtergerechtigkeit im Wissen-
schaftssystem.Wie die Regierung darin mitteilt,
hat sich die Chancengleichheit an Hochschulen
und außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen in den vergangenen zehn Jahren zwar ver-
bessert, die bestehende Unterrepräsentanz von
Frauen bleibe jedoch ein Problem.
Laut Statistischem Bundesamt ist der Anteil der
Frauen, die einen universitären Abschluss er-
langten, zwischen 2000 und 2009 von 44,8 Pro-
zent auf 52,3 Prozent gestiegen.Auch der Frau-
enanteil bei Promotionen hat im gleichen Zeit-
raum von 34,3 Prozent auf 44,1 Prozent zuge-
legt. Der Anteil der Frauen am wissen-
schaftlichen Personal ist in außeruniversitären
Forschungseinrichtungen und in Leitungsfunk-
tionen ebenfalls gewachsen. Jedoch sind Frau-
en dort noch immer stark unterrepräsentiert.
Zudem arbeiten sie – so lässt sich der Vorlage
entnehmen – an Hochschulen öfter in befristen
Beschäftigungsverhältnissen als Männer.
Die Regierung habe keine Ahnung, was getan
werden müsse, um die Situation zu verbessern,
sagte die SPD-Abgeordnete Marianne Schieder.
Es sei jedoch höchste Zeit zu handeln: Überpro-
portional viele Frauen stiegen nach der Promo-
tion aus dem Wissenschaftsbetrieb aus. „Wir
erlauben uns eine massive Verschwendung von
intellektuellem Potenzial“, betonte sie.
„Warum verzichten Sie auf das kreative Poten-
zial von Frauen?“, wollte Petra Sitte, for-
schungspolitische Sprecherin der Linksfraktion,
von der Regierung wissen. Die Einigung von
Bund und Ländern auf ein Kaskadenmodell –
„also Quoten entsprechend des Frauenanteils

der jeweils vorausgehenden Stufe in der Karrie-
re des Wissenschaftssystems“ – sei ein erster
Schritt in die richtige Richtung, sagte Sitte. Je-
doch könne dieses Modell nur konsequent um-
gesetzt werden, wenn Anreize geschaffen und
Sanktionen integriert werden.
„Wir sind auf gutem Weg und kommen unserer
Verantwortung nach“, betonte dagegen Martin
Neumann, forschungspolitischer Sprecher der
FDP-Fraktion. Dennoch belegten die Zahlen,
dass die Geschlechtergerechtigkeit im Wissen-
schaftsbereich eine Daueraufgabe sei. Seine
Fraktion habe sich daher stets für das Kaska-
denmodell ausgesprochen. In einem Wissen-
schaftsfreiheitsgesetz solle nun die „gleichbe-
rechtigte Einbeziehung von Frauen in Wissen-
schaft und Forschung als Grundsatz“ verankert
werden, kündigte Neumann.
„Wir haben ein offenkundiges Innovations- und
Qualitätsproblem“, konstatierte Krista Sager,
Sprecherin für Wissenschafts- und Forschungs-
politik der Grünen-Fraktion. Die Spitzenpositio-
nen im Wissenschaftsbereich würden noch im-
mer vorrangig aus einer Geschlechtergruppe re-
krutiert werden. Die Fortschritte in Sachen Pa-
rität seien zu langsam, betonte sie und sprach
sich für mehr Verbindlichkeiten, Zielquoten, An-
reize, Sanktionsmechanismen und gezielte Re-
krutierungsmaßnahmen aus.
In den vergangenen zehn Jahren habe sich die
Chancengerechtigkeit im Wissenschaftssystem
verbessert, sagte Anette Hübinger (CDU). Ein
Grund dafür sei auch, dass die Bundesregierung
die Verbesserung der Repräsentanz von Frauen
als strategisches Erfordernis ansehe. Förder-
maßnahmen wie Exzellenzinitiative, Professo-
rinnenprogramm und Hochschulpakt hätten
dazu beigetragen. Sollte in den kommenden
Jahren die Selbstverpflichtung des Wissen-
schaftssystems jedoch keine Fortschritte erzie-
len, würde  auch sie die Einführung des „Kas-
kadenmodells als eine gesetzliche Forderung“
befürworten. tyh ❚

Über Kaskaden zu höherem
Frauenanteil in der Forschung

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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V
ielleicht war es der Geist der
besinnlichen Adventszeit,
der vergangenen Donners-
tag durch den Plenarsaal im
Bundestag wehte. Vielleicht
war es aber auch der Inhalt

des Gesetzentwurfs, der zur interfraktionel-
len Einigkeit führte. Jedenfalls befürworte-
ten die Abgeordneten die vom Rechtsaus-
schuss verabschiedete Vorlage zur Mediati-
on einstimmig. Konflikte sollen künftig au-
ßergerichtlich und trotzdem rechtsgültig
gelöst werden. 
Sowohl private als auch geschäftliche Strei-
tigkeiten lassen sich durch Mediation lösen
– und werden teils auch bereits im Rahmen
von Mediationsverfahren gelöst. Oftmals
werden die Ergebnisse der Mediation, bei
der ein neutraler Moderator gemeinsam mit
den Konfliktparteien eine Lösung erarbeitet,
einvernehmlich, schneller und kostengüns-
tiger als in einem Gerichtsverfahren erzielt.
Um also die Streitkultur in Deutschland zu
verbessern, soll die außergerichtliche Me-
diation gestärkt und gefördert werden. Der
Mediator soll immer von beiden Parteien
gemeinsam ausgewählt werden; ist er aber
der Überzeugung, dass keine Einigung er-
zielt werden kann, hat er das Recht, die Me-
diation zu beenden.

Zufriedene Versicherer Ein Beispiel: Die
Wohnungsbesitzerin war total aufgebracht.
Nach der Renovierung ihrer vier Wände ging
für sie der Ärger los – mit nochmals viel
Schmutz und Dreck. Denn nach dem Tro-
ckenausbau durch einen örtlichen Hand-
werker hatten sich an einer Wand die Rigips-
platten gewellt. Sie mussten herausgerissen
werden. Es stellte sich heraus, dass die Wand
dahinter feucht war. Die Frau wollte ent-
schädigt werden, der Handwerker winkte
ab. So erreichte ihr Hilferuf ihre Versiche-
rung. Die empfahl ihr einen Mediator. Und
zur großen Überraschung der Kundin war
das Problem bereits nach wenigen Gesprä-
chen gelöst – auch weil dem Handwerker an
seinem guten Ruf gelegen war. Er erkannte,
dass vorher eine Feuchtigkeitsprüfung not-
wendig gewesen wäre. Auf Vermittlung des
Mediators bot der Handwerker nun an, die
Wand auf seine Kosten zu erneuern. Bereits
nach kurzer Zeit freute sich die Kundin: Der
Schaden war behoben und sie „sehr glück-
lich“. 
Die Versicherungswirtschaft begrüßte das
neue Gesetz.  „Wenn zwei sich streiten, hilft
ein Dritter“, so die einfache Formel. Deut-
sche Versicherungen arbeiten schon lange
mit Mediationsverfahren. Sie weisen ihre
Kunden aktiv auf diese Möglichkeit der
Streitbeilegung hin, die bisher noch relativ
unbekannt ist. 
„Mittlerweile haben 65 Prozent der Deut-
schen den Begriff immerhin schon einmal
gehört – und verwechseln ihn nicht mehr
mit der Meditation. Das sind acht Prozent
mehr als im vergangenen Jahr“, erklärte die
SPD-Abgeordnete Sonja Steffen in der ein-
stündigen Plenardebatte. 

Lange Beratunsphase Die Versicherer er-
hoffen sich nach eigenen Angaben, dass das
Verfahren durch das neue Gesetz nun end-
lich an Bekanntheit gewinnt. Den Entwurf
des Gesetzes „Förderung der Mediation und
anderer Verfahren der außergerichtlichen
Konfliktbeilegung“ (17/5335) hatte die
Bundesregierung bereits Anfang April dieses
Jahres in den Bundestag eingebracht. 
„Die Deutschen sind nicht nur das Land der
Dichter und Denker, sie gelten auch als sehr
streitfreudig“, deshalb sei nicht von unge-
fähr eine „halbjährige Beratungszeit voran-
gegangen“, resümierte die rechtspolitische
Sprecherin der Unionsfraktion, Andrea
Astrid Voßhoff (CDU). Erst in der Vorwo-
che, hatte der Rechtsausschuss unisono eine
entsprechende Beschlussempfehlung
(17/8058) verabschiedet, acht Monate hat-
ten die Abgeordneten an dem Gesetz gefeilt. 

„Was lange währt, wird endlich gut“, kom-
mentierte der Redner der Linksfraktion, Jens
Petermann, die lange Beratungsphase. Zwar
nannte er das Gesetz einen „Kompromiss“.
Die aktuelle, endgültige Version sei aber so
weit nachgebessert worden, dass „auch Die
Linke heute zustimmen kann“. 
Seiner Meinung nach sei zu hoffen, dass der
Bund entsprechend ausreichende Mittel für
Mediationskostenbeihilfe zur Verfügung
stellte, damit keine soziale Kluft entstehe.
Jeder müsse sich ein Mediationsverfahren
leisten können. „Ansonsten ist dieses Gesetz
eine Erfolgsgeschichte und darf sich auch
unserer Zustimmung erfreuen“, schloss Pe-
termann seine Rede.
„Jeder vermiedene Prozess ist ein guter Pro-
zess“, fügte Andrea Astrid Voßhoff während
ihrer Redezeit hinzu und fuhr fort: Das neue
Gesetz sei für sie ein „hervorragend gelun-
genen Gesetz“. Oftmals seien bei herkömm-
lichen Gerichtsprozessen beide Streitpartei-
en Verlierer gewesen. Jetzt könnten sie ihr
Schicksal selbst in die Hand nehmen und
selbstständig Lösungen erarbeiten. 
Der FDP-Abgeordnete Christian Ahrendt
betonte eingangs, dass es sich tatsächlich
um einen „einstimmigen Beschluss des
Rechtsausschusses handele“ und das Gesetz

ein „Meilenstein der außergerichtlichen
Konfliktlösung“ sei. Dass die Streitparteien,
„bevor sie den Richter anrufen, versuchen,
außergerichtlich zu einer Lösung zu kom-
men, das ist der Kernpunkt des Gesetzes“,
zeigt sich Ahrend überzeugt. Denn das Ge-
setz solle ja schließlich „außergerichtliche
Streitschlichtung stärken“. Abschließend
wies der FDP-Politiker darauf hin, dass auch
die „Ausbildung von Mediatoren im Gesetz
geregelt ist, damit sie in der Lage sind, die
außergerichtliche Einigung zu erreichen“.

Mediationskostenhilfe Ingrid Hönlinger,
Rednerin der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen, unterstrich wie ihre Vorredner die Be-
deutung des Gesetzes und die interfraktio-
nelle Einigkeit. „Der heutige Tag ist ein Fest-
tag für unser Land, für alle Bürgerinnen und
Bürger“, sagte Hönlinger und betonte, sie
sehen eine „neue Ära alternativer Konflikt-
lösung“. Allerdings müsse der nächste große
Schritt die „Einführung der Mediationskos-
tenhilfe“ sein, pflichtete sie ihrem Opposi-
tionskollegen der Linksfraktion bei. Es gebe
„ja auch Verfahrens- und Prozesskostenhil-
fe“, argumentierte sie, Mediation solle allen
Menschen offen stehen.   
„Wir merken, dass die deutschen Kunden
sich die Mediation wünschen“, sagte der
Sprecher einer großen deutschen Versiche-
rung auf Anfrage. Er untermauerte seine
Aussage mit dem Verweis auf einen über-
durchschnittlichen Anstieg an Fällen, in de-
nen Mediation in jüngster Vergangenheit
zur Anwendung gekommen sei. Waren es
danach im Jahr 2010 nur 300 Fälle gewesen,
die sein Unternehmen mittels Mediation
habe bearbeiten und lösen können, so sei-
en es bereits 6.000 Fällen in diesem Jahr ge-
wesen. Insgesamt habe es 400.000 derartige
Fälle in Deutschland gegeben, die durch
Mediation in diesem Jahr gelöst werden
konnten.
Allerdings ist die Mediation entgegen der
verbreiteten Annahme für Blechschäden im
Straßenverkehr vollkommen ungeeignet.
Das sind Haftpflichtschäden, die die Versi-
cherer ohnehin unter sich ausmachen.

Wenn die sich nicht einigen können, dann
gehen die Fälle im Regelfall direkt vor Ge-
richt.

Erfolg „Meilenstein“ und „Erfolgsgeschich-
te“ nannten die Abgeordneten das neue Ge-
setz. Dazu passend ein weiteres Beispiel, das
in der Versicherungsbranche kursiert. Es
passt nicht nur zur Stimmung in der Debat-
te, sondern auch zur Vorweihnachtszeit bes-
tens: Ein Arbeitgeber habe eine Gehalts-
rückzahlung von einem Arbeitnehmer ge-
fordert. Nach Einschaltung eines Mediators
stellte sich heraus, dass die Forderungen un-
berechtig waren und aufgrund von Fehlbu-
chungen des Steuerberaters zustande ka-
men. Der Fall wird schließlich ohne wirt-
schaftlichen Schaden für beide Seiten zu-
friedenstellend geregelt. Und weil sich der
Arbeitnehmer in der Problemlösung so ko-
operativ verhalten habe, bekommt er sogar
eine Gehaltserhöhung.  Verena Renneberg ❚

MEDIATION Gesetz zur Streitschlichtung trifft auf Einigkeit im Bundestag.
Außergerichtliche Konfliktlösung soll Kosten sparen und Nerven schonen

Versöhnliches zur
Vorweihnachtszeit WOHNEN Die Linksfraktion dringt auf Maß-

nahmen gegen die soziale Entmischung in den
Städten. Der Bundestag überwies am vergan-
genen Freitag zwei Anträge der Fraktion
(17/4837, 17/7847) an den Rechts- beziehungs-
weise an den Sozialausschuss.
Im ersten Antrag setzt sich die Fraktion dafür
ein, „qualifizierte Mietspiegel sowie Heizkos-
tenspiegel flächendeckend“ einzuführen. „Oh-
ne wohnwertverbessernde Maßnahmen“ sol-
len Mieterhöhungen „nur im Rahmen des Infla-
tionsausgleichs zulässig“ sein, die Höhe der
Wohnkosten für angemessenen Wohnraum
dürfe „höchstens 30 Prozent des Nettoeinkom-
mens eines Mieterhaushaltes betragen“, die
generelle Obergrenze solle durch das bundes-
durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen
bestimmt werden. Zudem solle die „Umlage der
Modernisierungskosten auf die Miete“ auf fünf
Prozent begrenzt werden.
Die finanziellen Belastungen etwa bei der Woh-
nungssanierung dürften nicht eins zu eins an

die Mieterinnen und Mieter durchgereicht wer-
den“, begründete in der Debatte die woh-
nungspolitische Sprecherin der Linksfraktion,
Heidrun Bluhm, die Forderungen. Der CDU-
Rechtsexperte Jan-Marco Luczak hielt dem ent-
gegen, die geforderten Regelungen führten bei-
spielsweise dazu, dass eine 250 Quadratmeter
große Luxuswohnung in bester Innenstadtlage
maximal 870 Euro kosten dürfe. Das bedeute
die „kalte Enteignung von Vermietern“.
Auch die anderen Fraktionen kritisierten we-
sentliche Teile des Linken-Antrags als unprakti-
kabel und falsch. SPD- und Grünen-Fraktion
machten sich jedoch zugleich für eine Umlage
Höchstgrenze der Modernisierungskosten von
neun Prozent stark.
Mit ihrem zweiten Antrag strebt Die Linke an,
Zwangsumzüge von Hartz-IV-Beziehenden zu
weitgehend vermeiden. So sollten im ersten
Jahr des Leistungsbezugs „die bisherigen
Wohnkosten in voller Höhe übernommen“ wer-
den, heißt es in der Vorlage. mpi ❚

Kritik an Linke-Plänen zum Mietrecht

KINDERKOMMISSION Wie das geht – entge-
gen dem Klischee –, eine gute Stiefmutter zu
sein, kann eigentlich niemand sagen. Dieser An-
sicht ist zumindest Katharina Grünewald von
der Beratung für Patchworkfamilien. oBWOHL
die Rolle im Märchen negativ besetzt ist, haben
es sich die von der Kinderkommission gelade-
nen Sachverständigen nicht leicht gemacht.
Vergangenen Mittwoch legten sie ihre Stand-
punkte zum Thema „Patchworkfamilien – ein
Familienmodell“ dar.
13, 6 Prozent der deutschen Haushalte mit Kin-
dern unter 18 Jahren sind Stieffamilien, so der
Fachbegriff. Grünewald sah Kinder in Stieffami-
lien einer Zwickmühle ausgesetzt: „Sie haben
durch die Trennung der Eltern ihr Urvertrauen
verloren.“ Auf der Suche nach Halt würden sie
dazu neigen, sich eine neue Ordnung schaffen

zu wollen. „Sie zeichnen sich durch erhöhte An-
passungsfähigkeit aus und möchten pflege-
leicht sein, weil die Erwachsenen genug Proble-
me haben.“ Der Preis dafür sei die permanen-
te Überforderung. Die könnten gute Stiefeltern
nur verhindern, indem sie sich für klare Regeln
einsetzen. „Sowohl zwischen den getrennten
leiblichen Eltern als auch den neuen Partnern“,
sagte Grünewald. Sonst gebe es eine Vielzahl
von Fallstricke, die Alfred Luttermann von der
Deutschen Gesellschaft für Verhaltenstherapie
untersucht hat. „Für die Stiefmutter ist es
schwierig, zu den Kindern Kontakt zu finden,
weil sie nicht von ihnen ausgewählt wurde“,
sagte er. Deshalb würden sie sich oft überfür-
sorglich verhalten und bei Abweisung frustriert
sein. Vielleicht ein Grund, der für das Klischee
verantwortlich ist. Jan Eisel ❚

Das Klischee der bösen Stiefmutter

GESUNDHEIT Als Folge der City-BKK-Insol-
venz will die SPD-Fraktion dafür sorgen, dass
Versicherte bei Schließung einer gesetzlichen
Krankenkasse keine Nachteile haben. Insbeson-
dere dürfe es keine Lücken im Versicherungs-
schutz oder im Leistungsbezug geben, fordern
die Abgeordneten in einem Antrag (17/6485).
Diesen überwies der Bundestag am vergange-
nen Donnerstag zur weiteren Beratung feder-
führend an den Gesundheitsausschuss. Nach
dem Aus für die City BKK im Sommer wird zum
31. Dezember dieses Jahres mit der BKK für
Heilberufe die zweite Kasse wegen Insolvenz
geschlossen.
Die SPD fordert in ihrem Antrag von der Bun-
desregierung, „die willkürliche Begrenzung des
morbiditätsorientierten Risikostrukturaus-
gleichs“ (Morbi-RSA) auf 50 bis 80 Krankheiten
abzuschaffen. Hintergrund: Die Zuweisungen

aus dem Gesundheitsfonds an die gesetzlichen
Krankenkassen richten sich unter anderem
nach dem Krankheitszustand, der Morbidität,
der Versicherten. Ziel des Morbi-RSA ist es, die
Beitragsgelder dorthin fließen zu lassen, wo sie
zur Versorgung Kranker nötig sind. In dem An-
trag heißt es dazu, solange es für Kassen „öko-
nomisch sinnvoll ist, Versicherte nach ihren ge-
sundheitlichen Risiken zu beurteilen und auszu-
wählen, wird sich der Wettbewerb zwischen
den Krankenkassen darin erschöpfen, Strate-
gien der Risikoselektion zu entwickeln“.
Der Unions-Gesundheitsexperte Erwin Rüddel
(CDU) wertete den Antrag in seiner Rede als
Versuch, „unser Gesundheitswesen ohne Not
ins Gerede zu bringen“. Seine SPD-Kollegin Bär-
bel Bas hingegen mahnte Änderungen an, da
es nach wie vor Anreize gebe, Versicherte nach
ihren Gesundheitsrisiken auszuwählen. mpi ❚

Kasse dicht – was tun? 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

>KOMPAKT

> Mediations-Gesetz Das neue Gesetz
soll laut Regierung die Mediation im Be-
wusstsein der Bevölkerung und der in der
Rechtspflege tätigen Berufsgruppen stär-
ker verankern.

> Der Europäische Verhaltenskodex
für Mediatoren wurde von der EU be-
reits 2004 verabschiedet. Das neue Gesetz
in Deutschland schreibt dementsprechend
eine qualifizierte Ausbildung für diese Tä-
tigkeit vor.

> Vertraulichkeit Besondere Beachtung
findet die Vertraulichkeit des Mediations-
verfahrens im neuen Gesetz. Für die Me-
diatoren gilt die Verschwiegenheitspflicht.

Mit 50 Nikoläusen durch die Sicherheits-
schleusen des Bundestages: Parlamentsvize-
präsident Eduard Oswald (CSU) bedankte
sich in der vergangenen Woche mit den sai-
sonalen Schokoladenfiguren bei den vielen
Mitarbeitern, die im und um den Bundes-
tag für die Sicherheit einstehen. „Das ist
nicht immer eine einfache Aufgabe“, sagte
Oswald, der sich als Vorsitzender der Inne-
ren Kommission des Ältestenrates viel mit
dem Thema beschäftigt. „Ihre Arbeit ist be-
sonders wichtig“, dankte er den Sicherheits-
kräften – Landespolizisten, Pfortenmitar-
beitern und Bundestagspolizei – auf einem
Rundgang an den Kontrollen
auch im Namen von Bundes-
tagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) . „Viele Polizei-
beamte sind bei Wind und
Wetter unterwegs und setzen
sich für uns ein“, formulierte
er seine Anerkennung. Rund
8.000 Gäste täglich und etwa
drei Millionen pro Jahr besu-
chen den Bundestag. „Wir
wollen, dass die Menschen
sich sicher im Parlament be-
wegen können“, sagte Os-
wald. 
Dass das nicht selbstver-
ständlich ist, war spätestens
durch die im Herbst 2010
ausgesprochene Warnung
des damaligen Innenminis-
ters Thomas de Maizière
(CDU) klar geworden. „Die
Herausforderung für die Par-
lamentspolizei ist es daher, Transparenz
und Offenheit der Volksvertretung zu wah-
ren und gleichzeitig den Sicherheitsanfor-
derungen gerecht zu werden“, sagt Dietmar
Hüsemann-Menge, Leiter des Referats Poli-
zei und Sicherungsaufgaben der Bundes-
tagsverwaltung, der Oswald auf seinem

Rundgang führte. Mehr als 500 Sicherheits-
mitarbeiter leisten ihren stillen Dienst rund
um die Uhr an 365 Tagen im Jahr. 
Im Besucherbereich erklärten Mitarbeiter
dem Vizepräsidenten, dass täglich Flaschen,
manchmal Messer und hin und wieder ver-
botenes Pfefferspray aus den Rucksäcken
mancher Gäste aussortiert werden. „Sicher-
heitsvorkehrungen werden immer als hin-
derlich angesehen“, sagte Oswald, „aber
werden diese richtig erklärt, dann werden
sie auch angenommen.“ Für Hüsemann-
Menge ist der provisorisch errichtete Besu-
chereingang ein Fortschritt: „Die Gäste sind

vor schlechtem Wetter geschützt und die
Kontrollen gehen schneller voran.“ 
Im nächsten Jahr will sich Oswald ein neu-
es Bild machen. Dann wird das geplante Be-
sucherzentrum zwar noch nicht stehen,
„aber das grüne Licht für die ersten Planun-
gen ist bereits gegeben worden“. Jan Eisel ❚

Zum Dank ein Nikolaus 
BUNDESTAG Vizepräsident würdigt Sicherheitskräfte 

Mehr zu diesem Thema im Internet unter:
www.bmev.de

Präsent vom Vizepräsident: Eduard Oswald (l.) 
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Künftig soll es bei Rechtsstreitigkeiten zwei Gewinner geben.

Wenn zwei sich streiten, hilft ein Dritter: Mediatoren als Streitschlichter 
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Ein Jahr nach Beginn des Arabischen Früh-
lings in Tunesien hat das nordafrikanische
Land ein demokratisch gewähltes Staats-
oberhaupt. Eine große Mehrheit der verfas-
sungsgebenden Versammlung bestimmte
vergangene Woche den Mediziner und frü-
heren Dissidenten Moncef Marzouki zum
Übergangspräsidenten. Marzoukis Mitte-
Links-Partei CPR war bei der ersten freien
und demokratischen Wahl zum Übergangs-
parlament im Oktober zweitstärkste Kraft
hinter der islamischen Ennahda-Partei ge-
worden. Deren Generalsekretär Hammadi
Jebali beauftragte Marzouki vergangene Wo-
che als designierten Premierminister mit der
Regierungsbildung. 

Freies Parlament Eine Woche zuvor hatte
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) Tunesien als erster hochrangiger
westlicher Gast nach den Wahlen im Okto-
ber einen Besuch abgestattet und dabei Mar-
zouki, Jebali und Vertreter der Opposition
getroffen. Marzouki berichtete von der zwi-
schen den tunesischen Parteien intensiv ge-
führten Diskussion über das künftige politi-
sche System. Noch sei offen, ob Tunesiens
staatliche Strukturen präsidial oder parla-
mentarisch geprägt sein werden. Bundes-
tagspräsident Lammert wünschte der künfti-
gen tunesischen Regierung ein starkes Parla-

ment. Jedes Land habe zwar eine Regierung,
aber nicht jedes ein freies und starkes Abge-
ordnetenhaus, sagte Lammert. Der desig-
nierte Premier Jebali wies Befürchtungen zu-
rück, dass das nordafrikanische Land nach
dem Sieg der islamischen Ennahda-Partei ei-
nen islamistischen Weg einschlagen könnte.
Tunesien werde weder ein religiöser noch
ein militärischer Staat, versicherte Jebali.
Lammert, sein Fraktionskollege, der CDU-
Bundestagsabgeordnete Arnold Vaatz, so-
wie Josef Winkler, Abgeordneter von Bünd-
nis 90/Die Grünen, standen in Tunis aus-
führlich Rede und Antwort über die deut-
schen Regeln zur Parteienfinanzierung, die
Fünf-Prozent-Hürde bei Bundestagswahlen
und andere praktische Fragen, die die neu-
en tunesischen Politiker im Hinblick auf die
von ihnen zu schaffenden Gesetze interes-
sierten. Unter anderem wollen sie schon
bald ein Wahl-, Parteien- und Pressegesetz
formulieren. Ende 2012 sollen Präsident-
schafts- und Parlamentswahlen stattfinden.
Es gebe keine Blaupause für die Schaffung
demokratischer Verhältnisse, warnte der
Bundestagspräsident. Er sagte Deutschlands
Hilfe zu und verwies unter anderem auf die
arabischsprachigen Internetseiten des Bun-
destages, auf denen Gesetzestexte oder auch
die Geschäftsordnung des Parlaments zu
finden seien.                                sad/dpa ❚

Z
ehn Jahre nach Beginn des Af-
ghanistan-Einsatzes will die
Bundesregierung ab 2012 den
Abzug der Bundeswehr einlei-
ten. Am vergangenen Don-
nerstag zeichnete sich im Bun-

destag nach einer Regierungserklärung von
Außenminister Guido Westerwelle (FDP)
zur Lage in Afghanistan eine breite Mehrheit
für eine Verlängerung des Bundeswehr-Man-
dats im Rahmen der internationalen Isaf-
Schutztruppe ab. Nach
Vorstellungen der Regie-
rung soll es mit einer Re-
duzierung der Truppen-
stärke einhergehen.
Bei der ersten Lesung des
R e g i e r u n g s a n t r a g s
(17/8166) erklärten Wes-
terwelle und Verteidi-
gungsminister Thomas
de Maizière (CDU), die
verbesserte Sicherheitslage und Fortschritte
beim zivilen Aufbau am Hindukusch ermög-
lichten den Beginn des Abzugs. Während die
SPD ihre Unterstützung für eine Mandats-
verlängerung ankündigte, lehnten Die Linke
und die Grünen dies ab. Neben dem Man-
datsantrag lag der Debatte auch der am ver-
gangenen Mittwoch vom Kabinett verab-
schiedete Fortschrittsbericht für Afghanistan
(17/8180) zugrunde. 
Im Rahmen des bis Ende 2014 geplanten Ab-
zugs der internationalen Truppen vom Hin-
dukusch wird die Zahl der deutschen Solda-
ten laut Westerwelle bis Februar zunächst auf

4.900 vermindert. Derzeit liegt die Ober-
grenze bei rund 5.300 Mann.  Im Laufe des
nächsten Jahres sollen weitere 500 Soldaten
zurückkehren, „sofern es die Sicherheitslage
erlaubt“, sagte Westerwelle. „Der Trend einer
sich von Jahr zu Jahr verschlechternden Si-
cherheitslage ist vorerst gebrochen“, sagte
der Außenminister. Demnächst werde die
Hälfte des afghanischen Territoriums unter
der Verantwortung einheimischer Sicher-
heitskräfte stehen. De Maizière ergänzte,

2011 sei die
Zahl der An-
schläge im
ganzen Land
um 25 Pro-
zent und im
Norden Af-
ghanistans,
wo die Bun-
deswehr sta-
tioniert ist,

um 50 Prozent gesunken. Der CDU-Politi-
ker verurteilte die „veränderte Anschlagstak-
tik“ der Aufständischen, die zu einer höhe-
ren Zahl ziviler Opfer führe. Fortschritte bei
der weiterhin „labilen“ Sicherheitslage sei-
en auch erzielt worden, „weil ganze Gebie-
te militärisch freigekämpft wurden“.
Westerwelle betonte, die internationale Ge-
meinschaft und Deutschland würden sich
über 2014 hinaus am Hindukusch engagie-
ren: „Kabul darf nie wieder Hauptstadt der
Terroristen werden.“ Allerdings werde es
„keine militärische, sondern nur eine poli-
tische Lösung geben“.

Aus Sicht des SPD-Abgeordneten Gernot Er-
ler entspricht der Regierungsantrag weithin
den von seiner Fraktion seit Langem erho-
benen Forderungen. Am Hindukusch helfe
nur eine politische Lösung. Die Übertra-
gung der Verantwortung an die Afghanen
könne nur schrittweise erfolgen, Deutsch-
land solle sich auf die Ausbildung von Poli-
zisten und Soldaten konzentrieren.
Die ersten Schritte hin zur Übernahme der
Zuständigkeit durch einheimische Sicher-
heitskräfte verliefen vielversprechend, sagte
Erler, sie könnten sich gegen Angriffe der
Aufständischen behaupten. Gleichwohl
warnte der SPD-Parlamentarier davor, in ei-
nen „naiven Optimismus zu verfallen“. So
könne die Übergabe an einer mangelnden
Einsatzfähigkeit der afghanischen Kräfte
scheitern. Der Härtetest stehe noch bevor,
bisher hätten die Einheimischen „eher ruhi-
ge Regionen“ übernommen. 

Widerstand Wolfgang Gehrcke (Die Linke)
kritisierte, das von der Regierung angestreb-
te Mandat laufe im Kern darauf hinaus, die
Bundeswehr in Afghanistan zu belassen und
den Krieg fortzusetzen, weil die Nato fälsch-
licherweise glaube, militärisch gewinnen zu
können. Eine solche Strategie gefährde eine
politische Lösung, betonte Gehrcke: „Der
Abzug der Militärs ist der Schlüssel, um eine
politische Lösung erreichen zu können.“ So-
lange am Hindukusch der Eindruck bestehe,
das Land sei besetzt, werde es Widerstand ge-
ben, erklärte Gehrcke: „Die bisherige Afgha-
nistan-Politik ist gescheitert.“ 

Für Bündnis 90/Die Grünen lobte Frithjof
Schmidt die Bonner Afghanistan-Konferenz
Anfang Dezember (siehe Beitrag rechts) als
„wichtigen Schritt“ hin zu einem Konzept,
das auf eine politische Lösung, zivilen Auf-
bau und Truppenabzug setze. Dem Ziel, die
Aufständischen in Verhandlungen einzubin-
den, widerspreche jedoch der Strategiewech-
sel der Bundeswehr hin zu einer offensiven
Bekämpfung der Taliban. Die Bilanz dieses
Vorgehens sei „düster“, da es zu zivilen Op-
fern komme, was den Aufständischen zur Re-
krutierung neuer Kräfte verhelfe. Schmidt
bezeichnete die angekündigte Verringerung
des Bundeswehrkontingents als „Luftnum-
mer“ und „Mogelpackung“, tatsächlich wür-
den nur 200 Soldaten zurückgeholt.
Aus Sicht des CDU-Parlamentariers Andre-
as Schockenhoff hat die „verantwortungs-
volle Übergabe der Verantwortung an die
Afghanen Vorrang vor der Verwirklichung
ehrgeiziger Zeitpläne“. Die Sicherheitslage
habe sich „weiter verbessert, auch wenn
noch nicht alles erreicht wurde“. So wachse
etwa die Zahl der Überläufer aus den Reihen
der Regierungsgegner.
Für Bijan Djir-Sarai lässt ein positiver Trend
bei der Sicherheitslage trotz diverser Rück-
schläge eine Truppenverminderung zu.
Langfristig sei in Afghanistan noch viel En-
gagement für den Ausbau einer Zivilgesell-
schaft nötig, meinte der FDP-Abgeordnete.
So sei etwa bei der Entwicklung der Demo-
kratie und einer guten Regierungsführung
noch einiges zu tun. Schon viele Fortschrit-
te seien im Bildungswesen und bei der me-

dizinischen Versorgung der Bevölkerung zu
verzeichnen. Eine innere Aussöhnung, so
Djir-Sarai, könne nur von den Afghanen
selbst vorangebracht werden.
Ein Antrag der Fraktion Die Linke scheiter-
te am vergangenen Donnerstag im Plenum.
Die Abgeordneten hatten gefordert, den
Bundeswehreinsatz in Afghanistan „unver-
züglich“ für beendet zu erklären. Eine brei-
te Mehrheit votierte gegen die Vorlage
(17/8027, 17/7547). Karl-Otto Sattler ❚

AFGHANISTAN I Koalition will Bundeswehrmandat um ein weiteres Jahr verlängern – mit weniger Soldaten

Der Abzug kann beginnen

Demokratie im
Südkaukasus
MENSCHENRECHTE Die Bundesregierung
soll in Gesprächen mit den Regierungen
von Georgien, Armenien und Aserbai-
dschan die problematische Menschen-
rechtslage in den Ländern thematisieren.
Das fordert die Fraktion Die Linke in einem
Antrag (17/7645), der am vergangenen
Donnerstag an die zuständigen Ausschüsse
überwiesen wurde. Ziel müsse sein, künftig
jegliche Form repressiver Gewalt auszu-
schließen, schreiben die Abgeordneten. In
der Menschenrechts-, Entwicklungs- und
Außenpolitik Deutschlands müssten den
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Menschenrechten der gleiche Stellenwert
eingeräumt werden wie den bürgerlichen
und politischen, heißt es weiter. Zudem
sprechen sich die Abgeordneten dafür aus,
gegenüber den Ländern die Freilassung von
regierungskritischen Journalisten und Men-
schenrechtsverteidigern anzumahnen und
den Auf- und Ausbau staatlicher Siche-
rungssysteme zu unterstützen.
In Georgien habe sich die Menschenrechts-
lage in den vergangenen Jahren verschlech-
tert, schreibt Die Linke. Das gleiche gelte für
Armenien. Auch in Aserbaidschan sei die
Lage bei den bürgerlichen und politischen
Rechten angespannt. Seit ihrer Unabhängig-
keit 1991 hätten die drei Länder schwierige
Transformationsprozesse durchlaufen – be-
lastet durch wirtschaftliche Not, innenpoli-
tische Instabilität und gewaltsame Konflik-
te, heißt es weiter. tyh ❚

Hilfe unter
Bedingungen
AFGHANISTAN II Eine klares Signal, aber
keine konkreten Zahlen: Zehn Jahre nach
der ersten Afghanistan-Konferenz auf dem
Petersberg haben Anfang Dezember Vertre-
ter aus 85 Ländern in Bonn über die Zukunft
des Landes nach dem Abzug der internatio-
nalen Truppen 2014 beraten. Ihre Zusiche-
rung: die internationale Staatengemein-
schaft wird Afghanistan auch über dieses
Datum hinaus unterstützen. Die Befriedung
des Landes und den politischen  Versöh-
nungsprozess mit den Taliban soll das Land
zunehmend selbst in die Hand nehmen. 
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
und UN-Generalssekretär Ban Ki Moon for-
derten die afghanische Regierung auf, Kor-
ruption und Drogenhandel zu bekämpfen.
Merkel unterstrich, dass die Schwerpunkte
der Hilfe auf die Ausbildung von Sicher-
heitskräften, den wirtschaftlichen Aufbau
und Entwicklungszusammenarbeit verla-
gern würde. Außenminister Guido Wester-
welle (FDP) sicherte deutsche Hilfen min-
destens bis 2024 zu. Konkrete Zahlen wur-
den in Bonn nicht festgelegt. Über Höhe
und Zeitraum der finanziellen Zusagen der
Staatengemeinschaft soll eine Geberkonfe-
renz im kommenden Jahr in Tokio entschei-
den. Im Vorfeld der Konferenz hatte der af-
ghanische Präsident Hamid Karsai Hilfen in
der Größenordnung von fünf Milliarden
US-Dollar im Jahr bis 2024 ins Gespräch ge-
bracht. Das Geld benötige Afghanistan für
den weiteren Aufbau von Polizei, Armee
und staatlichen Institutionen, sagte Karsai
in einem Gespräch mit dem Magazin „Der
Spiegel“. 
Überschattet wurde die Konferenz vom Boy-
kott Pakistans, das nach einem Nato-Angriff
im afghanisch-pakistanischen Grenzgebiet
seine Teilnahme kurzfristig abgesagt hatte.
Ohne Mitwirkung des Nachbarlandes wird
es aus Sicht vieler Beobachter keinen Frie-
den in Afghanistan geben. ahe ❚

»Der Härtetest
steht noch bevor.«

Gernot Erler (SPD)
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Bruch mit der Diktatur
BESUCH Lammert wünscht Tunesien ein »starkes Parlament«

Wie geht es weiter mit dem Arabischen Früh-
ling? Wie sollte Europa handeln? Das waren
die Fragen einer Podiumsdiskussion am ver-
gangenenen Freitag im Informationsbüro
des Europäischen Parlaments in Berlin. An-
lass für die Veranstaltung mit dem Vorsitzen-
den des Auswärtigen Ausschusses, Ruprecht
Polenz (CDU), der Grünen-Parlamentarie-
rin Barbara Lochbihler, Vorsitzende des Un-
terausschusses für Menschenrechte des Eu-
ropäischen Parlaments, und Sonja Hegasy
vom Zentrum Moderner Orient war die Ver-
leihung des Sacharow-Preises am Mittwoch. 
Damit würdigt das Europäische Parlament
seit 1988 Persönlichkeiten und Organisa-
tionen, die sich für Menschenrechte und
Meinungsfreiheit einsetzen. In diesem Jahr
wurden fünf Aktivisten des Arabischen
Frühlings ausgezeichnet: die ägyptische De-
monstrantin Asmaa Mahfouz, Ahmed al-
Zubair Ahmed al-Sanusi, Libyens am längs-
ten inhaftierter politischer Gefangener, die
syrische Menschenrechtsaktivistin Razan
Zaitouneh und der syrische Karikaturist Ali
Farzat. Posthum erhielt der Tunesier Moha-
med Bouazizi den Preis. Seine Selbstver-
brennung löste die Proteste aus. 
„Das Europäische Parlament hat mit der
Verleihung ein Zeichen gesetzt“, betonte
Polenz. Dennoch müsse man sich bewusst
sein, dass nicht Europa die Revolution ma-

che, sondern diese nur unterstützen könne.
Das Europäische Parlament beschäftige sich
derzeit mit der verfehlten Politik gegenüber
den Diktatoren der arabischen Welt, berich-
tete Lochbihler. Man habe zu lange auf ei-
ne falsche Stabilität gesetzt. Hegasy wies da-
rauf hin, dass die Veränderungen in der ara-
bischen Welt ein langer Prozess und nicht
mit den Wahlen beendet seien. tyh ❚

Für geistige Freiheit
SACHAROW-PREIS Diskussion aus Anlass der Verleihung
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Die Bundesregierung will 2012 erstmals weniger Soldaten in Afghanistan einsetzen. Deren Aufgaben sollen zunehmend afghanische Sicherheitskräfte übernehmen.

>KOMPAKT

> Mandat Der Antrag der Bundesregierung
(17/8166) sieht vor, dass die Zahl der vor
Ort eingesetzten Soldatinnen und Solda-
ten 2012 erstmals herabgesetzt wird. Ab
Februar nächsten Jahres sind nur noch
4.900 Streitkräfte vorgesehen.

> Obergrenze Derzeit liegt die Obergrenze
bei rund 5.350 Mann. Stationiert sind mo-
mentan 5.000 Soldaten. Im Laufe des
nächsten Jahres sollen weitere 500 Solda-
ten zurückkehren.

> Kosten Die Gesamtkosten des auf ein Jahr
angelegten Mandats sollen mehr als eine
Milliarde Euro betragen.

> Rückzug Der Abzug der Truppen ist für
Ende 2014 vorgesehen.

Die Sacharow-Preisträgerin Asmaa Mahfouz
bei der Verleihung in Straßburg
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So mancher Beobachter rieb sich die Augen:
Mehrere Zehntausende Menschen gingen
Mitte Dezember in Moskau und anderen
russischen Städten gegen die Politik des
Kreml auf die Straße. Das hatte es so seit
mindestens zehn Jahren nicht gegeben.
Während Russland in der vergangenen Wo-
che mit dem Beitritt zur Welthandelsorgani-
sation WTO und einer Zusage über Milliar-
denhilfe zur Euro-Rettung Schlagzeilen
machte, lenkten die Abgeordneten im Bun-
destag den Blick auf eine Entwicklung, die
viele nicht für möglich gehalten hätten. 
In einer von der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen beantragten Aktuellen Stunde wür-
digten die Abgeordneten am Donnerstag die
friedlichen Proteste als Ausdruck einer Zivil-
gesellschaft, die sich mit der Kreml-Politik
der „gelenkten Demokratie“nicht mehr ab-
finden wolle. Über die Fraktionsgrenzen
hinweg forderten die Abgeordneten eine

Überprüfung der Duma-Wahl vom 4. De-
zember, die Freilassung verhafteter friedli-
cher Demonstranten und die Gewährleis-
tung von Meinungs- und Pressefreiheit. 

Ämtertausch Das „zynische Modell der ge-
lenkten Demokratie“ sei widerlegt, sagte für
die Unionsfraktion der Außenexperte An-
dreas Schockenhoff. Der „inszenierte Äm-
tertausch“ zwischen Premier Wladimir Pu-
tin und Präsident Dmitri Medwedew gelte
den Protestierenden nicht als Ausweis von
Stabilität, er stehe für „Stillstand und Sta-
gnation“. Die demokratisch gesinnten „neu-
en Russen“ hätten den Nichteinmischungs-
Vertrag zwischen Kreml und Gesellschaft
aufgekündigt. Sie seien „Mutbürger“, auf die
der russische Staat als wichtigste „Moderni-
sierungspartner“ genauso angewiesen sei,
wie nunmehr der Westen im politischen
Dialog mit Russland, sagte Schockenhoff. 

Als Ursache der Proteste nannte Franz Thön-
nes (SPD) vor allem den Eindruck vieler
junger Russen, getäuscht worden zu sein.
Neben einer Untersuchung der Wahlfäl-
schungsvorwürfe forderte Thönnes die rus-
sische Führung auf, bei der Präsidentschafts-
wahl im März die Wahlstandards des Euro-
parats zu gewährleisten und unabhängige
Beobachter nicht zu behindern. 
Als „Lebenszeichen der Zivilgesellschaft“
wertete Michael Link (FDP) die Proteste, die
nicht nur viele im Westen überrascht habe,
sondern auch den Kreml. Die von der russi-
schen Führung so häufig vorgetragene Sta-
bilität sei mehr als eine Bestätigung des Sta-
tus Quo, sagte Link. Stabil sei ein Land
dann, wenn in ihm ein Regierungswechsel
auf friedlichem und demokratischem Weg
möglich ist. Der Außenexperte der Links-
fraktion, Wolfgang Gehrcke,  mahnte, die
Diskussion über Russland „nicht von oben

herab“ zu führen und auch bei den Protes-
ten genauer hinzuschauen. Unter den De-
monstranten seien auch nationalistische

und rechtsextreme Gruppen gewesen, de-
nen man eine deutliche Absage erteilen
müsse. 

Marieluise Beck (Bündnis 90/Die Grünen)
erinnerte daran, dass Putin in Deutschland
als „lupenreiner Demokrat“ bezeichnet und
von „vielen Seiten hofiert“ worden sei. Sie
verwies auf Äußerungen des Ostausschusses
der Deutschen Wirtschaft: Dieser hätte vor
den Wahlen seine „tiefe Genugtuung“ darü-
ber ausgedrückt, dass ein zukünftiger Präsi-
dent Putin wieder der richtige Man am rech-
ten Ort sein werde. Ein Land, in dem Jour-
nalisten um ihr Leben fürchten müssten
und in dem Zehntausende Unternehmer
staatlicher Willkür ausgesetzt seien, weil
sich Beamte im Staatsapparat deren Betrie-
be einverleiben wollten – ein solches Land
sei nicht stabil, sagte Beck. Dass junge Rus-
sen hohe Hürden bei Einreise und Arbeits-
erlaubnis in der EU in den Weg gestellt wür-
den, nannte Beck „einen Skandal“: „Wir
brauchen Reisefreiheit für junge Men-
schen“, sagte die Abgeordnete. ahe ❚

Solidarität mit lupenreinen Demokraten
RUSSLAND Die Abgeordneten des Bundestages würdigen die russische Demokratiebewegung und fordern eine Prüfung der Duma-Wahlergebnisse

EUROPA I Die Bundeskanzlerin nennt
die Ergebnisse des jüngsten EU-Gipfels
einen Durchbruch. Zu wenig, zu
unverbindlich, sagt die Opposition
und warnt vor verfassungsrechtlichen
Klippen

Krise als
Chance

„Keine Stimme“: Zehntausende Demonstranten zweifeln am Ergebnis der Duma-Wahl.

Währungen weltweit unter Druck: Die EU-Länder haben sich mit Ausnahme der Briten für den Weg strenger gemeinsamer Haushaltsdisziplin entschieden.

V
on einem „Durchbruch“ ist
die Rede, von einer „Wende
zum Guten“ und der Krise als
Chance: 20 Minuten hatte
Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) am vergange-

nen Mittwoch Zeit, um in einer Regierungs-
erklärung im Bundestag die jüngsten Brüs-
seler Gipfelbeschlüsse zu erläutern. Die Op-
position stellte da bereits die Frage, welche
Krise überwog: die europäische oder eine
hausgemachte der Koalition in Berlin, wo
der FDP-Generalsekretär Christian Lindner
am Vormittag seinen Rückzug bekannt ge-
geben hatte – zwei Tage vor der Bekanntga-
be des Mitgliederentscheids seiner Partei
zum Euro-Rettungsschirm ESM. Der SPD-
Fraktionschef Frank-Walter Steinmeier sah
der Bundeskanzlerin ihre Regierung bereits
„um die Ohren“ fliegen. 

Londons Veto Für die Bundeskanzlerin
stand indes fest: Die in Brüssel beschlossene
Fiskalunion ist ein „Durchbruch zu einer
Stabilitätsunion“. Die Mitgliedsländer der
EU hätten sich auf einen gemeinsamen Kurs
verständigt, dessen Kern laute: Verbindliche
Schuldenbremsen, gemeinsame Kontrolle,
ausgeglichene Haushalte in den Mitglieds-
staaten. „Wir reden nicht nur über eine Fis-
kalunion. Wir haben angefangen, sie zu
schaffen“, sagte Merkel. „Das ist in seiner Be-
deutung nicht hoch genug einzuschätzen.“
Mit der jüngsten Einigung in Brüssel sei es
nunmehr möglich, die „Konstruktionsfeh-
ler“ der Wirtschafts- und Währungsunion zu
beheben, sagte Merkel. Die angestrebten Än-
derungen der 17 Euro-Länder und der „gro-
ßen Mehrheit aller 27 Mitgliedstaaten“ der
EU sollen bis März nächsten Jahres in einem

zwischenstaatlichen Vertrag vereinbart wer-
den. Merkel bedauerte, dass sich Großbri-
tannien mit seinem Veto einer Lösung im
Rahmen der EU-Verträge verweigert habe. Sie
betonte ausdrücklich, dass das Land weiter
ein wichtiger Partner in der EU sein werde. 

EU-Vertrag Zu wenig, zu unverbindlich,
obendrein völker- und verfassungsrechtlich
bedenklich – so lautete das Urteil der Op-
position. SPD-Fraktionschef Steinmeier
warf der Kanzlerin vor, nach der Eurokrise
nunmehr eine „veritable Verfassungskrise“
in Europa zu provozieren. Das Vorhaben,
einen Vertrag außerhalb des EU-Vertrags zu
machen, sei nur „auf den ersten Blick harm-
los“, sagte Steinmeier und fuhr fort: „Wenn
sich auch nur ein einziger Staat auf den Vor-
rang des Europarechts, also auf den Lissa-
bon-Vertrag, beruft, dann gilt der Vorrang
des Lissabon-Vertrages.“ Die Fiskalunion sei
deshalb kein Durchbruch, sondern ein
„Scheinriese“. 
Linksfraktionschef Gregor Gysi warf der
Bundesregierung vor, eine „Agenda-2010-
Union“ für ganz Europa einführen zu wol-
len. Dies bedeute „Lohnabbau, Rentenkür-
zung, prekäre Beschäftigung, Outsourcing,
Teilprivatisierung der Renten“ und des Ge-
sundheitswesens. Eine EU aber, die für Sozi-
alabbau stehe und Lebensperspektiven neh-
me, zerstöre das Vertrauen der Europäer. 
Jürgen Trittin, Fraktionsvorsitzender von
Bündnis 90/Die Grünen attestierte der Bun-
desregierung eine falsche Ursachenanalyse,
wenn sie von einer Staatsschuldenkrise
spreche:  „Diese Krise ist ausgelöst worden
auch in Staaten wie Irland und Spanien mit
einer vorbildlichen Haushaltsführung“,
weil diese Länder gezwungen gewesen sei-

en, private Schulden zu verstaatlichen.
Wenn die Bundesregierung jetzt harten
Sparprogrammen das Wort rede, dann wür-
ge sie das Wachstum in Europa ab und ver-
längere die Krise, sagte Trittin. 
FDP-Fraktionschef Rainer Brüderle entgeg-
nete, der Gipfel habe „gute Ergebnisse“ ge-
bracht. Nationale Haushalte würden künftig
strenger überwacht, bei Verstößen gegen den
neuen „Stabilitätspakt II“ würden automati-
sche Sanktionen greifen. Ein zwischenstaat-
licher Vertrag sei nicht die „eleganteste Lö-
sung“, sagte Brüderle, aber es sei besser „mit
Hausmannskost zum Ziel zu kommen“, als
in schöner Anmutung unterzugehen. 
Der Fraktionschef der Union, Siegfried Kau-
der, kritisierte, dass die SPD den Konsens

der letzten Wochen, die Euro-Krise gemein-
sam zu lösen, offenbar aufgekündigt habe.
Die Sozialdemokraten forderten einerseits
die Finanztransaktionsteuer, andererseits
kritisierten sie die Bundesregierung dafür,
dass Großbritannien unter anderem genau
wegen der deutschen Forderung nach dieser
Steuer beim EU-Gipfel ausgeschert sei. „Wir
kämpfen um die Stabilität des Euro“, sagte
Kauder, es gehe hier um „Zukunftschancen
von Hunderten Millionen Menschen in
Europa“. Die Euro-Länder dürften nicht an
einer Lösung gehindert werden, wenn eini-
ge nicht mitmachten, sagte Kauder. Der Uni-
onsfraktionschef stellte außerdem klar, dass
der Bundestag „von Anfang an“ auf dem
Weg zu den vertraglichen Änderungen betei-
ligt werden solle. 

Mitspracherechte Bei Präsidium und Äl-
testenrat des Bundestages dürfte Kauder mit
dieser Forderung offene Türen eingerannt
haben: Am vergangenen Freitag wandte sich
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) im Namen beider Gremien in einem
Brief an die Bundeskanzlerin mit der Bitte,
das Parlament über die Vertragsänderungen
zu informieren und bei der Ausarbeitung zu
beteiligen. Bereits einige Tage zuvor hatte
Lammert eine Prüfung der Gipfelbeschlüsse
angekündigt. Zugleich aber meinte er, dass
sie am Bundestag nicht scheitern würden. Es
müsse jedoch geklärt werden, ob sich verfas-
sungsrechtliche Probleme „durch direkte
Eingriffe der EU-Kommission oder eines eu-
ropäischen Währungskommissars in die na-
tionalen Haushalte und damit das parla-
mentarische Budgetrecht ergeben“, sagte
der Bundestagspräsident dem Magazin „Der
Spiegel“. Alexander Heinrich ❚

>KOMPAKT

> EU-Gipfel Die Staats- und Regierungs-
chefs haben in Brüssel schärfere gemein-
same Haushaltskontrollen beschlossen.

> Haushalte Euro-Staaten sollen ihre Haus-
halte grundsätzlich ausgleichen. Tun sie
das nicht, greifen automatische Sanktio-
nen. Der Europäische Gerichtshof und auch
die EU-Kommission sollen über die Einhal-
tung der Stabilitäts-Kriterien wachen.

> Rettungsschirme Der Rettungsmecha-
nismus ESM wird auf 2012 vorgezogen.
Außerdem wollen die EU-Länder bis zu
200 Milliarden Euro Kredite für die Krisen-
bekämpfung durch den Internationalen
Währungsfonds (IWF) bereitstellen.

EUROPA II Die Fraktionen des Bundestages
setzen sich dafür ein, die Situation der Flücht-
linge in griechischen Flüchtlingslagern zu ver-
bessern. Einen fraktionsübergreifenden Antrag
(17/7979) legten CDU/CSU, SPD, FDP und Bünd-
nis 90/Die Grünen vor und einen separaten die
Fraktion Die Linke (17/8139). Nach Beratung
durch das Plenum wurde der fraktionsübergrei-
fende Antrag vergangenen Donnerstag mit
Mehrheit angenommen, jener der Linken zur
weiteren Diskussion  an die Ausschüsse über-
wiesen.
Die Koalitionsfraktionen, SPD und Grüne for-
dern in ihrem Antrag das griechische Parlament
auf, die „menschenunwürdigen Zustände“ in
den Auffanglagern des Landes endlich zu been-
den und dazu die Mittel aus den EU-Flüchtlings-
fonds zu beantragen. Auch solle das Parlament
zügig mit dem Aufbau eines funktionierenden
Asylsystems beginnen und die Migranten so-
lange anderweitig unterbringen. Zur Begrün-
dung schreiben die Abgeordneten, dass 2010
fast 90 Prozent der Flüchtlinge, die nach Europa
kamen, über die türkisch-griechische Landes-
grenze einreisten. Dort würden sie in Lagern
teilweise bis zu sechs Monaten in großer Enge,
ohne Warmwasser und Zugang zu medizini-
scher Versorgung festgehalten.

Die Linke fordert die Bundesregierung auf, sich
„im Europäischen Rat und gegenüber der grie-
chischen Regierung für eine sofortige Lösung
für die menschenunwürdige Situation der
Flüchtlinge einzusetzen“. Außerdem plädiert
sie für eine gemeinsame Übernahme von
Flüchtlingen durch andere EU-Mitgliedstaaten,
um das griechische Asylsystem zu entlasten.
In der Debatte zeigte Stephan Mayer (CSU) Ver-
ständnis für die schwierige aktuelle Lage Grie-
chenlands. Dies dürfe das Land jedoch nicht von
der Verantwortung entheben, schnellstmöglich
für vernünftige Zustände in den Flüchtlingsla-
gern zu sorgen. Daniela Kolbe (SPD) betonte,
dass es vor diesem Hintergrund wichtig sei,
weiter keine Flüchtlinge nach Griechenland zu-
rückzuschicken. Serkan Tören (FDP) kritisierte,
dass Griechenland die EU-Fördermittel zur Lö-
sung des Problems bisher nicht abgerufen ha-
be. Ulla Jelpke (Die Linke) beklagte, dass die EU-
Flüchtlingspolitik bisher vor allem auf Abschot-
tung gesetzt habe, ohne sich auf einheitliche
Asylrechtsstandards zu einigen. Josef Philip
Winkler (Bündnis 90/Die Grünen) sah ebenfalls
Reformbedarf beim europäischen Flüchtlings-
recht. Denn es sei derzeit nicht in der Lage, ein
faires Umverteilungsverfahren auf die Länder
der EU zu gewährleisten. che ❚

Kritik an griechischer Flüchtlingspolitik

EUROPA III Die Koalitionsfraktionen und die
Fraktion Die Linke drängen darauf, die Mit-
sprachrechte des Bundestages in europapoliti-
schen Belangen weiter zu stärken.Vergangenen
Donnerstag überwies das Plenum einen Antrag
von CDU/CSU und FDP (17/8137) und einen von
der der Linken (17/8138) an die Ausschüsse.
CDU/CSU und FDP äußern sich grundsätzlich
zufrieden mit der Umsetzung des Gesetzes über
die Zusammenarbeit von Bundestag und Bun-
desregierung (EUZBBG). Das Gesetz ist Teil der
Begleitgesetzgebung zum Vertrag von Lissa-
bon. Dennoch gebe es in Einzelfällen Unklarhei-
ten bei der Auslegung des Gesetzes, die besei-
tigt werden müssen, schreiben sie.
Sie fordern die Bundesregierung deshalb auf,
die Berichterstattung gegenüber dem Bundes-
tag in europapolitischen Belangen qualitativ zu
verbessern. Aus Sicht des Bundestages seien
grundsätzlich alle Initiativen für Vertragsent-
würfe und dazugehörige Dokumente sowie ge-
plante Rechtsakte in die Berichterstattung ein-
zubeziehen, die im weiteren Sinne unter den in
Artikel 23 Absatz 2 GG verwendeten Begriff der
„Angelegenheiten der Europäischen Union“
gefasst werden können. Insbesondere solle je-
ne Bestimmung des EUZBBG konkretisiert wer-

den, wonach die Bundesregierung über Sitzun-
gen im Rahmen der Euro-Gruppe, des Politi-
schen und Sicherheitspolitischen Komitees so-
wie des Wirtschafts- und Finanzausschusses le-
diglich mündlich berichtet. Die Abgeordneten
fordern darüber hinaus, dem Bundestag eine
angemessene Frist einzuräumen für Beratun-
gen, in denen es um Eilentscheidungen geht.
Die Linke fordert die Bundesregierung auf, ihre
Unterrichtungspflichten „umfassend und pro-
aktiv“ erfüllen. Auch müsse die Koordinierung
zwischen dem Bundeswirtschaftsministerium
und den einzelnen Fachressorts verbessert wer-
den, um sicherzustellen, dass dem Bundestag
die wichtigen EU-Dokumente möglichst früh
und umfassend übermittelt werden.
Zur Begründung schreibt die Fraktion, dass trotz
der insgesamt verbesserten Mitsprache des
Bundestages die Bundesregierung in für die Zu-
kunft der EU entscheidenden Fragen die Rech-
te des Parlaments systematisch umgehe. So sei-
en unter dem Vorwand der „Eilbedürftigkeit“
die parlamentarischen Mitwirkungsrechte im
Hinblick auf die Einrichtung des Europäischen
Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM) aus-
gehebelt und der Bundestag erst nachträglich
informiert worden. che ❚

Starker Bundestag in Brüssel

EUROPA IV Ingesamt eine Billion Euro will die
EU zwischen 2014 und 2020 investieren. Ge-
meinsam mit  Abgeordneten des Europäischen
Parlaments hat der Europaausschuss des Bun-
destages Anfang Dezember diesen Plan  – den
künftigen Finanzrahmen der EU von 2014 bis
2020 – in Brüssel beraten. Der Ausschussvorsit-
zende Gunther Krichbaum (CDU) lobte solche
gemeinsame Sitzungen als Modell für die Par-
lamente in allen EU-Mitgliedstaaten.
Bevor die Abgeordneten beider Parlamente in
die inhaltliche Diskussion gingen, legte der
stellvertretende Vorsitzende des Haushaltsau-
schusses des Europaparlaments, Ivailo Kalfin,
die Position der Brüsseler Abgeordneten dar.
Der bulgarische Sozialdemokrat betonte, die
Höhe des EU-Haushalts habe jahrelang bei ei-
nem Prozent der EU-Wirtschaftsleistung gele-
gen.Wenn sich die EU-Kommission mit ihren im
Juni vorgelegten Vorschlägen zum mehrjähri-
gen Finanzrahmen durchsetze, dann sinke das
Unionsbudget auf unter ein Prozent der EU-
Wirtschaftsleistung.Wenn man allerdings die in
der Wachstumsstrategie 2020 gesteckten Ziele
erreichen wolle, müssten die Mittel aufgestockt
werden. „Wir brauchen dann einen Anstieg von
fünf Prozent“, sagte Kalfin.

Sein Kollege im Europaparlament Reimer Böge
(CDU) machte deutlich: „Wenn die EU-Staaten
das Mehr von fünf Prozent nicht wollen, dann
müssen sie sagen, welche der von ihnen ge-
wünschten und vertraglich verankerten Ziele
gestrichen werden sollen.“
Der Berichterstatter für den Finanzrahmen for-
derte parallele Verhandlungen sowohl auf Ebe-
ne der Parlamente als auch der Mitgliedstaaten.
Man müsse versuchen, im zweiten Halbjahr
2012 zu einer Lösung zu kommen. Gleichzeitig
betonte Böge, dass man nicht ins Leere falle,
wenn die Verhandlungen scheitern sollten:
„Dann gelten die Vorgaben des Haushalts 2013
weiter.“
Europaabgeordnete der FDP plädierten für Um-
schichtungen innerhalb des Budgets. In Zeiten
der Schuldenkrise müsse der Sparkurs auch für
die EU gelten. Gleichzeitig wiesen sie darauf
hin, dass viele EU-Mittel nicht abgerufen wür-
den.
Angesichts des Schuldenbergs, so warnten wie-
derum Abgeordnete der Grünen, würde es für
die südlichen EU-Staaten künftig schwieriger,
die für Infrastrukturprojekte notwendige Kofi-
nanzierung aufzubringen. Viele verkehrspoliti-
schen Projekte seien zu ambitioniert. see ❚

Gemeinsame Beratung zu EU-Finanzen

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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V
orweihnachtliche Klänge
erfüllen den Bundestag.
Während die meisten Abge-
ordneten durch die langen
Gänge und Flure eilen, fin-
det sich in der großen Hal-

le des Paul-Löbe-Hauses, direkt neben dem
imposanten Reichstagsgebäude, ein Pol der
inneren Ruhe. Ein  Posaunenchor stimmt
mit seinen festlich golden schimmernden
Instrumenten Weihnachtslieder an. Die
Klänge schallen bis unter
die Decke der hohen Halle
in schwindelerregender Hö-
he. Auf den einzelnen Eta-
gen beugen sich neugierige
Menschen über die Brüs-
tung der Balkone zur Halle,
um trotz der Eile und Arbeit
wenigstens einen kurzen
Augenblick lang teilzuha-
ben. Am letzten Abend vor
den parlamentarischen
Weihnachtsferien, drei Tage
vor dem vierten Advent, ha-
ben sich hier Abgeordnete, ihre Mitarbeiter,
Mitarbeiter der Bundestagsverwaltung,
Gäste und Besucher unter dem imposanten
Weihnachtsbaum zum alljährlichen Ad-
ventssingen getroffen. 

Überfraktionelle Initiative Etwa 70 sind
gekommen, um an der vorweihnachtlichen
Veranstaltung der überfraktionellen Kultur-

initiative teilzunehmen. Begleitet von dem
kleinen Blasensemble stimmen sie sich fast
eine Stunde lang auf das nahende Fest ein.
Ein evangelischer Prälat heißt alle willkom-
men; Menschen aller Religionen seien
herzlich eingeladen, teilzunehmen. Einige
der Gesichter in der stimmungsvollen Run-
de wirken fremdländisch, einige davon
südländisch. Eine Selbstverständlichkeit
auch im Bundestag. Denn der beschäftigt in
seiner Verwaltung auch ausländische Mitar-

beiter. 
Über diese Erkenntnis ist
Slobodan Djunovic ein
Stein vom Herzen gefallen,
als er sich vor rund zwei Jah-
ren um eine Stelle in der
Bundestagsverwaltung be-
worben hatte. 
Der heute 29-jährige Di-
plom-Informatiker ist für
die Serverwartung zustän-
dig. Er kommt gerade von
einer Weihnachtsfeier mit
Kollegen zurück in sein Bü-

ro und erinnert sich, wie er sich damals
„ganz spontan“ beim Bundestag beworben
hat. Darauf hin fragten ihn Freunde und
Bekannte, ob er als serbischer Staatsbürger
ohne deutschen Pass überhaupt im Bun-
destag arbeiten dürfe. An diese Einschrän-
kung hatte Djunovic ganz und gar nicht ge-
dacht und „sofort erst einmal nachgefragt“
– um zu erfahren, dass „die Staatsbürger-

schaft für den öffentlichen Dienst nicht re-
levant ist“. Und, fügt Djunovic hinzu, „als
EU-Bürger kann man in Deutschland sogar
Beamter werden“. Als er die Stelle schließ-
lich bekam, bewarb er sich sofort um die
deutsche Staatsbürgerschaft. „Die habe ich
auch sofort problemlos bekommen. Zuvor
hatte ich eine unbegrenzte Aufenthaltsge-
nehmigung, das hat vollkommen ausge-
reicht, ich habe keinen deutschen Pass ge-
braucht. Ich konnte mich hier frei bewe-
gen, wie jeder Deutsche
auch“.
Er ist froh, dass es so rei-
bungslos geklappt hat, „für
mich ist es auch wirklich ei-
ne Ehre zu sagen, ich arbei-
te beim Deutschen Bundes-
tag“.

Orthodoxe Slobodans El-
tern stammen aus Belgrad,
„wie fast alle Serben“, fügt
er ein wenig traurig hinzu,
„viel mehr ist nach dem
Krieg vom Land damals auch nicht übrig
geblieben“. Sie seien aber nicht wegen des
Krieges, sondern schon viel früher nach
Deutschland gekommen, um hier zu arbei-
ten. Slobodan ist zweisprachig aufgewach-
sen; jeden Sommer fährt die Familie in die
Heimat auf dem Balkan. Neben der zwei-
ten Muttersprache profitiert der junge
Mann auch von seiner Religion: „Ich habe

Glück, wir feiern zwei Mal Weihnachten.
Am 24. gibt es Geschenke, da feiern wir
deutsche Weihnachten und am 6. Januar
steht dann das Religiöse im Vordergrund.“
Slobodan Djunovic gehört der serbisch-or-
thodoxen Kirche an, die nach dem alten Ka-
lender das Weihnachtsfest am 6. Januar be-
geht. In Berlin, wie vielerorts in Deutsch-
land, gibt es eine serbisch-orthodoxe Ge-
meinde, der er angehört. 
Doppelte Freude zur Weihnachtszeit gibt es

auch für Argirios Kehagias,
einem Bundestagsmitarbei-
ter griechischer Eltern. „Ich
bin auch Christ“, sagt der
dunkelhaarige junge Mann,
„griechisch-orthodox.“ Im
Gegensatz zu den serbisch-
orthodoxen Christen feiern
sie Weihnachten am 25. De-
zember. „Aber der 24. ist bei
uns auch kein normaler
Tag“, führt Kehagias aus,
„sondern das Fastenbre-
chen. Wir fasten vor Weih-

nachten.“ Es gebe drei „große Fastenzeiten“
in der griechisch-orthodoxen Kirche, „vor
Ostern, vor Weihnachten und vor dem 15.
August, Maria Himmelfahrt“. 

Weihnachtsdekoration Seit 2007 ist Argi-
rios Kehagias in der Bundestagsverwaltung
tätig, damals hat er seine Ausbildung im
Bundestag begonnen und erfolgreich been-
det. Er wurde übernommen und ist nun
vornehmlich für die Serverwartung im
Hause zuständig. Seine Kollegen und Auf-
gaben schätzt er sehr im Bundestag – und
auch die Weihnachtsdekoration. „Wie wä-
re es, wenn man alles normal lassen wür-
de?“, empört er sich. Das Weihnachtsfest
feiere seine Familie zwar am 25. Dezember,
„aber ganz normal. Wir treffen uns mit der
Familie am Nachmittag, dann essen wir
und gehen in die Kirche“. Auch die grie-
chischen Orthodoxen haben eine eigene
Gemeinde in Berlin. Der Unterschied zu
anderen orthodoxen Kirchen, erklärt Keha-
gias, sei, dass die Griechen nicht nach dem
alten Kalender ihre Feste begehen. Deshalb
falle das Neujahrsfest auf den 1. Januar.
Für Slobodan Djunovic ist zwar das
„Hauptneujahrsfest“, wie er Silvester
nennt, „das normale“. Das serbische Neu-
jahr sei dann etwa zwei Wochen später,
aber „das feiern wir nicht wirklich, da es
meistens in die Woche fällt und der nächs-
te Tag nicht extra frei ist. Wir stoßen nur im
kleinen Kreis an. Man gratuliert sich und
sagt ‘Ich wünsche Dir ein frohes serbisches
Neujahr’“.

Persisches Nouruz-Fest Jasmin Merati-
Kashani muss sogar noch ein wenig länger
auf das neue Jahr warten. Denn das persi-
sche Neujahrsfest, „Nouruz“ genannt, ist
erst im Frühling. Allerdings sei ja „nur“ ihr
Vater Iraner, ihre Mutter ist deutsche und so
profitiert auch sie nicht nur in sprachlicher
und kultureller Hinsicht von ihrem Migra-
tionshintergrund, sondern auch in festli-
cher Hinsicht. „Natürlich feiern wir Weih-
nachten“, sagt die 34-jährige Juristin. Be-
sonders begeistert ist sie aber vom persi-
schen Neujahrsfest und beschreibt, dass
man „Kräuter und andere Symbole auf ei-

nen Gabentisch“ stelle. „Und einen Gold-
fisch in einem Glas.“ Glücklicherweise ha-
be der Nachbar ihrer Eltern eine großen
Gartenteich, so dass die Zukunft des Fi-
sches alljährlich gesichert sei. Die lebens-
frohe junge Frau reist gerne. Seit noch nicht
allzu langer Zeit ist sie beruflich nach Sta-
tionen in Spanien und Peru im Deutschen
Bundestag angekommen. Jetzt arbeitet sie
im Untersuchungsausschuss Gorleben. Die
Arbeit sei natürlich „sehr spannend“, sagt
sie begeistert. Und sehr gern, wenn auch
sehr selten, reist sie in die Heimat ihres Va-
ters. Jasmin Merati-Kashani spricht sogar
ein wenig persisch. 
Das persische Neujahrsfest gewinnt in
Deutschland immer mehr an Beliebtheit.
So wird es in einigen Ballungsgebieten wie
beispielsweise dem Ruhrgebiet bereits als
Großereignis gefeiert. Sogar persische Mu-
siker werden dazu eingeflogen. Ob Kultur
oder Kommerz der Anlass ist, fest steht,
dass zu diesem Anlass deutsche und junge
Menschen mit Migrations-
hintergrund gemeinsam in
den Frühling feiern.

Bewerbungen Wie viele
Mitarbeiter der Bundestags-
verwaltung einen Migrati-
onshintergrund haben, das
lässt sich aus Gründen des
Datenschutzes nicht erhe-
ben. Außerdem sei „Migra-
tionshintergrund“ auch
schwer zu definieren, er-
klärt ein Mitarbeiter des
Personalreferats. Allerdings unterstützt die
Bundestagsverwaltung „die Ziele des Natio-
nalen Integrationsplans“. In Stellenaus-
schreibungen wird deshalb teils explizit da-
rauf verwiesen, dass die Verwaltung auch
„an Bewerberinnen und Bewerbern mit Mi-
grationshintergrund interessiert“ sei. 
Yüsra Erkus hat mittellange, glatte, dunkle
Haare und ist eine fröhliche junge Frau.
„Ich bin seit gut einem Jahr hier im Bun-
destag. Nach dem Abi habe ich die Ausbil-
dung zur Verwaltungsfachangestellten be-
gonnen, die dauert drei Jahre. Es gefällt mir
gut und macht Spaß“, fügt sie hinzu. Yüsra
Erkus ist in Berlin geboren, ihre Eltern sind
aus der Türkei, in die sie gemeinsam mit ih-
ren Geschwistern jedes Jahr reisen. „Meine
Mutter kommt aus einem Dorf in der Nä-
he von Istanbul. Mein Vater stammt aus der
Nähe der türkisch-syrischen Grenze“, sagt
sie. Die Eltern kamen unabhängig vonei-

nander nach Deutschland, ihre Mutter im
Alter von zehn Jahren, gemeinsam mit ih-
ren Eltern, die auf der Suche nach Arbeit
waren. Ihr Vater war bereits 20 Jahre alt, als
er zuerst in Holland und dann in Deutsch-
land arbeitete. Zuhause spreche die Familie
abwechselnd türkisch und deutsch, wobei
sie so manches Mal durcheinander komme,
erzählt Erkus lachend. 

Fest des Glaubens Natürlich sei sie Mus-
lima. „Weihnachten feiere ich nicht“, sagt
sie resolut und fügt hinzu: „Ich feiere Weih-
nachten nicht. Nicht, weil ich nicht daran
glaube, sondern weil ich keine Christin bin.
Und ich finde es nur berechtigt, wenn man
wirklich Christ ist“. Sie verstehe es „wirklich
nicht“, dass Leute Weihnachten feiern, die
nicht daran glauben. Dann macht sie eine
Pause, sucht nach Worten und fährt fort,
„das ist doch ein christliches Fest! Mitfei-
ern, obwohl ich nicht dran glaube, ist
schon sehr widersprüchlich!“ 

Sie selbst gehe aber gern auf
den Weihnachtsmarkt mit
ihrer Familie, das gehöre
schon dazu. Und die Weih-
nachtsbeleuchtung vom
Bundestag sei schon „nett“.
Und Weihnachtsbäume
auch. Im letzten Jahr hat
Yüsra zwischen den Jahren
gearbeitet, denn den christ-
lichen Kollegen sei der Ur-
laub natürlich wichtiger.
Aber in diesem Jahr kann
sie ein paar Tage frei neh-

men. Yüsra Erkus will die Zeit nutzen, um
endlich einmal Verwandte in Wien zu be-
suchen. „Unsere Familie ist eben überall“,
sagt sie lachend. 

Politischer Ort Im Paul-Löbe-Haus klingt
das interfraktionelle Adventssingen aus.
„Gerade hier an einem sonst so politischen
Ort“, heißt es seitens der Initiatoren, stim-
me man sich gemeinsam auf Weihnachten
ein. Im „Forum der Nation“ sind es längst
nicht mehr nur die Abgeordneten, die die
Interessen ihrer Wähler vertreten und somit
die Bevölkerung repräsentieren. Sondern es
sind vor allem auch die Mitarbeiter, die für
die kulturelle und religiöse Vielfalt
Deutschlands stehen. Verena Renneberg ❚

Das Berliner Reichstagsgebäude in weihnachtlicher Atmosphäre

Verwaltungsmitarbeiter des Deutschen Bundestags mit Migrationshintergrund in vorweihnachtlicher Stimmung: Slobodan Djunovic, Argirios Kehagias, Jasmin Merati-Kashani und Yüsra Erkus (von links nach rechts)

»Ich habe Glück,
wir feiern 
zwei Mal 

Weihnachten.
Am 24. gibt es
Geschenke.« 

Slobodan Djunovic

»Der 24. ist 
bei uns auch

kein normaler
Tag, sondern
das Fasten-
brechen.«
Argirios Kehagias

»Weihnachten
feiern, obwohl
ich nicht daran

glaube, ist 
sehr wider-
sprüchlich.«

Yüsra Erkus
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Weihnachten gibt es zweimal
MIGRATION Zuwanderer sind Brückenbauer zwischen den Kulturen – auch im Bundestag. Gedanken zum Jahreswechsel

Mehr zum aktuellen Migrationsbericht unter:
www.bamf.de 

>STICHWORT

> Migrationsbericht Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat vergangene Woche
den aktuellen Migrationsbericht vorgelegt. Er gibt einen ausführlichen Überblick über das
Wanderungsgeschehen 2010.

> Zuwanderung Laut Bericht wandern immer mehr qualifizierte Arbeitskräfte zu.

> Nationalitäten 73,3 Prozent der Immigranten stammen aus Europa; davon 19,9 Prozent
aus den altenund 38 Prozent aus den zwölf neuen EU-Staaten. Häufigstes Herkunftsland der
zugewanderten Menschen war Polen, gefolgt von Rumänien, Bulgarien, der Türkei und Un-
garn.

ZUWANDERUNG – Aktuelle Zahlen und Fakten 
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D
as Autofahren ist so teuer
wie nie. Das zu Ende ge-
hende Jahr dürfte nach
ADAC-Berechnungen mit
einem Durchschnitts-
preis von 1,52 Euro pro

Liter Benzin und 1,41 Euro pro Liter Diesel
das teuerste Autofahrer-Jahr werden. Beson-
ders teuer geworden ist Diesel. Denn bezo-
gen auf die unterschiedlichen Steuersätze
müsste Diesel eigentlich 22 Cent billiger
sein als Ottokraftstoff. Abhilfe ist nicht in
Sicht: Denn die Bundesregierung will die
Benzinpreise nicht regulieren. Dies erklärte
ein Vertreter der Regierung am Mittwoch im
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie.
Nach seinen Angaben hat eine Prüfung des
„österreichischen Modells“ und anderer
Maßnahmen zur Preisregulierung ergeben,
„dass diese Modelle keine Verbesserung des
Wettbewerbs erwarten lassen“. In Österreich
dürfen die Mineralölpreise an den Tankstel-
len nur einmal am Tag erhöht werden. Preis-
senkungen können jedoch häufiger vorge-
nommen werden.

Österreich kein Vorbild Dazu hieß es von
der Regierung, diese Benzinpreismodelle
würden den Wettbewerb durch eine weitere
Verfestigung der Marktstrukturen schwä-
chen. Denn eine Regelung wie in Österreich
verstärke den Anreiz, den Preis stärker zu er-
höhen als im Wettbewerb notwendig, um
ihn dann in zahlreichen kleinen Schritten
wieder fallen zu lassen. Zudem würden in
Deutschland die Benzinpreise nach den Er-
fahrungen des Bundeskartellamtes ohnehin
höchstens einmal am Tag erhöht. 
Die Regierung kündigte die „konsequente
Anwendung bestehender kartellrechtlicher
Instrumente“ an. Sollten Zukäufe von Tank-
stellen durch große Mineralölunternehmen
geplant sein, würden die Unternehmen ei-
ner strengen Fusionskontrolle unterzogen.
Außerdem soll das derzeit bis Ende 2012 be-
fristete Verbot der sogenannten „Preis-Kos-
ten-Schere“ in Dauerrecht überführt wer-
den. Danach dürfen große Mineralölunter-
nehmen ihren Konkurrenten Kraftstoffe

nicht zu einem höheren Preis liefern als
dem, den sie selbst an ihren eigenen Tank-
stellen von den Endverbrauchern verlangen.
Damit werde der Wettbewerb gestärkt.
Die Regierung wies aber auch auf die Preis-
entwicklung auf den internationalen Märk-
ten hin. So habe sich der Preis für einen Bar-
rel (159 Liter) Rohöl auf dem Rotterdamer
Markt von unter 60 Euro im Januar 2010 auf
über 80 Euro im November dieses Jahres er-
höht. Die Preise für Benzin und Diesel hät-
ten sich auseinanderentwickelt. So sei der
Literpreis für Diesel auf dem Großmarkt in-
zwischen 11,2 Cent höher als der für Ben-
zin. Es gebe eine stark gestiegene Nachfrage
nach Diesel und saisonal bedingt eine grö-
ßere Nachfrage nach Heizöl. Leichtes Heiz-
öl ist wie Diesel ein sogenanntes Mitteldes-
tinat. Beide Produkte sind produktionstech-
nisch eng verbunden. 

Teure Biokomponenten Außerdem
kommt den Autofahrer die Beimischung so-
genannter Biokomponenten teuer zu ste-
hen. Wie aus einem Bericht der Regierung
hervorgeht, liegt der Preis für Biodiesel 
17 Cent je Liter über dem Preis für fossilen
Diesel. Im Dieselkraftstoff sind bis zu sie-
ben Prozent Biodiesel enthalten. Auch Etha-
nol, das herkömmlichem Benzin beige-
mischt wird, ist 15 Cent pro Liter teurer. Ot-
tokraftstoff kann bis zu fünf Prozent Etha-
nol enthalten. 
Im europäischen Vergleich seien die deut-
schen Kraftstoffpreise jedoch niedrig, versi-
cherte die Bundesregierung und verwies auf
Erhebungen der EU-Kommission, nach de-
nen die deutschen Benzinpreise (ohne Steu-
ern) im November die drittniedrigsten in
der EU waren. Beim Diesel hatten die deut-
schen Nettopreise im Herbst durchschnitt-
lich auf dem neunten Rang gelegen. In 
18 Mitgliedsstaaten seien die Nettopreise
damit höher als in Deutschland gewesen.
Einschließlich Steuern hätten die Preise im
europäischen Vergleich gerade noch im obe-
ren Drittel gelegen. 
Die CDU/CSU-Fraktion verwies in der Sit-
zung des Wirtschaftsausschusses auf eine

Untersuchung des Bundeskartellamtes. Die
Behörde habe völlig zu Recht die Oligopol-
situation auf dem von wenigen Konzernen
dominierten deutschen Markt kritisiert. Ein
Sprecher der Fraktion wunderte sich auch,
dass eine bestimmte Tankstellenkette Ben-
zin stets um einen Cent pro Liter billiger an-
biete als die anderen. Die Diskriminierung
freier Tankstellen durch zu teure Benzinlie-
ferungen müsse beendet werden.
Die SPD-Fraktion bezeichnete die Spielräu-
me des Gesetzgebers, preisdämpfend zu
wirken, als gering. Daher wundere man sich
über „vollmundige Ankündigungen des
Wirtschaftsministeriums“ zur Preis-Kosten-
Schere.
Die FDP-Fraktion verwies darauf, dass die
freien Tankstellen nichts vom österrei-
chischen Modell wissen wollten. Das Pro-
blem der freien Tankstellen seien vielmehr
die zu hohen Preise des von den Raffinerien
kommenden Benzins. Man müsse sich den
Raffinerie-Strukturen und den Verrech-
nungspreisen zuwenden. Die Raffinerien
würden immer mehreren Konzernen gehö-
ren.
Die Fraktion Die Linke forderte eine Redu-
zierung des Benzinverbrauchs. Die Benzin-
preisentwicklung gehe zum Teil auf das Oli-
gopol auf dem deutschen Markt zurück. Die
Linke forderte eine „missbrauchsunabhän-
gige Entflechtung“, um das Oligopol aufzu-
lösen und kritisierte die Haltung der Bun-
desregierung, die diese Entflechtung ableh-
ne. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
bezeichnete die Spekulationen als „domi-
nanten Effekt“ für die gestiegenen Benzin-
preise. 14 Cent der Preissteigerungen seien
auf die Spekulation zurückführen, erklärte
die Fraktion unter Berufung auf eine Studie.
Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirt-
schaft und Technologie, Ernst Hinsken
(CSU), erklärte, er persönlich könne dem
österreichischen Modell „viel abgewinnen“.
Es sei verbraucherfreundlich und verhinde-
re Preischwankungen, wie er sie in seinem
Wahlkreis erlebt habe: auf der Hinfahrt ha-
be der Liter 1,39 Euro gekostet, auf der
Rückfahrt 1,46. Hans-Jürgen Leersch ❚

WIRTSCHAFT I Benzin- und Dieselkraftstoffe sind so teuer 
wie nie. Die Bundesregierung lehnt jede Preisregulierung ab

Abzocke an 
der Zapfsäule

FINANZEN Kreditinstitute sollen verpflichtet
werden, Menschen ohne Girokonto ein solches
Konto auf Guthabenbasis einzurichten. Das
Konto solle die üblichen Basisfunktionen bie-
ten, heißt es in einem Antrag der SPD-Fraktion
(17/7823). „Eine breite Teilhabe am bargeldlo-
sen Zahlungsverkehr fördert die Eingliederung
einkommensschwächerer Bevölkerungsschich-
ten und den sozialen Zusammenhalt in deutsch-
land“, stellen die Abgeordneten fest. Ohne Kon-
to sei es nur schwer möglich, eine Wohnung
oder einen Arbeitsplatz zu finden.
Zur Vermeidung unangemessen hoher Gebüh-
ren für die Kontoführung soll ein Entgeltrahmen
festgesetzt werden, so dass die Kosten nicht hö-
her würden als die Kosten üblicher Gehaltskon-
ten. Das Konto soll den im normalen bargeldlo-
sen Zahlungsverkehr notwendigen Leistungs-
umfang bieten.
Die SPD-Fraktion erinnert daran, dass die Spit-
zenverbände des deutschen Finanzwirtschaft
bereits 1995 den Banken empfohlen hätten, je-

dem Verbraucher auf Wunsch ein Guthabenkon-
to zur Verfügung zu stellen. „Nach über 15 Jah-
ren ist die deutsche Kreditwirtschaft weiterhin
nicht bereit, allen Bürgerinnen und Bürgern ei-
nen Zugang zum bargeldlosen Zahlungsverkehr
zu gewährleisten“, heißt es in dem Antrag.
Hunderttausende würden in Deutschland kein
Girokonto erhalten.
Zu dem zum 1. Juli 2010 per Gesetz eingeführ-
ten „Pfändungssschutzkonto“ (P-Konto) ver-
weist die SPD-Fraktion auf Untersuchungen von
Verbraucherschützern, wonach es nach der Um-
stellung normaler Konten auf P-Konten zu er-
heblichen Gebührensteigerungen gekommen
sei. Durch überhöhte Gebühren würden die In-
stitute die Kunden zur Kündigung der Konten
drängen. „Mit dem Verzicht auf eine wirksame
Selbstregulierung zwingt die Branche den Ge-
setzgeber nunmehr, die Institute zur Führung ei-
nes Guthabenkontos für bisher kontolose Ver-
braucher gesetzlich zu verpflichten“, stellt die
SPD-Fraktion fest. hle ❚

SPD fordert Girokonto für jedermann

VERKEHR UND BAU I Alle Fraktionen sind für
eine Reduktion des Flächenverbrauchs. Trotz-
dem fand ein Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (17/6502) am Mittwoch im Aus-
schuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
mit dieser Forderung keine Mehrheit, da die Ko-
alitionsfraktionen CDU/CSU und FDP bei Ent-
haltung der SPD den Antrag ablehnten.
Die Grünen fordern darin die Bundesregierung
auf, am 30-Hektar-Ziel festzuhalten, nach dem
ab 2020 täglich nur 30 Hektar Flächen für die
Siedlungsentwicklung verbraucht werden dür-
fen. Weiter soll die Regierung eine Grundlage
für strategische und nachhaltige Planungen
schaffen und den Fehlentwicklungen durch Be-
bauung im Außenbereich und durch große In-
frastrukturprojekte mit starker Zerschneidungs-
wirkung begegnen. Dabei sollen unter anderem

Projekte im Fernstraßenbedarfsplan, die beson-
ders wertvolle zusammenhängende Lebensräu-
me entwerten, einer besonderen naturschutz-
fachlichen Prüfung unterzogen werden.
Durch die Reduzierung von Flächenverbrauch
und die Anwendung von Flächenrecycling wür-
den nicht nur Fehlinvestitionen in Milliardenhö-
he auf der „Grünen Wiese“ vorgebeugt, son-
dern es werde die Grundlage für eine kontinu-
ierliche Stadtmodernisierung geschaffen. Die
Koalition wolle am 30-Hektar-Ziel festhalten,
erklärten die Abgeordneten. Um dieses Ziel zu
erreichen, sollten aber eher die Innenstädte
weiter verdichtet und nicht Flächen im Außen-
bereich bebaut werden. Die SPD-Fraktion be-
fürchtet mit dem Antrag mehr Bürokratie. Für
die Linksfraktion zeigt die Initiative einen guten
Weg zur Flächenreduktion auf. mik ❚

Hoher Flächenverbrauch ungelöst

VERKEHR UND BAU II Die Planungen für den
Bau der dritten Start- und Landebahn am Flug-
hafen München können weitergehen. Einen An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(17/7479), in dem eine Aussetzung des Baus ge-
fordert wurde, lehnte der Verkehrsausschuss am
Mittwoch mit den Stimmen der Koalition und
der SPD bei Enthaltung der Linksfraktion ab.
Die Grünen fordern darin von der Bundesregie-
rung, über ihre Beteiligung von 26 Prozent an
der Flughafen München GmbH (FMG) dafür zu
sorgen, dass bis zum endgültigen Abschluss al-
ler gerichtlichen Verfahren kein Baubeginn er-
folgt.
Außerdem soll die FMG keine Verträge mit Drit-
ten eingehen, die den Bund unabhängig vom
Ausgang des gerichtlichen Verfahrens zu finan-
ziellen Verbindlichkeiten verpflichten. Es beste-
he kein Grund zur Eile, heißt es weiter zur Be-

gründung. Für den Ausbau des Flughafens ge-
be es keinen Bedarf.
Für die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP
ist der Ausbau des Münchener Flughafens
„dringend“ nötig, da jetzt schon in Spitzenzei-
ten die Kapazitäten nicht ausreichen würden.
Laut Prognosen werde der Flugverkehr in den
kommenden Jahren noch zunehmen.
Die SPD wies darauf hin, dass es voraussicht-
lich im nächsten April ein Bürgerbegehren ge-
ben werde. Dies müsse auf jeden Fall abgewar-
tet werden, bevor unumkehrbare Entscheidun-
gen getroffen würden. Für die Linke sind die Be-
lastungen durch eine dritte Landebahn für
Bürger und Umwelt größer als der wirtschaftli-
che Nutzen. Die Antragsteller wiesen unter an-
derem darauf hin, dass die Anwohner „massiv“
belastet würden und zudem der Flughafen in
Nürnberg Nachteile erleiden könnte. mik ❚

Münchner Flughafen vor Ausbau

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Das deutsche Handwerk blickt zufrieden
auf das zu Ende gehende Jahr zurück. In der
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und
Technologie am Mittwoch sagte der Präsi-
dent des Zentralverbandes des deutschen
Handwerks (ZDH), Otto Kentzler, seine
Branche erwarte ein Umsatzwachstum von
fünf Prozent und einen Beschäftigungszu-
wachs um 25.000. Zugleich wies Kentzler
auf die Probleme der Betriebe hin. So hät-
ten 40 Prozent der Firmen Schwierigkeiten,
geeignetes Fachpersonal zu finden. Bis zu
11.000 Lehrstellen hätten nicht besetzt wer-
den können. Daher werde das Handwerk
die Bemühungen verstärken, gute Kräfte zu
finden, zu fördern und auch in den Betrie-
ben zu halten. Jeder fünfte Beschäftigte im
deutschen Handwerk habe einen Migrati-
onshintergrund. „Bei uns kommt es nicht
darauf an, wo man herkommt, sondern wo
man hin will“, sagte Kentzler.
Zuvor hatte der Vorsitzende des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Technologie, Ernst

Hinsken (CSU), auf die Bedeutung des
Handwerks mit einer Million Betrieben und
einem Umsatz von 464,5 Milliarden Euro
hingewiesen. Im Handwerk seien 5,13 Mil-
lionen Menschen tätig. Knapp 440.000
Lehrlinge würden ausgebildet. „Das Hand-
werk bildet mit seiner Vielzahl mittlerer
und kleinerer Betriebe das Rückgrat der
deutschen Wirtschaft“, stellte Hinsken fest.

»Garant für Wachstum« Auch die Sprecher
der Fraktionen unterstrichen die Bedeutung
des Handwerks für die deutsche Wirtschaft.
Das Handwerk sei „Garant für Wachstum
und Beschäftigung“, würdigte die
CDU/CSU-Fraktion. Für die FDP-Fraktion
ist das Handwerk ein Ort der Stabilität in in-
stabiler Zeit. Ein Sprecher der Fraktion lob-
te die Initiativen zur Nachwuchsgewinnung
wie die Vorstellung von Handwerksberufen
in Schulen.
Die SPD-Fraktion freute sich, dass es dem
Handwerk so gut gehe. Sie wies aber auch

auf neue Herausforderun-
gen hin, die durch die Ener-
giewende etwa bei der Ge-
bäudesanierung entstehen
würden. Auch die Fraktion
Die Linke bezeichnete den
Beschäftigtenzuwachs um
25.000 als „erfreuliche Ent-
wicklung“. Das Handwerk
sei ein wichtiger Wirt-
schaftsbereich. Die Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen
wies auf zahlreiche Über-
einstimmungen mit Posi-
tionen des deutschen
Handwerks hin. Ohne das
Handwerk könne die Ener-
giewende vor Ort nicht
funktionieren. „Handwerk
hat grünen Boden“, hieß es
aus der Fraktion. hle ❚

Lob für das Handwerk 

Spritpreise kennen in Deutschland meistens nur eine Richtung: nach oben

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

WIRTSCHAFT II Hinsken lobt Leistung des Mittelstands

Ernst Hinsken (rechts) mit Handwerkspräsident Kentzler
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EU zahlte 122 Milliarden 
an Griechenland
Griechenland hat seit 1981 aus dem EU-
Haushalt insgesamt 122,75 Milliarden Euro
erhalten. Dies teilte die Bundesregierung
auf die schriftliche Frage des CSU-Abgeord-
neten Johannes Singhammer (17/7239) mit.
Der deutsche Anteil an diesen Zahlungen
betrage 24,67 Prozent, heißt es in der Ant-
wort weiter. Außerdem erhalte Griechen-
land zur Zeit Darlehen aus dem im Frühjahr
2010 vereinbarten EU-/IWF-Hilfsprogramm.
Der Anteil der Euro-Mitgliedstaaten betrage
80 Milliarden und der Anteil Deutschlands
22,4 Milliarden, der  von der KfW-Banken-
gruppe gezahlt und von der Bundesregie-
rung garantiert werde. hle ❚

Einfache Umstellung auf 
neues Lastschriftverfahren
Die Integration der bestehenden Einzugser-
mächtigungen in den neuen harmonisierten
Zahlungsverkehrsraum in Europa (SEPA) ist
möglich. In einem von der Bundesregierung
als Unterrichtung (17/8072) vorgelegten Be-
richt über die Maßnahmen der Kreditwirt-
schaft zur Umstellung bestehender Einzugs-
ermächtigungen auf das SEPA-Lastschrift-
mandat heißt es, die von der Kreditwirt-
schaft vorbereiteten Maßnahmen seien
geeignet, „eine Umstellung bestehender
Einzugsermächtigungen selbstständig,
rechtssicher und innerhalb eines angemes-
senen Zeitraums durchzuführen“. Gesetzes-
änderungen seien nicht erforderlich. hle ❚

Energieverbrauch soll 
europaweit sinken
Die SPD-Fraktion fordert eine wirkungsvolle
Ausgestaltung der Energieeffizienz-Richtli-
nie der Europäischen Union. In einem An-
trag (17/8159), der am Donnerstag vom
Bundestag an die Ausschüsse überwiesen
wurde, heißt es, „ohne entschiedenes Han-
deln auf nationaler wie auch auf europäi-
scher Ebene können die Ziele zur Steigerung
der Energieeffizienz und zur Senkung des
Primärenergieverbrauchs nicht annähernd
bis 2020 erreicht werden“. Für die SPD-Frak-
tion ist eine europäische Zielsetzung klima-
politisch am wirkungsvollsten. hle ❚

Grüne wollen geordnete
Insolvenz von Staaten
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht
sich für die Möglichkeit einer geordneten in-
ternationalen Staateninsolvenz aus. In ei-
nem Antrag (17/8162) fordert die Fraktion
die Bundesregierung auf, sich für die Einfüh-
rung eines Staateninsolvenzverfahrens ein-
zusetzen. Im Rahmen des europäischen Ret-
tungsschirms ESM solle ein „verbindlicher,
unparteiischer und umfassender Insolvenz-
mechanismus für die Eurozone“ etabliert
werden. hle ❚

KURZ NOTIERT

Bürokratieabbau
als Daueraufgabe
WIRTSCHAFT Der Bürokratieabbau soll
weiter vorangetrieben werden. Der Bundes-
tag stimmte am Donnerstag einem Antrag
der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
FDP (17/7636, 17/8167) zu, in dem die
Bundesregierung aufgefordert wird, ihre Ar-
beit in diesem Bereich zu intensivieren und
dabei insbesondere die Schwerpunkte Steu-
ervereinfachung, Beschleunigung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren und
die Einrichtung eines Frühwarnsystems für
mittelstandsrelevante EU-Regulierungen zu
setzen. SPD- und Linksfraktion stimmten
gegen den Antrag. Die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen enthielt sich.
In einer Bilanz der bisherigen Entbürokrati-
sierungsmaßnahmen wiesen die Koaliti-
onsfraktionen darauf hin, noch vor fünf
Jahren hätten die Unternehmen 50 Milliar-
den Euro im Jahr für Bürokratiekosten auf-
wenden müssen. Inzwischen sei eine dauer-
hafte Entlastung um zehn Milliarden Euro
gelungen. Zu den einzelnen Forderungen
der Fraktionen gehört unter anderem die
Vereinheitlichung und Verkürzung von ge-
setzlichen Aufbewahrungsfristen für Unter-
nehmen und private Haushalte im Han-
dels-, Steuer- und Sozialrecht. 
Abgelehnt wurde ein Antrag der SPD-Frak-
tion (17/7610). Darin wird gefordert, für
den Zeitraum ab 2012 ein allgemeinver-
bindliches Bürokratieabbauziel und ein
neues Nettoentlastungsziel bei den Infor-
mations- und Statistikkosten festzulegen. 
In der Sitzung des Wirtschaftsausschusses
am Mittwoch hatte Eckart von Klaeden
(CDU), Staatsminister bei der Bundeskanz-
lerin, weitere Maßnahmen zum Abbau der
Bürokratie angekündigt. Die Eckpunkte der
Regierung sähen eine Reduzierung der Auf-
bewahrungsfristen für Rechnungen und an-
dere Belege, Vereinfachungen in der Finanz-
und Lohnbuchhaltung sowie weitere Maß-
nahmen in den Bereichen Gesundheit und
Pflege vor. hle ❚
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Lärmschutzwände bieten oft nur unzureichenden Schutz vor Straßen- und Schienenlärm.
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SPD gegen Verkauf 
des Duisburger Hafens
Der Duisburger Hafen muss in öffentlicher
Hand bleiben. Dies fordert die SPD-Fraktion
in einem Antrag (17/8140), der am Donners-
tag erstmals im Bundestag beraten wurde.
Deshalb soll die Bundesregierung die außer-
ordentliche Bedeutung des Binnenhafens
Duisburg für Nordrhein-Westfalen, Deutsch-
land und Europa anerkennen und das Ver-
fahren zur Veräußerung des Anteils des Bun-
des an der Duisburger Hafen AG „sofort“
stoppen.Weiter soll nicht durch den Verkauf
einer rentablen Beteiligung auf stetig wach-
sende Gewinne für den Bund verzichtet wer-
den. „Der Duisburger Hafen ist der weltweit
größte Binnenhafen, der sich selbst in der
Wirtschaftskrise positiv weiter entwickelt
hat und als herausragendes Beispiel für ei-
nen modernen Hafen gilt“, schreibt die Frak-
tion zur Begründung. Die Bundesregierung
habe mehrfach auf seine hohe Bedeutung
für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung,
Beschäftigung und den Güterverkehr hinge-
wiesen. Rund 350 Unternehmen seien am
Duisburger Hafen ansässig, insgesamt wür-
den etwa 40.600 Arbeitsplätze am Hafen
hängen. Der Duisburger Hafen würde
schwarze Zahlen mit steigender Tendenz
schreiben. Trotzdem habe die Bundesregie-
rung ein Verfahren zur Veräußerung seiner
Anteile von 50 Prozent eingeleitet, heißt es
in dem Antrag. mik ❚

100 Millionen Euro 
für Libyen
Der Bundesfinanzminister hat im dritten
Quartal dieses Jahres über- und außerplan-
mäßigen Ausgaben in Höhe von 272,39 Mil-
lionen Euro zugestimmt. Davon gingen al-
lein 100 Millionen Euro als Darlehen an den
Nationalen Übergangsrat zur Sicherung der
demokratischen Entwicklung in Libyen. Das
geht aus einer Unterrichtung durch die Bun-
desregierung (17/8080) hervor. Die Bewilli-
gungen der über- und außerplanmäßigen
Verpflichtungsermächtigungen belaufen
sich in dem Quartal auf 63,61 Millionen
Euro. 60,9 Millionen Euro gingen davon an
Aufwendungen an Auslandsdienstlehrkräfte
und Programmlehrkräfte. mik ❚

Überplanmäßige Ausgabe
für das Schüler-BAföG
Der Bundesfinanzminister hat überplanmä-
ßigen Ausgaben bis zur Höhe von 41,8 Mil-
lionen Euro für das Schüler-BAföG zuge-
sttimmt. Zudem bewilligte das Ministerium
maximal 41,1 Millionen Euro für Zinszu-
schüsse für das BAföG und Erstattungen von
Darlehensausfällen an die Kreditanstalt für
Wiederaufbau. Dies geht aus zwei Unter-
richtungen durch die Bundesregierung
(17/8078, 17/8079) hervor. mik ❚

Regierung soll über Berliner
Flughafen informieren
Über die Flugrouten und die Lärmauswir-
kungen des Flughafens Berlin Brandenburg
(BER), der im Juni in Betrieb genommen
werden soll, will sich die Fraktion Die Linke
in einer Großen Anfrage (17/6942) informie-
ren. In insgesamt 68 Fragen wollen die Ab-
geordneten erfahren, von welchen Erwar-
tungen die Bundesregierung bei der Ent-
wicklung des Flugverkehrs bis 2025 ausgeht
und ob sie eine Entwicklung des BER zu ei-
nem internationalen Flughafen mit Dreh-
kreuzfunktion für absehbar hält. mik ❚

KURZ NOTIERT

Die Linksfraktion hat der Koalition von Uni-
on und FDP vorgeworfen, ihrer Klientel auf
Kosten der Allgemeinheit Steuergeschenke
zu machen. Ganz schnell sei nach der Bun-
destagswahl 2009 das Hotel- und Gaststät-
tengewerbe mit einer eine Milliarde Euro
teuren Steuersenkung beschenkt worden, er-
klärte die Finanzexpertin der Linken,  Barba-
ra Höll, am Mittwoch in einer von ihrer
Fraktion beantragten Aktuellen Stunde zum
Thema „Angekündigte aber bisher nicht an-
gegangene steuerpolitische Vorhaben der
Bundesregierung“. Aus der angekündigten
großen Mehrwertsteuerreform und der Un-
ternehmenssteuerreform sei nichts gewor-
den. Dabei gebe es große Risiken mit der
Verlustverrechnung durch Unternehmen.

»Nase voll« Wenn die Unternehmen alle
Verluste in einem Jahr geltend machen wür-
den, würde das zu Steuerausfällen von 150
Milliarden Euro führen, und „wir wären al-
le ziemlich pleite“. Die Koalition agiere „wie
ein Weihnachtsmann“, indem sie an be-
stimmte Gruppen Geschenke verteile. Die
Bevölkerung habe „die Nase voll“, sagte
Höll.
Dagegen erklärte der CDU/CSU-Finanzex-
perte Hans Michaelbach, die Steuerpolitik
der Koalition schaffe Wachstum und förde-
re die Leistungsbereitschaft der Bürger. „Ih-

re Weihnachtsgeschichte war voll daneben“,
rief Michelbach Höll zu. Die Opposition
wolle nur die Steuerschraube weiter anzie-
hen. „Das Abkassiermodell in diesem Haus
heißt seit jeher Rot-Rot-Grün“, sagte Michel-
bach, der auf zahlreiche steuerpolitische Ini-
tiativen der Koalition hinwies.
Die Koalition habe Bürger und Unterneh-
men um 8,5 Milliarden Euro entlastet. Mit
dem Gesetzentwurf zur „kalten Progression“

stehe jetzt auch ein Beitrag zu mehr Steuer-
gerechtigkeit und eine Entlastung um sechs
Milliarden Euro auf dem Programm.
„Ihre Geschenke bedeuten für einen Nied-
rigverdiener 1,41 Euro. Nicht einmal eine
Tasse Kaffee im Monat kann er sich davon
leisten“, konterte die SPD-Finanzexpertin
Petra Hinz, die Michelbach vorwarf, „platte
Sprüche“ zu klopfen: „Heiße Luft, die man
sich schenken kann.“
Was die Opposition behaupte, sei „schlicht
falsch“, erklärte Volker Wissing (FDP): „Wir
arbeiten hart daran, die kalte Progression
abzumildern.“
Sie habe noch keine Koalition erlebt, die zu
Beginn der Legislaturperiode „so die Backen
aufgebläht hat, was sie alles tun will“. Und
am Ende sei nichts herauskommen, sagte
Christine Scheel (Bündnis 90/Die Grünen).
„Das, was Sie versprochen haben, erfüllen
Sie nicht. Was man von Ihnen erwarten
müsste, erfüllen Sie auch nicht“, kritisierte
Scheel. Die Grünen-Abgeordnete verab-
schiedete sich mit der Rede aus dem Bundes-
tag und dankte „für sehr viele gute Gesprä-
che in vielen Jahren“. Sie freue sich auf eine
neue Herausforderung, „einem Konzern da-
zu zu helfen, zu einem Nachhaltigkeitskon-
zern zu werden“. Christine Scheel wechselt
im Februar in den Vorstand des süddeut-
schen Energieunternehmens HSE. hle ❚

Attacken gegen Steuerpolitik der Koalition 
FINANZEN Linksfraktion wirft Bundesregierung Begünstigung bestimmter Gruppen vor

Letzte Rede: Christine Scheel (Grüne)

V
erkehr macht Lärm, und
Lärm kann krank machen.
Das belegen zahlreiche me-
dizinische Studien, und da-
rüber waren sich auch die
Sachverständigen bei der

öffentlichen Anhörung des Ausschusses für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung am ver-
gangenen Mittwoch einig. Grundlage des
Hearings waren ein Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (17/4652) „Schutz
vor Bahnlärm verbessern – Veraltetes Lärm-
privileg Schienenbonus abschaffen“ sowie
ein Antrag der SPD-Fraktion (17/5461) mit
dem Titel „Für einen Infrastrukturkonsens –
Schutz der Menschen vor Straßen- und
Schienenlärm nachdrücklich verbessern“. 
Professor Rainer Guski, Ruhr-Universität
Bochum, wies darauf hin, dass in der Lärm-
wirkungsforschung äquivalente Dauer-
schallpegel oberhalb von etwa 60 Dezibel
(dB) am Tag und 50 dBA in der Nacht als
gesundheitliche Bedrohung angesehen wer-
den. Beziehe man diese Pegel auf die bun-
desdeutsche Wohnbevölkerung, dann be-
drohe der Straßenlärm tags und nachts je-
weils 30,9 Prozent der Bevölkerung, der
Schienenlärm tags 9,3 Prozent und nachts
21,1 Prozent. 
Für Wolfram Bartholomaeus von der Bun-
desanstalt für Straßenwesen handelt es sich
bei der Festlegung von Grenzwerten bei
Lärmvorsorge um „politische Entscheidun-
gen“. Das Wünschenswerte stehe dabei dem
finanziell Machbaren gegenüber, und es
müssten „vernünftige Kompromisse“ gefun-
den werden. Er wies in seiner Stellungnah-
me auf die Lärmschutzpakete der Bundesre-

gierung aus den Jahren 2007 und 2009 hin,
mit denen der Verkehrslärmschutz verbes-
sert werden solle. Darin ist vorgesehen, dass
bis 2020 Belästigungen durch Verkehrslärm
im Vergleich zu 2008 um 20 Prozent im
Flugverkehr, um 30 Prozent im Straßenver-
kehr und um 50 Prozent im Schienenver-
kehr abnehmen sollen. Dazu hat der Bund
2006 die für Lärmsanierung zur Verfügung
stehenden Mittel  auf 50 Millionen Euro pro
Jahr verdoppelt sowie im vergangenen Jahr
die Auslösewerte für Lärmsanierung an Bun-
desfernstraßen um drei dB abgesenkt. 
Doch wie soll die Lärmbelastung verringert
werden? Grundsätzlich hielt Bartholo-
maeus eine quellennahe Lärmbekämpfung
für sinnvoll. Dies könne durch lärmarme
Straßenbeläge, lärmgeminderte Reifen und
zukünftig verstärkt auch durch lärmarme
Fahrzeuge (Elektromobile) geschehen.

Leisere Straßenbeläge Christian Popp,
Lärmkontor GmbH, kritisierte, dass in
Deutschland eine systematische Erprobung
von für den Innerortsbereich geeigneten
Straßenbelägen mit lärmmindernder Wir-
kung fehle. „Gelingt es nicht, für die Inner-
ortsstraßen, die die meisten Lärmbetroffe-
nen in Deutschland erzeugen, geeignete
Straßenbeläge sicher zu identifizieren, wer-
den die Kommunen weiter an individuellen
Lösung basteln“, sagte er.
Bei der Schiene erwarten die meisten Exper-
ten die größten Erfolge vor allem durch ei-
ne Modernisierung der Güterzüge. Deshalb
förderte die Bundesregierung in einem Pi-
lotprogramm die Umrüstung von 5.000 Gü-
terwagen. 

Außerdem will sie Ende 2012 eine lärmab-
hängige Differenzierung der Trassenpreise
bei der Bahn einführen. Danach wird auf
das Trassenentgelt für Güterzüge, in die lau-
te Güterwagen eingestellt sind, eine zusätz-
liche lärmabhängige Entgeltkomponente
erhoben.

Mit diesen Einnahmen und einem Bundes-
zuschuss von 152 Millionen Euro soll Gü-
terwagenhaltern, die ihre Wagen umrüsten,
ein Bonus gezahlt werden. Außerdem will
die Regierung den Schienenbonus abschaf-
fen, der besagt, dass fünf dBA vom gemes-
senen Schallpegel abgezogen werden. Dafür

setzt sich auch Michael Jäckers-Cüppers von
der Deutschen Gesellschaft für Akustik ein.
Der Schienenbonus müsse mindestens für
Belastungen, die gesundheitliche Risiken
mit sich bringen, entfallen. Ulrich Möhler
von Möhler + Partner Ingenieure AG hielt
eine generelle Abschaffung des Schienenbo-

nus auf der Grundlage der jüngsten Unter-
suchungen der Lärmwirkungsforschung für
„nicht begründbar“. Es habe sich jedoch ge-
zeigt, dass der pauschale Ansatz des Korrek-
turwertes von fünf dBA für alle Situationen
des durchgehenden Schienenverkehrs nicht
angemessen sei. Insbesondere bei häufig

vorbeifahrenden Güterzügen und bei gerin-
gen Abständen zwischen dem Verkehrsweg
und der Wohnbebauung sollte die Anwen-
dung des Schienenbonus überprüft werden,
sagte er.
Möhler wies auf die unterschiedlichen
Schallpegel beim Lärm von der Schiene und
der Straße hin. Während es beim Straßen-
verkehrslärm durchaus eine Dauerbelas-
tung gebe, seien für den Schienenverkehrs-
lärm nach Ruhephasen Pegelspitzen ty-
pisch. „Die Bahngeräusche werden als weni-
ger andauernd und unausweichlich
bewertet und der Bahnlärm wird insgesamt
als weniger beeinträchtigend empfunden,
da die Geräusche für Betroffene vorhersag-
bar sind“, schreibt Ulrich Möhler in seiner
Stellungnahme.

Zentrales Umweltproblem Für Roland
Diehl von der Interessengemeinschaft
Bahnprotest an Ober- und Hoch-Rhein (IG
BOHR) hat sich der Schienenverkehrslärm
inzwischen zu einem zentralen Umweltpro-
blem entwickelt. Während sich beim Stra-
ßenlärm durch leisere Motoren, lärmmin-
dernde Reifen und Straßenbeläge eine er-
freuliche Entwicklung abzeichne, sei der
Schienengüterverkehr auf Grund des noch
immer „überwiegend eingesetzten (ur)alten
Wagenmaterials laut wie eh und je“. Des-
halb forderte er, den Schienenbonus ange-
sichts der  hohen Belastungen des Schienen-
netzes mit immer schnelleren, schwereren
und zahlreicheren Güterzügen „unverzüg-
lich“ auszusetzen. „Wir können uns ein Pri-
vileg für den Bahnlärm nicht mehr leisten“,
sagte er. Michael Klein ❚

VERKEHR UND BAU Sachverständige halten Verkehrslärm für eine gesundheitliche Bedrohung

»Laut wie eh und je«

Auch an autofreien Tagen tun Lärmschutzwände ihren Dienst.
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VERKEHR Die Bundesregierung hat einen Ge-
setzentwurf zur Änderung des Luftverkehrsge-
setzes (17/8098) vorgelegt. Damit soll vor allem
die Richtlinie 2009/2012/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 11. März 2009
über Flughafenentgelte umgesetzt werden.
Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten
auf gemeinsame Regeln zur Festlegung von
Flughafenentgelten für Flughäfen mit jährlich
mehr als fünf Millionen Fluggastbewegungen.
Flughafengebühren werden erhoben für die
Nutzung der Einrichtungen und Dienstleistun-
gen, die ausschließlich von Flughafenbetreibern
bereitgestellt werden und mit Landung, Start,
Beleuchtung und Abstellen von Flugzeugen so-
wie mit der Abfertigung von Fluggästen und
Fracht in Zusammenhang stehen. Damit soll si-
chergestellt werden, dass diese Flughafenent-
gelte in transparenter und nicht diskriminieren-
der Weise erhoben werden.
Mit dem Gesetzentwurf sollen zugleich die Ver-
braucherschutzbestimmungen aus der Verord-
nung (EG) Nummer 1008/2008 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 24. Sep-
tember 2008 über gemeinsame Vorschriften für
die Durchführung von Luftverkehrsdiensten in
der Gemeinschaft umgesetzt werden. Dabei
geht es vor allem darum, allen Kunden transpa-
rente Preise und in gleicher Weise Zugang zu

den angebotenen Flugpreisen zu gewähren. Zu-
dem sollen durch den Gesetzentwurf unbe-
mannte Luftfahrzeugsysteme (Drohnen) als ei-
ne neue Kategorie von Luftfahrzeugen einge-
führt werden. Weiter soll klargestellt werden,
dass Flüge zum Absetzen von Fallschirmsprin-
gern genauso wie Flugsportgeräte generell von
der Betriebsgenehmigung nach Paragraf 20 Ab-
satz 1 befreit sind.
Der Gesetzentwurf wurde am vergangene Don-
nerstag zur weiteren Beratung an die Ausschüs-
se überwiesen. Das gilt ebenso für einen Ge-
setzentwurf der Linksfraktion zur Änderung des
Luftverkehrsgesetzes (17/8129). Damit will die
Fraktion festschreiben, dass im Luftverkehr der
nächtliche Lärmschutz Priorität vor wirtschaft-
lichen Belangen haben soll. Gemäß Luftver-
kehrsgesetz diene die Flugsicherung der siche-
ren, geordneten und flüssigen Abwicklung des
Luftverkehrs, schreibt die Fraktion. Der Schutz
vor Fluglärm finde somit bei der Abwicklung
des Luftverkehrs keine ausdrückliche Erwäh-
nung. Zwar verpflichte das Gesetz die Luftfahrt-
behörde und die Flugsicherung, auf den Schutz
der Bevölkerung vor unzumutbarem Fluglärm
„hinzuwirken“. In der Praxis würden Lärm-
schutzbelange aber in der Regel hinter die be-
trieblichen Belange der Flughafenbetreiber und
der Fluggesellschaften treten. mik ❚

Transparentere Flughafengebühren

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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„Die Situation ist verfahren“, kritisierte der
SPD-Umweltpolitiker Matthias Miersch.
„Die Lage ist schwierig“, sagte auch Thomas
Bareiß (CDU).  Die Verhinderungsstrategie
im Bundesrat sei „unverständlich und un-
fair“, ärgerte sich der energiepolitische Ko-
ordinator der Union. Weiter reichte die
Übereinstimmung der beiden Bundestags-
abgeordneten beim Konflikt um die unter-
irdische Lagerung von Kohlendioxid, kurz
CCS genannt, indes nicht. Der Bundesrat
hat am vergangenen Mittwoch im Vermitt-
lungsausschuss erneut eine Entscheidung
über das Gesetz zur unterirdischen Lage-
rung von Kohlendioxid vertagt.  
Bei CCS (Carbon Capture Storage) geht es
um die Abscheidung des bei der Kohlever-
brennung in Kraftwerken und Industrie an-
fallenden Kohlendioxids, das dann in ver-
flüssigter Form unterirdisch verpresst wird.
Klimapolitisch setzt die EU große Hoffnun-
gen auf dieses Modell und hat den Mitglied-
staaten auferlegt, zur großtechnischen CCS-
Erforschung einen Rechtsrahmen zu schaf-
fen. Da Berlin dieser Verpflichtung nicht
nachkommt, hat Brüssel jetzt ein Vertrags-
verletzungsverfahren eingeleitet.  

Bundesländer uneins Zwar hat der Bun-
destag ein CCS-Gesetz verabschiedet, das
jedoch im Bundesrat keine Mehrheit fand.
Unter den Ländern herrscht große Uneinig-
keit: Manche fordern, die Haftung für Be-
treiber von Kohlendioxidspeichern zu ver-
schärfen. Vor allem auf Drängen von Nie-
dersachsen und Schleswig-Holstein sollen
Länder unter bestimmten Voraussetzungen

Lagerstätten untersagen können. Den einen
geht dieses Vetorecht nicht weit genug.
Brandenburg aber, das CCS befürwortet,
wehrt sich dagegen, allein die CCS-Lasten
zu tragen.
Konkret geht es um ein 300-Megawatt-Koh-
lekraftwerk in Jänschwalde (Brandenburg),
wo der Energiekonzern Vattenfall zu For-
schungszwecken 1,5 Milliarden Euro inves-
tieren wollte und von der EU dazu 180 Mil-
lionen Fördergelder bekommen sollte. Ge-
nervt vom politischen Hickhack hat der
Konzern dieses Projekt jetzt gestrichen.
Miersch erläuterte nun, er wolle die Dauer-
blockade im Vermittlungsausschuss von

Parlament und Länderkammer sowie den
Rückzug Vattenfalls von dem Projekt nut-
zen, „um die Debatte über diese Strategie
neu zu starten“. Bareiß hingegen pochte da-
rauf, endlich eine Lösung in diesem Streit
zu finden. Er verlangte vom Bundesrat,
doch noch den Weg frei zu machen, denn
„schließlich sind auch andere Forschungs-
projekte möglich“. Miersch indes sieht nun
die Chance, bei einem ganz neuen Gesetz.
CCS bei Kohlekraftwerken zu untersagen,
sei ökologisch ein Irrweg, sagte er. Denn
Sinn habe CCS nur in Industriezweigen wie
der Zement- oder Stahlbranche, wo viel
Kohlendioxid frei werde. Karl-Otto Sattler ❚

S
elten konnte man die Strapazen
einer Konferenz so deutlich an
ihren Akteuren ablesen wie auf
der UN-Klimakonferenz in Dur-
ban (Südafrika). Dem sichtlich
übernächtigten Bundesumwelt-

minister Norbert Röttgen (CDU) war in den
Morgenstunden des 11. Dezember seine Er-
leichterung anzumerken. „Das Paket von
Durban ist ein großer, wegweisender Erfolg
für den Klimaschutz“ sagte Röttgen kurz vor
seiner Rückreise. Denn
allen Unkenrufen zum
Trotz hatte sich die Welt-
gemeinschaft in Durban
nach zweiwöchigen har-
ten Verhandlungen doch
noch auf einen neuen
Fahrplan für ein Klima-
schutzabkommen geei-
nigt, das erstmals für alle
Staaten gelten soll. Das
Kyoto-Protokoll läuft 2012 aus. 

Auf Leben und Tod Fünf Tage später und
sichtlich erholt, lobte Röttgen am vergange-
nen Freitag bei einer Regierungserklärung
nochmals die Ergebnisse des Gipfels – aller-
dings auch mit kritischen Untertönen: „Die-
ses Ergebnis ist wegweisend, substanziell,
aber nicht ausreichend“, sagte der Umwelt-
minister. „Auch mit dieser Konferenz hin-
ken wir dem Problem hinterher“, erklärte er.
Es gebe noch immer eine „erschreckende
Lücke“. Die Menschen hätten mit mehr Dür-
re, weniger Wasser und unter zunehmenden

Konflikten zu leiden. Für sie alle ist „Klima-
wandel eine Frage von Leben und Tod“,
mahnte er.  
Gerade die neue strategische Partnerschaft
zwischen den am wenigsten entwickelten
Ländern, den Inselstaaten und der EU, habe
„ein starkes moralisches Gewicht gehabt“,
sagte Röttgen, und zum Verhandlungserfolg
beigetragen. Die Tatsache, dass es in Zukunft
ein globales Abkommen für alle geben sol-
le, sei eine „fundamentale Neuordnung der

Kl imapoli -
tik“. Als posi-
tiv bewertete
er auch, dass
der 2010 in
Cancun (Me-
xiko) be-
schlossene
Klimafonds
2012 arbeits-
fähig werden

solle. Deutschland habe sich als Sitz für den
neuen Fonds beworben. 
Die Taten der Regierung reichen der Oppo-
sition in Sachen Klimaschutz bei weitem
nicht aus. „Das ist kein großer Erfolg. Das
ist nichts“, sagte Matthias Miersch (SPD). Er
kritisierte, dass es für den Klimafonds gar
kein Geld gebe und auch die EU-Energieef-
fizienzrichtlinie noch nicht umgesetzt sei.
„Beenden Sie das Trauerspiel“, sagte er an
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) ge-
wandt. Sein Fraktionskollege Frank Schwa-
be (SPD) forderte von der Bundesregierung,
sich eindeutig zum 30-Prozent-Ziel der EU

zu bekennen, mit dem sich die EU verpflich-
ten soll, bis 2020 insgesamt 30 Prozent we-
niger CO2 (im Vergleich zu 1990) auszusto-
ßen. Nach Meinung der SPD soll die Politik
daher in Zukunft nicht mehr auf eine UN-
Konferenz, sondern auf eine „Mehr-Wege-
Strategie“ setzen, bei der vor allem mit den
Ländern verhandelt werden soll, die beim
Klimaschutz vorangehen wollen. 
Auch die Vorsitzende des Umweltausschus-
ses, Eva Bulling-Schröter (Die Linke), die
mit einer Delegation des Ausschusses nach
Durban gereist war, stellte ernüchtert fest:
„Der internationale Prozess ist gescheitert.“
Als Ergebnis aller UN-Klimaverhandlungen
habe es eine Minderung des CO2-Ausstos-
ses von einem Prozent gegeben, während
die Emissionen insgesamt um 40 Prozent
gestiegen sei, erklärte sie. Dennoch brauche
man die Beratungen zum Klimaschutz, sag-
te die Umweltpolitikerin. Ganz grundsätz-
lich stellte sie fest: „Der Klimaschutz stößt
an die Grenzen des Gesellschaftssystems“
und rief dazu auf „vor der eigenen Haustü-
re zu kehren“ und den ungezügelten Kon-
sum zu beenden. 

Neuer Rechtsrahmen Ganz anders sieht
Michael Kauch (FDP) in einem neuen Kli-
maabkommen auch neue Chancen. Die
Konferenz habe die Erwartungen „klar über-
troffen“, weil es gelungen sei, einen einheit-
lichen Rechtsrahmen zu vereinbaren. Dies
sei auch wichtig, um zwischen den Indus-
triestaaten Wettbewerbsgleichheit zu erlan-
gen, sagte er. Gleichzeitig lobte Kauch den

neuen Klimafonds. Ein entscheidender Mo-
ment in der Verhandlungsführung sei gewe-
sen, „dass wir es ernst meinen mit der Kli-
mafinanzierung“, sagte Kauch. 
Genau das bestreitet aber die Opposition.
SPD und Grüne hielten der Regierung „Re-
chentricks“ vor, mit denen kein zusätzliches
Geld für den Klimaschutz zur Verfügung ge-
stellt werde. „Vieles, was sie anbieten, steht
nicht im Haushaltsansatz“, kritisierte Grü-
nen-Fraktionschefin Renate Künast. Außer-
dem warf sie der Regierung vor, zu wenig
Konkretes für den Klimaschutz zu tun: „Man

muß zu Hause auch liefern“, sagte sie und
forderte von der Regierung ebenfalls die ra-
sche Umsetzung der EU-Effizienzrichtlinie. 
Übereinstimmend kritisierten die Fraktio-
nen hingegen die Ankündigung Kanadas in
der vergangenen Woche, sich aus dem Kyo-
to-Protokoll zurückzuziehen. Röttgen be-
zeichnete den Schritt als „inakzeptables Ver-
halten“. Und sein Koalitionspartner Kauch
erklärte, ein Verhalten wie das von Kanada
müsse zukünftig an anderer Stelle bei inter-
nationalen Verhandlungen Konsequenzen
haben. Annette Sach ❚ 

Zukunft ungewiss: Die CCS-Pilotanlage im Kraftwerk Schwarze Pumpe (Brandenburg)

UN-KLIMAKONFERENZ Regierung lobt Beschlüsse von Durban. Opposition kritisiert Finanzierung 

Alle im selben Boot  

Mehr Rechte für
Umweltverbände  
UMWELT Die Klagemöglichkeiten für Um-
weltverbände sollen verbessert werden. Ein
entsprechender Gesetzentwurf der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen(17/7888), der am
vergangenen Donnerstag im Bundestag auf
der Tagesordnung stand, wurde zur weite-
ren Beratung in die Ausschüsse überwiesen.
In dem Gesetzentwurf fordern die Grünen
mehr Rechte für Umweltverbände. Damit
soll ein entsprechendes Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofes (EuGH) in deutsches
Recht umgesetzt werden.  
Die Luxemburger Richter hatten am 12. Mai
2011 entschieden (EuGHC-115/09), dass
die Klagemöglichkeiten für Umweltverbän-
de in Deutschland erweitert werden müss-
ten, da die Vorschriften des deutschen Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetzes (UMwRG) mit
europäischen Recht nicht vereinbar seien.
Bislang können Umweltverbände nur dann
klagen, wenn sie unmittelbar oder individu-
ell betroffen sind. 
Gerade in Bereichen, in denen einzelne Bür-
ger keine Möglichkeit hätten, zu klagen,
könnten Verbandsklagen eine bessere
Durchsetzung umweltrechtlicher Standards
bewirken, betonen die Grünen in ihrem Ge-
setzentwurf.  Zudem könnten durch verbes-
serte Klagemöglichkeiten Defizite in be-
stimmten Verfahren erkannt und beseitigt
werden. Auch Stiftungen sollen in Zukunft
einfacher nach dem UMwRG klagen kön-
nen, wenn sie überwiegend Ziele des Um-
weltschutzes fördern. as ❚

Debatte um
Glyphosat 
VERBRAUCHERSCHUTZ Den Herbizid-
wirkstoff Glyphosat will die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hinsichtlich seiner Risi-
ken neu bewerten. Der Bundestag debattier-
te vergangenen Donnerstag einen entspre-
chenden Antrag (17/7982), der unabhängig
von einer Neubewertung glyphosathaltiger
Pflanzenschutzmittel ein Anwendungsver-
bot im Kleingartenbereich durchsetzen soll.
„Im Pflanzenschutzgesetz wird die Erlaub-
nis, Gifte – nichts anderes sind Pflanzen-
schutzmittel – in die Umwelt auszubringen,
an den Beleg einer Sachkunde gebunden“,
sagte Harald Ebner (Bündnis 90/Die Grü-
nen). Doch „Hobbyanwender“ müssten
diesen Beleg nicht vorweisen. Aus diesem
Grund forderte Ebner rasches Handeln,
denn Glyphosat stehe im Verdacht, die Em-
bryonalentwicklung zu stören. Alois Gering
(CDU/CSU) räumte ein, dass Pflanzen-
schutzmittel keine gewöhnlichen Ge-
brauchsgüter seien, kritisierte aber, dass
„das Gefahrenpotenzial bewusst genutzt
wird, um Ängste zu schüren.“ Gering lehn-
te „Schnellschüsse“ ab, denn es würden kei-
ne Hinweise vorliegen, dass Glyphosat ent-
wicklungstoxische Wirkungen aufweise. Eva
Drobinski-Weiß (SPD) sprach sich hinge-
gen für eine Neubewertung von Glyphosat
aus, die „dringend“ erforderlich sei. Auch
Kirsten Tackmann (Die Linke) forderte, Gly-
phosat für Gärten zu verbieten, sah aber für
die Landwirtschaft keine „unbedenkliche-
re“ Alternative. Auch Christel Happach-Ka-
san (FDP) sprach sich bei sachgerechter An-
wendung für Glyphosat aus, weil der Stoff
wenig umweltbelastend sei. Der Antrag
wurde an die Ausschüsse überwiesen. eis ❚

»Das ist kein 
großer Erfolg. Das
ist nichts.«
Matthias Miersch (SPD)
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Neue Runde beim Bund-Länder-Streit 
CCS-TECHNOLOGIE Vermittlungsausschuss vertagt Beratungen zu CO2-Speichergesetz 

>STICHWORT

> Fahrplan für neues Abkommen Erstmals sollen alle
Staaten bis 2015 ein gemeinsames Abkommen vereinbaren,
das 2020 in Kraft treten soll. Unklar ist aber bislang noch,
welche rechtliche Verbindlichkeit ein solcher Vertrag haben
wird.

> Verlängerung des Kyoto-Protokolls Das 2012 auslau-
fende Kyoto-Protokoll, dem nicht alle Staaten angehören,
soll bis 2017 oder bis 2020 verlängert werden. Eine Ent-
scheidung soll bei der Klimakonferenz 2012 in Qatar fallen.

> Einrichtung eines Weltklimafonds Der 2010 beschlos-
sene „Green Climate Fonds“ soll 2012 seine Arbeit aufneh-
men. Er soll Entwicklungsländer beim Klimaschutz und bei
der Anpassung an die Klimafolgen finanziell unterstützen.

Gipfel von Durban – Ergebnisse der Weltklimakonferenz

Ist das Ergebnis der Kon-
ferenz von Durban ein Er-
folg oder eine Enttäu-
schung? 
Es ist eine Enttäuschung,
denn es sind nur Formel-
kompromisse erreicht wor-
den, die dafür sorgen, dass
der Prozess weitergeht. Not-
wendige Entscheidungen wie
beispielsweise bei der Verlän-
gerung des Kyoto-Protokolls
die Minderungsanforderun-
gen für CO2 sind nicht ge-
troffen worden.

Was können Sie als Par-
lamentarier auf einer Regie-
rungskonferenz bewirken? 
Man hat mehrere Hüte auf:
Zum einen kontrollieren wir
im Sinne der Gewaltentei-
lung als Abgeordnete alle ge-
meinsam die Regierung. Zum
anderen ist aber wichtig, dort
auch Netzwerke mit Parla-
mentariern anderer Länder
zu schmieden – für mich
auch mit Grünen-Parlamen-
tariern anderer Staaten oder
des Europaparlaments. 

Sie haben schon mehrere
UN-Konferenzen als Wis-
senschaftler erlebt. Wie war
die Stimmung in Durban?

Es herrschte eine schlechte
Stimmung. Der Grundfehler
war, dass man versucht hat,
alle zur selben Zeit ins Boot
zu bekommen. Daher brau-
chen wir für diese Konferen-
zen einen klaren Strategie-
wechsel – eine Klimapolitik
der unterschiedlichen Ge-
schwindigkeiten. Das heißt,
dass man Bremser wie zum
Beispiel die USA außen vor
lässt. Wenn ich jemanden
nicht ins Boot holen kann,
kann ich ihm nicht helfen,
aber ich muss trotzdem in
See stechen. Ansonsten gibt
man diesen Staaten eine Ver-
hinderungsmacht, die ihnen
nicht zusteht. Man sieht da-
ran aber auch, dass Klimapo-
litik Machtpolitik geworden
ist, wo um Zukunftschancen
gekämpft wird. 

Kanada hat kurz nach
Ende der Konferenz sein
Ausscheiden aus dem Kyoto-
Protokoll angekündigt.
Wird das eine Signalwir-
kung haben? 
Nein, das glaube ich nicht.
Die Reaktionen um den Glo-
bus herum waren eindeutig
negativ. Es wird ein einzelner
Schritt bleiben, muss aber

trotzdem auf das Schärfste
verurteilt werden. Kanadas
Verhalten ist nicht nur ein
Schlag ins Gesicht des Klima-
schutzes, sondern auch des
Völkerrechts. Denn wer soll
noch internationalen Verträ-
gen trauen können, wenn ein
Staat seinen Verpflichtungen
einfach aus dem Weg gehen
kann. Umso wichtiger ist es,
dass Europa zusammensteht. 

Wie kann der Klimapro-
zess vorangebracht werden? 
Wir müssen bis zur nächsten
großen Konferenz 2015 die
Allianz von Durban weiter
schmieden. Dann halten wir
es auch aus, wenn einige gro-
ße Verschmutzer außen vor
bleiben und sich nicht bin-
den. Wir sollten 2012 eine
Konferenz veranstalten, zu
der wir nur die Vorreiter ein-
laden. Ich glaube, dass wir
dadurch den UN-Prozess
stärken. Und wir müssen den
Energiewechsel in Deutsch-
land und in der EU vorantrei-
ben. An unseren Taten wird
man uns erkennen. Dann ist
mir nicht bange. 

Die Fragen stellte 
Annette Sach. 

FÜNF FRAGEN ZUM: KLIMAGIPFEL IN DURBAN

HERMANN OTT,
Mitglied des
Umweltausschusses,
Bündnis90/Die Grünen
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»Man sieht
daran aber
auch, dass
Klimapolitik
Machtpolitik
geworden ist« 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a,
Co

lla
ge

:S
te

ph
an

 R
ot

er
s 

WIRTSCHAFT UND FINANZEN12

Rund 20.000 Delegierte verschiedener Regierungen, Organisationen und Parlamente waren in Durban akkreditiert. Bundesumweltminister Norbert Röttgen (rechtes Bild, Mitte) leitete die deutsche Regierungsdelegation.



13KULTUR UND MEDIENDas Parlament – Nr. 51/52 – 19. Dezember 2011

„Wir haben den Anspruch, einen neuen Ty-
pus von Museum zu erfinden“, beschreibt
der Schweizer Projektleiter Martin Heller
seine Vision und die Arbeiten am Berliner
„Humboldt-Forum“. Ziel sei es, „einen zeit-
genössisch ausgerichteten Kulturbetrieb“ in
direkter Nachbarschaft zu den zahlreichen
nahegelegenen Kulturgütern und Sehens-
würdigkeiten Berlins zu schaffen. Der
Schweizer hatte vergangenen Mittwoch im
Rahmen einer öffentlichen Anhörung dem
Kulturausschuss des Bundestags Inhalte,
Ziele und Zeitpläne der Ausgestaltung des
neuen Berliner Stadtschlosses präsentiert. 

Bewegte Geschichte Hinter den rekon-
struierten Außenfassaden soll dann das
„Humboldt-Forum“ entstehen. Das ehema-
lige Stadtschloss soll am Original-Standort
im Berliner Stadtteil Mitte wieder aufgebaut
werden. Das historische Schloss, dessen ers-
te Bauphase 1443 begonnen hatte, erhielt
seine finale Gestalt erst 1854, allerdings nur
für kurze Zeit. Nach der Novemberrevoluti-
on von 1918 wurde das Schloss zunächst
zu einem Museum transformiert. Anschlie-
ßend nutzten es dann zahlreiche andere
Mieter, unter ihnen die Kaiser-Wilhelm-Ge-
sellschaft und die Notgemeinschaft der
deutschen Wissenschaft für ihre Zwecke.
Nachdem es im Zweiten Weltkrieg sehr
stark beschädigt wurde, entschied das SED-
Regime 1950, das Stadtschloss zu sprengen.

Von 1973 bis 1976 wurde an gleicher Stel-
le der Palast der Republik errichtet, der wie-
derum von 2006 bis 2008 abgerissen wur-
de. 

Zukunft gestalten Nun soll das Stadt-
schloss bis 2019 neu errichtet werden, die
Grundsteinlegung wird im Sommer 2013
erfolgen. Projektleiter Martin Heller berich-
tete im Kulturausschuss über die Pläne der
Organisatoren, Alt und Neu zu verknüpfen.

Die historische Fassade soll demnach im In-
nern auf zeitgenössische Weise ein Forum
für Kultur, Kunst und auch Wissenschaft
bieten.

Herzstück Agora Bauherr des Projekts sei
die „Stiftung Preußischer Schlösser“, infor-
mierte Heller. Die Gestaltung der Innenräu-
me werde sich die Stiftung mit den Zentral-
und Landesbibliotheken Berlins sowie der
Humboldt-Universität teilen. Herzstück des
neuen Schlosses solle die sogenannte Ago-
ra werden, ein Schauplatz und Veranstal-
tungsbereich im Erdgeschoss mit Ausstel-
lungsräumen. Die Agora solle in Anlehnung
an das gleichnamige antike Pendant, näm-
lich die Markt- und Versammlungsplätze
der alten Griechen, gestaltet werden. 
Abschließend führte der 59-jährige Projekt-
leiter aus, dass sich eine zweisprachige In-
ternetseite des Projekts momentan im Auf-
bau befände. „Beim Wunsch, regelmäßig
über den Stand des Projekts informiert zu
werden, rennen Sie bei mir offene Türen
ein“, sagte er in der anschließenden kurzen
Gesprächsrunde mit den Mitgliedern des
Ausschusses. Die Frage nach den Zielgrup-
pen beziehungsweise der Zielgruppe des
„Humboldt-Forums“ wollte er allerdings
noch nicht beantworten. Seinen Angaben
zufolge werden sich die Projektverantwort-
lichen selbst diese Frage erst in den kom-
menden Jahren stellen. ver ❚

Neue Form am alten Ort
BERLINER STADTSCHLOSS Projektleiter präsentiert »Humboldt-Forum« im Kulturausschuss 

D
as Schwarzbrot gehört
dazu, das Bier, die Volks-
feste und natürlich auch
die Märchen: Die Liste
des „immateriellen Kul-
turguts“ der Deutschen

ist lang. Allerdings ist sie noch nicht offi-
ziell. Anders als inzwischen 139 andere
Staaten ist die Bundesrepublik bislang noch
nicht dem Unesco-Übereinkommen zur Be-
wahrung des immateriellen Kulturerbes bei-
getreten. 
Das Übereinkommen definiert „Praktiken,
Darbietungen, Ausdrucksformen, Kenntnis-
se und Fähigkeiten – sowie die damit ver-
bundenen Instrumente, Objekte, Artefakte
und Kulturräume – , die Gemeinschaften,
Gruppen und gegebenenfalls Individuen als
Bestandteile ihres Kulturerbes ansehen“. All
dies soll bewahrt und geschützt werden; so
sieht es das Übereinkommen vor, das die
Generalkonferenz der Unesco im Oktober
2003 in Paris beschlossen hat und das nach
der Ratifizierung durch 30 Unesco-Mitglied-
staaten seit dem 20. April 2006 in Kraft ist.
Und geht es nach den Abgeordneten des
Bundestags, soll Deutschland das Überein-
kommen besser früher als später ratifizie-
ren. Das wurde in einer Debatte am vergan-
genen Donnerstag deutlich. 

Ratifizierung vorantreiben Trotz des ge-
meinsamen Ziels konnten die Fraktionen
sich nicht auf einen gemeinsamen Weg ver-
ständigen: Während der Bundestag mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen einem
Antrag von Union und FDP (17/6314) zu-
stimmte, in dem gefordert wird, die Ratifi-
zierung der Konvention voranzutreiben,
verweigerte er einem Antrag der Fraktionen
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen
(17/6301) die Zustimmung, der dafür kon-
krete Fristen und Arbeitsschritte definiert.
Damit folgten die Parlamentarier einer Be-
schlussempfehlung des Kulturausschusses
(17/8121).
In der grundsätzlichen Begeisterung für das
immaterielle Kulturerbe sind sich die Abge-
ordneten einig. Warum, so fragte etwa der
kulturpolitische Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion, Wolfgang Börnsen, sollten die
„einzigartigen deutschen Brotsorten“ nicht
wie das kroatische Ingwerbrot Eingang in
die Liste des immateriellen Kulturerbes der
Menschheit finden? Deutschland tue sich
schwer damit, sich einem „umfassenden
Kulturbegriff“ zu öffnen, wie er weltweit
praktiziert werde. Das immaterielle Kultur-
erbe umfasse nicht die „in Stein gemeißel-
ten großartigen Zeugnisse der Vergangen-
heit“, sondern die „Kulturmauerblüm-
chen“, die so wichtig seien für die kulturel-
le Identität eines Landes. 
Auch der kulturpolitische Sprecher der FDP-
Fraktion, Reiner Deutschmann, betonte, das
Schutzsiegel der Unesco sei ein „Gütesiegel
ersten Ranges“. Beispiele wie das der Sorben
in Sachsen und Brandenburg zeigten, wie
wichtig – und schwer – es sei, die kulturel-
le Identität durch Traditionspflege zu erhal-
ten.

»Unverzügliche Umsetzung« Davon ist
auch die Opposition überzeugt – sie aller-
dings wirft Union und FDP vor, in ihrem
Antrag viel zu schwammig zu sein. Sie frage
sich, sagte Lukrezia Jochimsen, kulturpoliti-
sche Sprecherin der Linken, wie lange die
Koalition noch mit „viel Wortgeschwall“
fordern werde, die Ratifizierung voranzu-
treiben, ohne Taten folgen zu lassen. Die
Zustimmung ihrer Fraktion zu dem Vorha-
ben gebe es bereits seit fünf Jahren, auch die
Fraktionen von SPD und Grünen hätten ge-
zeigt, dass sie das gleiche Ziel verfolgten und
in ihrem gemeinsamen Antrag bereits kon-
krete Schritte genannt. 
Tatsächlich drücken SPD und Bündnis
90/Die Grünen aufs Tempo. Sie wollen, dass

die Bundesrepublik das Übereinkommen
bis Ende 2012 ratifiziert und sich in dem da-
für nötigen Abstimmungsprozess mit den
Ländern und Kommunen über eine „quali-
tätssichernde Methodik“ und ein bundes-
weit einheitliches Verfahren und klare Ent-
scheidungskriterien für eine „nationale In-
ventarliste“ verständigt. Wenn man wirklich
wolle, dass nicht nur über die Ratifizierung
der Konvention geredet werde, sondern
auch für eine „unverzügliche Umsetzung“
sei, müsse man dem rot-grünen Antrag zu-
stimmen, betonte deshalb die SPD-Kultur-
politikerin Ulla Schmidt. Die einzigartigen
regionalen Praktiken und Traditionen, die
gesamte „föderale Vielfalt“ sei Teil einer „le-
bendigen Alltagskultur“. 

Für die Grünen stellte ihre kulturpolitische
Sprecherin Agnes Krumwiede fest, dabei
dürfe es keine „ideologisch und politisch
motivierte Ausgrenzungstendenzen geben“
– es sei vielmehr nötig, auch die Traditionen
von Minderheiten zu bewahren. Daher sei
es sinnvoll, über das Aufnahmekriterium
der „Schutzbedürftigkeit“ nachzudenken.

Eine bunte Liste Erhaltenswertes Die bis-
herige Liste des immateriellen Kulturerbes
ist bunt: Aufgenommen wurden zum Bei-
spiel die Akupunktur aus China, die medi-
terrane Küche Spaniens, Griechenlands, Ita-
liens und Marokkos, der polyphone Gesang
aus Georgien, die japanische und chinesi-
sche Seidenproduktion und der argentini-

sche Tango. Für die Unesco ist klar: „Kultu-
relle Vielfalt spiegelt sich nicht nur in
prachtvollen Palästen, Kathedralen und
musealen Stadtensembles, sondern auch in
lebendigen Ausdrucksformen“ – und weil
diese Kulturformen durch Globalisierungs-
einflüsse zunehmend verloren gingen, müs-
se man sie erhalten. Sie seien die „Triebfe-
der kultureller Vielfalt und Garant der nach-
haltigen Entwicklung“. 
Geht es nach den Schaustellern des Münch-
ner Oktoberfests, darf auch dieser Liste
künftig eines keinesfalls fehlen: die Wiesn.
Ob dann auch deren Motto „Oans, zwo,
gsuffa!“ als bewahrenswertes Kulturgut nie-
dergeschrieben wird, muss vermutlich noch
diskutiert werden. Susanne Kailitz ❚

Brot und Märchen
KULTUR Opposition fordert konkrete Schritte zur Ratifizierung
des Unesco-Übereinkommens zum immateriellen Kulturerbe

Die Humboldt-Box dient als Infozentrum.

Bald auch Teil des immateriellen Kulturerbes der Deutschen? Der bayrische Schuhplattler
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Mehr Datenschutz bei
Facebook und Co gefordert
Die Grünen-Fraktion dringt auf stärkeren
Daten- und Verbraucherschutz in sozialen
Netzwerken im Internet. In einem Antrag
(17/8161), mit dem sich der Bundestag am
Freitag erstmals befasste, zeigt sich die Frak-
tion „besorgt über den Umgang mit persön-
lichen Daten und Informationen, die durch
soziale Netzwerke im Internet allgemein zu-
gänglich werden und oftmals besonders
sensitiv sind“. Von Datenverarbeitungen in
sozialen Netzwerken könnten „erhebliche
Gefährdungen des Persönlichkeitsrechts
ausgehen“. Die Bundesregierung soll daher
nach dem Willen der Fraktion unter anderem
Regelungen schaffen, „die besondere
Schutzvorkehrungen der Persönlichkeits-
rechte Minderjähriger gewährleisten“. sto ❚

Grüne: Prekäre Situation von
Musiklehrern beenden
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert
die  Bundesländer auf, sich der prekären Si-
tuation von Lehrbeauftragten an Musik-
schulen und Hochschulen für Musik und
Tanz anzunehmen. In ihrem Antrag
(17/7825) spricht sie sich für die Bildung ei-
ner Arbeitsgruppe im Kompetenzbereich der
Kultusministerkonferenz aus, die Vorschläge
für Änderungen in den Landeshochschulge-
setzen oder für Vereinbarungen zwischen
den Musikhochschulen erarbeiten soll. Un-
ter anderem müssten Honoraruntergrenzen
und andere Vergütungsmodelle entwickelt
werden, die die Situation der Lehrbeauftrag-
ten nachhaltig verbessern. Der Bundestag
überwies den Antrag am vergangenen Don-
nerstag ohne Aussprache zur Beratung in
die Ausschüsse. aw ❚

KURZ NOTIERT

Josef Nye:
Macht im 
21. Jahrhundert.
Politische
Strategien für ein
neues Zeitalter.

Siedler Verlag,
München 2011;
384 S., 24,99 €

Vor 20 Jahren prägte der damals noch un-
bekannte Politikwissenschaftler Josef Nye
zum ersten Mal in einer Studie die Strategie
der „soft power“ als dritter Macht neben
der Wirtschaftskraft und der Militärmacht
eines Staates. Den USA riet er, sich nach dem
Kalten Krieg auf ihre demokratische Werte-
und Kulturpolitik sowie auf die Institutiona-
lisierung der Außenpolitik zu konzentrieren.
Der inzwischen weltbekannte Autor legte
jetzt eine weitere Studie zum Thema
„Macht“ vor.
Nye verweist auf das Buch „Der Aufstieg der
Anderen“ des US-Journalisten Fareed Zaka-
ria. Darin sucht er nach Antworten auf die
Frage, wie sich die USA gegenüber den auf-
steigenden Wirtschaftsnationen, allen voran
der Volksrepublik China, positionieren soll.
Die Globalisierung und die Informations-
technologien hätten die Beteiligungschan-
cen der Anderen, also der Aufsteiger-Natio-
nen, an der globalen Kommunikation erheb-
lich verbessert. Deshalb sei das Übergewicht
der USA nicht mehr so erdrückend, meint
Nye. Dennoch blickten die Vereinigten Staa-
ten nicht ihrem Niedergang entgegen. Die
erste Hälfte des 21. Jahrhunderts werde si-
cher keine „postamerikanische Welt“ sein,
die USA müssten sich nur an das neue Zeit-
alter anpassen und die Strategie der „smart
power“ einsetzen. In deren Mittelpunkt
stünden Bündnisse, Institutionen und Netz-
werke. Um das neue Jahrhundert „erfolg-
reich zu bestehen“, hätten die USA wieder
zu lernen, „eine intelligente Macht zu sein“
und entsprechend zu agieren.
Josef Nye ist kein Träumer: Die Realpolitik
kennt er nicht nur vom universitären Elfen-
beinturm aus. Der Harvard-Professor und Di-
rektor des International Institute for Strate-
gic Studies arbeitete viele Jahre im Außen-
ministerium und analysierte als Vorsitzender
des National Intelligence Council die Nach-
richtenlage, die er dem Präsidenten persön-
lich vortrug. Später war er stellvertretender
Verteidigungsminister unter Präsident Bill
Clinton. Josef Neys neues Buch ist ein Muss
für alle, die die globale Politik besser verste-
hen wollen. manu ❚

George A. Akerlof,
Rachel E. Kranton:
Identity Economics.
Warum wir ganz
anders ticken, als
die meisten Ökono-
men denken.

Carl Hanser Verlag,
München 2011;
192 S., 19,90 €

Von 69 Wirtschafts-Nobelpreisträgern stam-
men 48 aus den USA. So war es auch keine
allzu große Überraschung, als auch der dies-
jährige Preis an die US-Forscher Thomas Sar-
gent und Christopher Sims „für ihre bahn-
brechende empirische Forschung zur Ursa-
che und Wirkung in der Makroökonomie“
ging. Die beiden Wissenschaftler hatten die
Wechselwirkungen zwischen Wirtschaft und
Politik analysiert, insbesondere die Folgen
steigender Ölpreise auf die Inflation und die
Auswirkungen höherer Zinsen auf die Wirt-
schaftsleistung. Auf die Frage, was er mit
dem Preisgeld mache, antwortete Sims
prompt: „Ich werde es eine Weile in bar be-
halten und dabei über die Verwendung
nachdenken“. George Akerlof, der im Jahr
2001 den Wirtschaftsnobelpreis erhalten
hatte, und seine Kollegin Kranton veröffent-
lichten jetzt ihre Studie „Identity Econo-
mics“ zu diesem spezifisch menschlichen
Verhalten.
Mit Hilfe ihrer Identitätsökonomie analysie-
ren die beiden Wissenschaftler Handlungen,
die als selbstzerstörerisch gelten können
oder zumindest „ökonomisch kaum Sinn zu
ergeben scheinen“. Als Beispiele führen sie
den Jahresumsatz der kosmetischen Chirur-
gie in den USA, der sich auf 13 Milliarden
Dollar belaufe, und Privatspenden an. So
hätten die Amerikaner für wohltätige Zwe-
cke im Jahre 2008 rund 300 Milliarden Dol-
lar gespendet.
Die Autoren entwickelten ihre Identitätsöko-
nomie, um die menschliches Handeln am Ar-
beitsplatz, im Schulalltag und zu Hause bes-
ser erforschen zu können. Akerlof und Kran-
ton sind davon überzeugt, dass sich ihre
Theorie auch auf demokratische Wahlen
übertragen lassen: Wähler stimmten eben
nicht nur für den Kandidaten, der ihre wirt-
schaftlichen Interessen am besten vertritt.
Wichtiger seien seine Persönlichkeit, seine
Normen und Ideale. Politiker, die die Ideale
und Normen der Wähler berücksichtigten,
würden selbst dann gewählt, wenn ihre Po-
litik nicht den wirtschaftlichen Interessen
der Wähler entsprechen würde, betonen die
beiden Autoren in ihrem interessanten und
aktuellen Buch. manu ❚

KURZ REZENSIERT

Schwierige
Finanzierung 
INTERNET-ENQUETE Bei den Finanzie-
rungsmöglichkeiten für Start-Up-Unterneh-
men gibt es in Deutschland Nachholbedarf.
Zu dieser Einschätzung gelangten mehrere
Experten während einer Anhörung der En-
quete-Kommission „Internet und digitale
Gesellschaft“ in der vergangenen Woche.
Für eine „nachhaltige Förderung von risiko-
kapitalfinanzierten Finanzierungsmodel-
len“ sprach sich Heiko Hebig von der Spie-
gelnet GmbH aus. Mit den in Deutschland
zumeist üblichen Bankkrediten sei Start-
Up-Unternehmern oftmals nicht geholfen,
da deren Geschäftsmodelle für derartige
Kredite nicht geeignet seien, betonte Tom
Kirschbaum, Mitgründer der Penelope Ven-
tures GmbH. Durch Venture-Capital-Gesell-
schaften vergebenes Risikokapital dürfe
man daher „nicht verteufeln“, forderte er. 
In Frankreich habe man positive Erfahrun-
gen mit Steuererleichterungen für Wohlha-
bende, die in Wagniskapitalmodelle inves-
tieren, gemacht, sagte Frederic Hanika von
der Software AG. Dadurch hätten sich mehr
Wagniskapitalfonds gegründet, wodurch
die Finanzierung von Start-Up-Unterneh-
men einfacher geworden sei. Schwieriger als
ein Start-Up-Unternehmen zu gründen, so
Hanika weiter, sei jedoch der Schritt zu ei-
nem „großen Unternehmen“. Dafür bedür-
fe es eines hohen Vermarktungsaufwandes,
betonte er. Dies sei oft teurer als die eigent-
liche Entwicklung. hau ❚

Weitere Informationen: www.nomos-shop.de/13388
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> Herbert Ehrenberg
Bundestagsabgeordneter 1972-1990,
SPD
Am 21. Dezember vollendet Herbert Ehren-
berg sein 85. Lebensjahr. Der aus Collnisch-
ken im ostpreußischen Kreis Goldap gebürti-
ge promovierte Volkswirt war zunächst An-
gestellter eines Industrieunternehmens, ar-
beitete danach als Dozent und war
schließlich beim Hauptvorstand der IG Bau,
Steine, Erden tätig. 1955 trat er der SPD bei,
war von 1973 bis 1991 Mitglied des SPD-Be-
zirksvorstandes Weser-Ems und gehörte von
1975 bis 1984 dem SPD-Parteivorstand an.
1968 wurde Ehrenberg ins Bundeswirt-
schaftsministerium berufen, ehe er 1971 dort
das Amt des Staatssekretärs übernahm. Von
1976 bis 1982 amtierte Ehrenberg, stets Di-
rektkandidat des Wahlkreises Wilhelmsha-
ven, als Bundesminister für Arbeit und Sozi-
alordnung.

> Klaus-Jürgen Hedrich
Bundestagsabgeordneter 1983-2005,
CDU
Am 21. Dezember wird Klaus-Jürgen Hedrich
70 Jahre alt. Der Gymnasiallehrer aus Uelzen
trat 1961 der CDU bei, war von 1978 bis
1990 Mitglied des Landesvorstandes der
CDU Niedersachsen und gehörte von 1972
bis 2006 dem Kreistag in Uelzen an. Von
1974 bis 1983 saß er im niedersächsischen
Landtag. Im Bundestag arbeitete Hedrich
überwiegend im Ausschuss für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit mit. Von 1994 bis 1998
war er Parlamentarischer Staatssekretär im
Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung.

> Hans Eichel
Bundestagsabgeordneter 2002-2009,
SPD
Am 24. Dezember vollendet Hans Eichel sein
70. Lebensjahr. Der aus Kassel gebürtige Phi-
lologe trat 1964 der SPD bei, war von 1969 bis
1972 stellvertretender Juso-Bundesvorsitzen-
der und stand von 1989 bis 2001 an der Spit-
ze der hessischen SPD. Von 1991 bis 2005 ge-
hörte er dem Bundesvorstand sowie von 1999
bis 2005 dem SPD-Parteipräsidium an. Eichel
amtierte von 1975 bis 1991 als Oberbürger-
meister seiner Geburtsstadt. Von 1991 bis
1999 war er hessischer Ministerpräsident.Bun-
deskanzler Gerhard Schröder (SPD) berief ihn
im April 1999 zum Nachfolger des zurückge-
tretenen Bundesfinanzministers Oskar Lafon-
taine (damals SPD). Das Amt behielt er bis
2005. Eichel engagierte sich im Bundestag zu-
letzt im Ausschuss für die Angelegenheiten der
Europäischen Union.

> Karl-Walter Fritz
Bundestagsabgeordneter 1965-1969,
SPD
Karl-Walter Fritz wird am 27. Dezember 
80 Jahre alt. Der aus Wiesbaden gebürtige
Versicherungskaufmann wurde 1953 SPD-
Mitglied, war von 1962 bis 1969 Vorsitzen-
der des SPD-Unterbezirks Wiesbaden und
von 1960 bis 1964 Stadtverordneter. Fritz, Di-
rektkandidat des Wahlkreises Wiesbaden, ar-
beitete im Bundestag im Finanzausschuss
mit.

> Albert Probst
Bundestagsabgeordneter 1969-1998,
CSU
Am 29. Dezember wird Albert Probst 80 Jah-
re alt. Der aus Garching bei München stam-
mende promovierte Agrarwissenschaftler,
seit 1949 CSU-Mitglied und seit 1960 vielfäl-
tig kommunalpolitisch aktiv, amtierte von
1982 bis 1991 als Parlamentarischer Staats-
sekretär im Bundesministerium für For-
schung und Technologie. Probst, von 1969 bis
1976 direkt gewählter Abgeordneter des
Wahlkreises München-Land beziehungswei-
se danach von 1976 bis 1998 des Wahlkrei-
ses Freising, gehörte von 1991 bis 1999 auch
der Parlamentarischen Versammlung des Eu-
roparats und der Westeuropäischen Union
an. Im Bundestag engagierte er sich vorwie-
gend im Ausschuss für Bildung und Wissen-
schaft beziehungsweise für Forschung und
Technologie, an deren Spitze er von 1972 bis
1982 stand. bmh ❚

Eine Reise nach Berlin mit einem Besuch des Bundesta-
ges – das ist der Hauptpreis des diesjährigen Weih-
nachtsrätsels von „Das Parlament“. Und so können Sie
gewinnen: Die vorliegende Ausgabe von „Das Parla-
ment“ lesen, die folgenden Fragen richtig beantworten
und die Lösungen an die Redaktion schicken. Wenn es
mit dem Hauptpreis nicht klappt, werden unter den
richtigen Einsendungen übrigens noch neun Sachpreise
verlost. Also: Viel Spaß beim Lesen, Rätseln und Gewin-
nen!

Unsere Fragen
1. Wie oft dürfen Tankstellen in Österreich die Benzinprei-
se an einem Tag erhöhen? 

2. Bis wann möchte die SPD die Rente mit 67 aussetzen?

3. Um wie viel Prozent soll bis 2020 im Vergleich zu 2008
der Schienenlärm reduziert werden?

4. Welche Spitzenbeamten des Bundes werden künftig im
Fall einer Versetzung in den einstweiligen Ruhestand bes-
ser gestellt als bisher?

5. Wie hoch ist die Gesamtzahl der ab Februar 2012 in Af-
ghanistan eingesetzten Soldaten?

6. In welchem Alter gehen in der EU Frauen im Durch-
schnitt in Rente? 

7. Welches Land hat kürzlich sein Ausscheiden aus dem
Kyoto-Protokoll verkündet?

8. Wie hoch war der Frauenanteil bei universitären Ab-
schlüssen im Jahr 2009?

9. Auf wie viel Prozent möchte die Fraktion Die Linke die
Umlage der Modernisierungskosten auf die Miete begren-
zen? 

10. Welche Folge hat das Veto Großbritanniens beim Brüs-
seler Gipfel vom 9. Dezember für die „Fiskalunion“?

11. Seit wann ist das Unesco-Übereinkommen zur Bewah-
rung des immateriellen Kulturerbes in Kraft?

12. Wann feiert die serbisch-orthodoxe Kirche Weihnach-
ten?

Ihre Antworten
Schicken Sie uns Ihre Lösungen per Post oder E-Mail an:

Redaktion „Das Parlament“
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de
Stichwort: Weihnachtsrätsel

Einsendeschluss ist am 14. Januar 2012. Barauszahlungen
sind nicht möglich. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Ein frohes Fest und einen guten Rutsch ins neue Jahr!

DAS GROSSE WEIHNACHTSRÄTSEL

Die 
letzte Mark
31.12.2001: Euro in den Startlöchern
Nach 53 Jahren war Schluss. Das Symbol
des Wirtschaftswunders, die harte Wäh-
rung Deutschlands – nicht mehr wert als
rund 51 Cent. Viele wurden sentimental
am 31. Dezember 2001, dem Tag, an dem
das letzte Stündlein der D-Mark schlug.
Das Ende war von langer Hand geplant.
Bereits am 23. April 1998 stimmte der
Bundestag nach siebenstündiger Debatte
für den Euro als neue Gemeinschaftswäh-
rung. 1999 wurde das Aus für die D-Mark
sozusagen greifbar: Am 17. Dezember

wurden Münzhaushaltsmischungen –
neudeutsch „Starter-Kits“ – ausgegeben:
Plastiktütchen mit Euro-Münzen im Wert
von 10,23 Euro, Kaufpreis 20 D-Mark.
Gesetzlich wurde das Ende der Mark
schon im Vormonat beschlossen: Das 
D-Mark-Beendigungsgesetz, das der deut-
schen Währung ihre Eigenschaft als allei-
niges gesetzliches Zahlungsmittel zum
31. Dezember 2001 nehmen sollte, pas-
sierte das Parlament. Die Mark teilte an
diesem Silvestertag ihr Schicksal mit elf
weiteren europäischen Landeswährun-
gen, die dem Euro weichen mussten.
Doch verschwand die D-Mark nicht über
Nacht aus den Geldbeuteln. Zwar folgten
viele Deutsche der Aufforderung „Her mit
den Schlafmünzen“ einer gleichnamigen
Medienkampagne, die Mitte 2001 starte-
te, und brachten bis Jahresende Münzen
im Wert von 11,6 Milliarden D-Mark zu
ihren Banken. Ihre letzte Mark konnten
die Bürger auch während einer zweimo-
natigen Übergangszeit, in der Barzahlun-
gen mit Euro und D-Mark möglich wa-
ren, bis 28. Februar 2002 loswerden. Wer
übrigens noch „Schlafmünzen“ hat: Die
Filialen der Deutschen Bundesbank tau-
schen D-Mark-Bestände noch immer in
Euro um. Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wider. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 2. Januar.

Müssen Sie auch manchmal
innerlich schmunzeln ange-
sichts all der gleichstel-
lungspolitisch korrekten

Sprachverrenkungen? „Bürgerinnen und
Bürger“ ist ja okay, aber wer sagt schon
„PfarrerInnen“, „Azubinen und Azubis“
oder gar „Hündinnen und Hunde“? 
Auf Neuhochdeutsch „gegenderte“
Sprachschöpfungen sind auch auf parla-
mentarischer Ebene zu finden. Besonde-
re Verdienste um geschlechtergerechte
Formulierungen hat sich jetzt Österreichs
Parlament erworben: Mit klarer Mehrheit
beschloss es, die Nationalhymne so zu
ändern, dass künftig Austrias Männlein
wie Weiblein gleichermaßen besungen
werden können: Statt „Heimat bist du
großer Söhne“ heißt es nun „Heimat gro-
ßer Töchter und Söhne“, und statt „in
Bruderchören“ sollen die Österreicher in
Zukunft in „Jubelchören“ ihrem „Vater-
land“ (sic!) Treue schwören. 
Kommt jetzt auch eine Debatte über die
deutsche Nationalhymne? Schließlich
sind wir dort aufgefordert, „alle“ nach
„Einigkeit und Recht und Freiheit für das
deutsche Vaterland“ zu streben, und zwar
„brüderlich mit Herz und Hand“. Das
klingt schön, ist aber unlogisch: Entweder
streben wir „alle“, also Mütter, Schwes-
tern, Töchter inklusive, oder nix schwes-
terlich, sondern nur brüderlich unter Aus-
schluss der weiblichen Bevölkerung. 
Gut übrigens, dass als Europahymne nur
die Melodie aus Beethovens 9. Sinfonie
verwendet wird ohne Schillers „Ode an
die Freude“ – heißt es doch in dem von
Beethoven vertonten Text: „Alle Men-
schen werden Brüder“. Das wäre sonst
womöglich ein Fall für das Europäische
Parlament. 
A propos Parlament und Demokratie: Da
entscheidet ja die Mehrheit – und die
stellt in Österreich, Deutschland und der
EU das weibliche Geschlecht. Seien wir
Männer also dankbar, dass uns die Öster-
reicherinnen nicht ganz aus der Hymne
gestrichen haben. Helmut Stoltenberg ❚

Austrias Töchter
rebellieren

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 10 JAHREN ...

Silvester 2001 war das Ende der 
D-Mark als alleiniges Zahlungsmittel.

Weihnachtsimpressionen aus dem Bundestag
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 16.-20.01.2011
Jahreswirtschaftsbericht 2012 (Do),
„Internet“-Enquete-Kommission (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 49/50 vom 5. Dezember
2011, „Mitten unter uns“, Seite 9
Der Artikel zum Antisemitismus in
Deutschland versucht, mehrere Perspekti-
ven/Dimensionen zu beleuchten. Sie wid-
men sich sehr dem Rechts- und Linksextre-
mismus. Leider blendet der Artikel aus, dass
eine nicht unbeträchtliche Zahl von Men-
schen mit Migrationshintergrund – insbe-
sondere aus dem arabischen Raum – einen
regelrechten Hass auf Israel und alles Jüdi-
sche haben und diesen auch in Deutschland
ausleben. Sprechen Sie dieses Thema ein-
mal in einer arabischstämmigen Jugend-
gruppe in Deutschland an...

Helmar Breuker, 
Einbeck

Zur Ausgabe 49/50 vom 
5. Dezember 2011, „Stei-
ler Weg zur Teilhabe“,
Seite 6
Wieso hat eigentlich kein
Bundestagsabgeordneter in
der Debatte über Rechte von
Menschen mit Behinderung
über diejenigen gesprochen,
denen man die Behinde-
rung äußerlich nicht anse-
hen kann, wie zum Beispiel
bei einer Lern-, Sprach-,
Hör- oder geistigen Behin-
derung? 
Und genau für diese Behin-
dertengruppe, die wie die
Körperbehinderten das
Recht auf eine gelebte Inklu-
sion in die Gesellschaft ha-
ben, wird leider immer
noch das Falsche getan.
Schulfähige Kinder aus die-
ser Gruppe werden weiter-
hin auf stigmatisierende
Förderschulen geschickt
und kommen damit in ei-
nen vorgezeichneten, einge-
engten Ausbildungs- und
Berufsweg. 
Hat Deutschland nicht be-
reits im März 2009 die UN-
Behindertenrechtskonventi-
on ratifiziert, in der die For-
derung steht, dass Kinder
mit und ohne Behinderung

gemeinsam in einer Regelschule unterrich-
tet werden, um die gleichberechtigte Teilha-
be und die Entfaltung des individuellen Po-
tenzials in der Gemeinschaft zu ermögli-
chen? Obwohl dazu verpflichtet, haben die
meisten Bundesländer bisher nicht die Vo-
raussetzungen für einen gemeinsamen Un-
terricht geschaffen. 
In einer reichen Gesellschaft wie der deut-
schen sollte es wohl möglich sein, Nichtbe-
hinderte und behinderte Kinder gemeinsam
in Integrationsklassen zu sozialisieren und
sie somit frühzeitig die soziale Kompetenz
üben zu lassen. Es darf keine Eingrenzung –
Verbleib in einem isolierten Umfeld – und
keine Ausgrenzung geben. 
Nach dem Plan der Bundesregierung wird
die Idee der Inklusion aber erst in den kom-

menden zehn Jahren im gesellschaftlichen
Alltag verankert werden. Wie sagte es der
Abgeordnete Heinz Golombeck (FDP) zum
Schluss seiner Rede so treffend: „Wir benö-
tigen die innere Einstellung, dass Vielfalt zu
unserer Gesellschaft gehört und jeden berei-
chert.“ Nur davon sind wir noch weit ent-
fernt.

Hans-Dieter Seul,
Berlin

Zur Ausgabe 49/50 vom 5. Dezember
2011, „Trauer um Christa Wolf“,
Seite 13
Anlässlich des Todes von Christa Wolf fand
Bundestagspräsident Norbert Lammert die
richtigen Worte. Ich danke ihm! Christa

Wolf war eine große Schriftstellerin. Wir al-
le sollten unser Haupt vor ihr verneigen.
Wenn jemand in einigen Jahrzehnten wis-
sen will, wie die deutsche Geschichte im 20.
Jahrhundert mit all ihren Irrungen und Wir-
rungen verlief, wie sie passierte – gerade für
die kleinen Leute (mehr im Leiden als im
Gewinn) –, kann nach Christa Wolfs Bü-
chern greifen und wird es erfahren. 
Auch ihre eigene, ehrliche Auseinanderset-
zung mit den beiden deutschen Diktaturen
bleibt aufschlussreich. Für uns damals jun-
ge Leser im Westen waren Christa Wolfs
Werke zudem Schlüssel zum Verständnis,
wie die DDR funktionierte – oder mit den
Jahren nicht mehr funktionierte. Christa
Wolfs Tod ist ein unermesslicher Verlust für
die deutsche Literatur.

Peter W. Hendl
Dachau 

Zur Zeitung „Das Parla-
ment“ allgemein
Seit fast drei Jahren bin ich
Leserin von „Das Parla-
ment“ und möchte mich
ganz herzlich für die lesens-
werten Beiträge und Beila-
gen bedanken. Als Studen-
tin der Politikwissenschaft
habe ich ein großes Interes-
se daran, Objektivität und
Transparenz unseres natio-
nalen Parlamentsgesche-
hens nachzulesen. Der
Schreibstil und das Layout
der Zeitung gefallen mir au-
ßerordentlich gut und ma-
chen jede Ausgabe zu einem
interessanten und informa-
tiven Leseereignis.

Katharina Kohlhaas, 
Mannheim

SEITENBLICKE

PANNENMELDER

Das Foto von Jens Spahn auf
Seite 2 der vorigen Ausgabe
stammt nicht von der dpa.
Vielmehr hat das Porträt des
gesundheitspolit ischen
Sprechers der Unions-Frakti-
on der Fotograf Stephan
Baumann gemacht. 


